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EDITORIAL/162: Fridays no Future ... (SB)




Wochendruckausgabe 162 der Elektronischen Zeitung Schattenblick
zum 5. Juni 2021
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Fridays no Future ...



Jeden Morgen geht die Sonne auf

 in der Wälder wundersamer Runde,

 scheint auf die Verschmutzung drauf

 und die industrieverbrannte Wunde.



Vielleicht so oder ähnlich müsste der dazumal erstaunte und angeregte
Blick in die Welt der Schädigungen und Zerstörungen, welche die Umwelt
unserer Zeit dem Auge bietet, wohl aussehen, mit dessen Hilfe in jenen
alten Zeiten die Verlockungen und Versprechungen der Natur noch
gefeiert und gelobt wurden.

Der Redakteur fragt sich, ob nicht an dieser Stelle der vielgepriesene
Wandel der Kulturen zu einer üblen Musik auf der falschen Party tanzt.

Ihre Schattenblick-Redaktion




4. Juni 2021
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REZENSION/164: Ilija Trojanow - Doppelte Spur (Spionage) (SB)


Ilija Trojanow



Doppelte Spur




Man könnte meinen, niemand wäre besser geeignet, den neuen Kalten
Krieg zwischen Rußland und den USA und das sonderbare Verhältnis
zwischen Donald Trump und Wladimir Putin erzählerisch zu verpacken als
der deutsch-bulgarische Weltenbummler, Übersetzer, vielfach
ausgezeichnete Literat und Überwachungsstaat-Kritiker Ilija Trojanow.
Und man läge vermutlich auch richtig damit. Schließlich hat der 1965
in Sofia geborene Trojanow als Kind und Jugendlicher das Leben auf
beiden Seiten des Eisernen Vorhangs kennengelernt, und seine
umfangreichen sprachlichen Kenntnisse gewähren ihm einen einmaligen
Blick auf die angloamerikanische und deutsche Kultur einerseits, die
slawisch-osteuropäische auf der anderen Seite. Doch sein neuester
Roman "Doppelte Spur", ein Agententhriller, der die dunklen
Verbindungen Trumps zu Putins Rußland beleuchten soll, ist leider
nicht so recht gelungen. Vor allem das große Finale bleibt aus. Das
erhoffte Feuerwerk entpuppt sich als Rohrkrepierer - und das ist
schade.

Die Erzählung beginnt damit, daß ein in Wien lebender, politisch
engagierter Schriftsteller namens Ilija - das Alter ego des Autors -
fast zeitgleich von zwei unbekannten Quellen, je eine in den
Sicherheitsapparaten Washingtons und Moskaus, eine riesige Sammlung
streng vertraulicher Dokumente der amerikanischen und russischen
Geheimdienste in digitaler Form zugespielt bekommt. Der amerikanische
Absender ist eine Frau mit Decknamen DeepFBI, der russische unbekannt.
Ob sich beide kennen und koordiniert arbeiten, bleibt Trojanow
verborgen. Sie fordern ihn jedoch auf, das brisante Material rasch
auszuwerten und so schnell wie möglich mit den wichtigsten
Erkenntnissen an die Öffentlichkeit zu gehen.
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Trump International Hotel and Tower am Columbus Circle/Ecke Central
Park in New York

Foto: © 2019 by Schattenblick



Angesichts der schieren Größe der Datensammlung tut sich Ilija mit
einem Kumpel in den USA namens Boris zusammen, der vor allem auf
Wirtschaftsdelikte spezialisiert ist. Boris, Sproß einer jüdischen
Auswandererfamilie aus der Sowjetunion, lebt im New Yorker Stadtteil
Brooklyn. Bei ihm quartiert sich Ilija ein. Die beiden Männer machen
sich an die Auswertung. An dieser Stelle blüht der Roman so richtig
auf. Trojanow tischt dem Leser eine fast endlose Liste russischer
Mafiosi/Oligarchen auf, die seit Ende der achtziger Jahre durch ihre
zum Teil extrem großzügigen Investitionen und Wohnungskäufe das
wackelige Trump-Immobilienunternehmen am Leben erhalten.

Das Thema Geldwäsche - siehe Trumps einstige Kasinos in Atlantic City
und seine Konten bei der Deutschen Bank - wird ausführlich behandelt.
Die Leserschaft erfährt viele atemberaubende Details der "Großen
Vaterländischen Ausplünderung" (S. 68) der Sowjetunion ab 1989. Zu
loben ist auch, daß Trojanows Analyse des historischen Geschehens viel
nüchterner und bei weitem nicht so hysterisch wie die der Reporter der
New York Times und der MSBNC-Nachrichtenmoderatorin Rachel Maddow
ausfällt, die während der vierjährigen Präsidentschaft Trumps dem
eigenen liberalen Publikum in den USA haarsträubende
Russiagate-Verschwörungstheorien erfolgreich eingebleut haben.

Die Dialoge und multikulturellen Sprachwitze, mit denen Ilija und
Boris der Monotonie ihrer Aufgabe begegnen, stellen eine besondere
Stärke des Romans dar. Wie sie versuchen, sich gegenseitig in Sachen
linguistischen Einfallsreichtums wie auch Zynismus ob der finsteren
Geschichten, mit denen sie konfrontiert werden, zu überbieten, läßt
die beiden Charaktere konturiert in Erscheinung treten. Dagegen bleibt
die dritte Figur im Bunde, die Dokumentarfilmemacherin Emi, angelehnt
an Trojanows gleichnamige Ehefrau, eher blaß, und die kleine Romanze,
die zwischen ihr und Ilija aufflammt, wenig mitreißend.
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Durch Interviews mit den Opfern arbeitet Emi die unglaubliche
Geschichte eines mehrfachen Sexualstraftäters namens Wasserstein -
gemeint ist Jeffrey Epstein - heraus, der Mädchen, auch minderjährige,
für die Reichen und Mächtigen der oberen Zehntausend beiderseits des
Atlantiks beschafft und sie bei ihren Eskapaden auf seinen Anwesen in
New York sowie in der Karibik heimlich filmt, um die prominenten
Beteiligten erpressen zu können. In Beschreibung der unsäglichen
Umtriebe Wassersteins und seiner Männerfreundschaft mit dem "Schiefen
Turm" kommt der Name Trump, ob mit oder ohne Donald, niemals im Buch
vor; dasselbe gilt für Wladimir Putin, Jared Kushner, Ivanka Trump und
Ghislaine Maxwell, die ebenfalls eingehend behandelt werden. Nur fragt
man sich beim Lesen irgendwann, was Epstein überhaupt mit dem
sinistren Nexus Kreml-Trump Tower zu tun hat. Die Frage bleibt
unbeantwortet.

Die Mammutrecherche von Ilija und Boris fördert keine weltbewegenden
Erkenntnisse zutage. Übrig bleibt lediglich der Eindruck, daß die
Oligarchen in Ost und West ihr Ding machen, während die einfachen
Leute zu Zuschauern und Opfern eines undurchsichtigen Dauerkampfs um
Macht und Geld degradiert werden. Gegen Ende treten die beiden
Hauptinitiatoren der außergewöhnlichen Auftragsarbeit hervor als ein
"progressiver" amerikanischer Milliardär, der soviel wie möglich vom
bestehenden demokratischen System in den USA vor Trump und seinen
MAGA-Anhängern retten will, und sein russisches Pendant, das den Kreml
von der putinschen Linie einer Annäherung Rußlands an die
Volksrepublik China abbringen will, damit Russen und Amerikaner quasi
zum Wohle der weißen Rasse die nicht zu unterschätzende
Herausforderung eines wiedererstarkten Reichs der Mitte gemeinsam
meistern können.

Während Emi einen Oscar für ihren Film über das Sex- und
Spionageimperium Wassersteins gewinnt, muß sich Ilija nach der
Veröffentlichung seines eigenen Werks über die Trump-Putin-Connection
in einem Dorf im tropischen Urwald verstecken. Von dort aus verfolgt
er per Fernsehen wie seine Enthüllungen weltweite Proteste auslösen
und womöglich den Weg für einen gesellschaftlichen Neubeginn ebnen.
Ein solcher Ausgang kommt mehr als überzeichnet daher. Der arabische
Frühling 2011, zum Teil entfacht durch die Veröffentlichungen von
Wikileaks, hat trotz aller Umbrüche in Nordafrika und im Nahen Osten
zu keiner wirklichen Verbesserung der Lage des Gros der dort lebenden
Menschen geführt. Die Enthüllung des NSA-Panoptikums im weltweiten
Internet durch Edward Snowden 2013 hat lediglich eine neue
Datenrichtlinie der EU hervorgebracht. Das war es aber auch schon. So
lobenswert das Vorhaben Trojanows gewesen sein mag, mit literarischen
Mitteln die großen Gefahren der modernen Plutokratie für das
gesellschaftliche Zusammenleben in Westeuropa und Nordamerika
aufzuzeigen, hat er sich doch mit dem Agententhriller "Doppelte Spur"
rein vom Stoff her einfach zuviel zugemutet.

1. Juni 2021
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Im Herzen des Imperiums - Washington D. C.
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REZENSION/740: Jensen, Keith, Wilbert - Bright Green Lies (SB)


Derrick Jensen, Lierre Keith, Max Wilbert



Bright Green Lies

How the environmental movement lost its way and what we can do about it




Vor rund 2,3 Milliarden Jahren leitete vor allem eine Spezies eine
Entwicklung ein, durch die sich die Zusammensetzung der gesamten
Erdatmosphäre auf tödliche Weise für fast alle anderen Lebensformen
verändern sollte. Ohne jene Große Sauerstoffkatastrophe, wie sie in
der Geologie genannt wird, gäbe es keine Sauerstoffatmer und damit
auch den heutigen Menschen nicht. Inzwischen schickt sich dieser an,
die Atmosphäre so zu verändern, dass dies für zahlreiche Arten zu
einem ähnlich gravierenden Katastrophenereignis wird, einschließlich
seiner selbst. Vor allem durch das Verbrennen fossiler Rohstoffe in
Haushalten, Fahrzeugen und Industrien, die weltumspannenden Personen-
und Warenströme per Schiff und Flugzeug sowie eine intensive
Tierproduktion werden der Atmosphäre Abgase und andere klimarelevante
Emissionen zugeführt. Ähnlich wie die Cyanobakterien im obigen
Beispiel hat der Mensch mit seinem Auftritt auf der Bühne der
Evolution, insbesondere seit Beginn des Industriezeitalters vor rund
200 Jahren, eine Entwicklung angestoßen, die man als Große
Erwärmungskatastrophe oder, wie bereits als Terminus in der
Klimawissenschaft eingeführt, als "Heißzeit" bezeichnen kann.

Auf dem gegenwärtig eingeschlagenen Kurs werden womöglich noch zu
Lebzeiten der Kinder- und Enkelgeneration auf dem Land und in den
Ozeanen unbewohnbare Klimazonen entstehen. Durch die Umwandlung der
Atmosphäre und die Ausbreitung des Menschen bis in die letzten
Refugien hinein sterben pro Tag im Durchschnitt 150 Arten aus.
Elefanten, Nashörner, Löwen und andere Großsäuger sind besonders
gefährdet. Dabei leben sowieso nur noch 4 Prozent der Säugetiere
wild, mehr als 60 Prozent fristen ihr Dasein als Nutztiere.

Der Zustand der heutigen Erde ist das Ergebnis technologischer
Fortschrittsträume und Vielversprechen. Obgleich seit mindestens
einem halben Jahrhundert hinlänglich bekannt sein müsste, dass der
Frühling verstummt, wenn die Menschen weitermachen wie bisher, das
Wachstum an seine Grenzen stößt und die Tragfähigkeit der Erdsysteme
für diverse Abfallstoffe der menschlichen Zivilisation überlastet
wird, werden die Produktionsverhältnisse weiterhin von der
Wachstumsdoktrin bestimmt.

Inzwischen präsentieren sich die gleichen gesellschaftlichen
Profiteure, die wissentlich die globalen Schadensfolgen ihres Tuns in
Kauf genommen haben, als Retter der Menschheit. Mit Konzepten wie dem
"Green Deal" (EU) und "Green New Deal" (USA) oder Chinas
Fünfjahresplan (2021 - 2025) auf dem Weg zu einer "ökologischen
Zivilisation" sollen binnen weniger Jahre weltweit mehr als eine
Milliarde Autos mit Verbrennungsmotoren verschrottet werden. Im
gleichen Zeitraum sollen sie durch Autos mit alternativen
Antriebsformen ersetzt werden. Die müssen alle noch gebaut werden.
Die Geschäfte der Autoindustrie brummen. Und über den
Individualverkehr hinaus existieren selbstverständlich noch viele
weitere Schlachtfelder der Großen Transformation [2]. Und das rettet
dann die Menschheit vor dem Klimawandel?

Es geht bei der Transformation nicht allein um den Ersatz von einer
Technologie durch eine andere. Aufgrund der eingangs angedeuteten,
selbst geschaffenen Sachzwänge werden unter dem Label der grünen
Ökonomie tief in die gesellschaftlichen Strukturen schneidende
Veränderungen vorgenommen. Nur ein Beispiel: Seit Jahren findet ein
Prozess der Kapitalisierung der Natur statt und es werden Lizenzen
zur Verschmutzung der Atmosphäre ausgegeben. Anstatt die Wirtschaft
zu wirksamen Maßnahmen des Klimaschutzes zu zwingen, wird ihr
gestattet, Handel mit Verschmutzungsrechten zu treiben und sich von
der schmerzhaften Verpflichtung eigener Klimaschutzmaßnahmen
zumindest partiell freikaufen zu können. Dem noch nicht genug, spielt
sich auf einmal die finanzstarke "erste" Welt als Hüterin der
tropischen Regenwälder auf, um sie vor jenen Menschen zu "schützen",
die darin seit alters her nachhaltig gelebt haben. Und manche
zivilgesellschaftliche Naturschutzbewegung singt dazu im
Hintergrundchor ihr Credo.

Wie konnte es dazu kommen, dass sich plötzlich die Industrie, die
einst von der Umweltschutzbewegung als hauptverantwortlich für die
Zerstörung der Natur gebrandmarkt wurde, als Heilsbringerin zur
Rettung der Welt geriert? Was ist passiert, dass die Umweltbewegten
nicht mehr den Planeten retten wollen, sondern nur noch ihr Leben,
fragen Derrick Jensen, Lierre Keith und Max Wilbert in ihrem bislang
nur auf Amerikanisch erschienenen Buch "Bright Green Lies: How the
environmental movement lost its way and what we can do about it",
frei übersetzt: Leuchtend grüne Lügen: Wie die Umweltbewegung vom Weg
abgekommen ist und was wir dagegen tun können.

Wir bringen keine guten Nachrichten, stellt Keith im Vorwort klar,
und erklärt:

"Wir haben dieses Buch geschrieben, weil mit unserer Bewegung
 etwas geschehen ist. Die Wesen und Biome, die einst im Zentrum
 unsere Sorge standen, sind verschwunden. An ihrer Stelle steht
 jetzt genau das System, das sie vernichtet. Das Ziel hat sich
 gewandelt: Wir sollen unsere Lebensweise retten, nicht für den
 lebendigen Planeten kämpfen; stattdessen sollen wir uns hinter den
 'Maschinen, die Maschinen machen, die Maschinen machen', die
 verschlingen, was von unserer Heimat übrig ist, versammeln." (S.
 16) [1]



Die Autorin und ihre Mitstreiter rechnen sich zu der
radikalökologischen Bewegung "Deep Green Resistance" [siehe
Schattenblick REZENSION/727], die die Zivilisation und ihre
vermeintlichen Errungenschaften fundamental in Frage stellt und dabei
zivilen Ungehorsam, mithin selbst Sabotage für ein legitimes Mittel
hält, um der Gesellschaft Sand ins Getriebe zu streuen. In diesem
Buch nehmen sie die etablierte Umweltbewegung aufs Korn, denn:

"Die leuchtend grünen Lösungen erlauben es uns, unsere
 unnachhaltige Lebensweise beizubehalten und dabei so zu tun, als
 würden wir den Planeten nicht töten." 
(S. 14)



Der Ausdruck "bright green lies" ist eine Anspielung auf eine
Einteilung des Spektrums der Umweltschutzbewegung durch den
Zukunftsforscher Alex Steffen. Er spricht von "bright green
environmentalists" und meint damit jenen aus seiner Sicht
innovationsfreudigen Zweig der Umweltschutzbewegung, der an
technologische Lösungen für Klimaschutz- und Umweltprobleme glaubt.
Wohingegen "light green" für die Idee individueller Antworten auf die
Klimakrise wie z. B. die Veränderung des Lebensstils steht. Mit "dark
green" wiederum sind Personen oder Gruppen gemeint, die
Umweltprobleme auf die industrielle Entwicklung und Zivilisation
zurückführen. Und um der bloßen Vollständigkeit halber: Die "Grays"
sind die Betonköpfe. Sie gehen davon aus, dass man überhaupt keine
Maßnahmen ergreifen muss. Zwischen den unterschiedlichen an
Umweltschutz interessierten Fraktionen liegen Welten.

Jensen, Keith und Wilbert merken gleich zu Beginn ihres Buchs an,
dass sie sich dafür entschieden haben, Tiere und Pflanzen nicht als
Dinge, die (engl.: that) etwas tun, sondern als "nichtmenschliche
Lebewesen" anzusehen, die (engl.: who) etwas tun oder denen etwas
angetan wird. Am Beispiel der Technik eines Kernkraftwerks liest sich
das dann so:

"Dessen physikalische Komponenten erfordern Minen und die damit
 verbundenen Angriffe auf das Leben, aber es braucht auch ein
 spezifisches soziales Arrangement, das patriarchalisch,
 hierarchisch, militaristisch, spezialisiert und mechanistisch ist.
 Und all das erfordert ein inneres theologisches Grundprinzip, nach
 dem das Leben eine Reihe von unzusammenhängenden Objekten ist -
 Dinge, die wir vielleicht 'Pflanzen' oder 'Tiere' oder 'Flüsse'
 nennen - nicht komplexe Wesen, mit denen wir in Beziehungen
 stehen. Mechanische Objekte sind keine eigenwilligen Geschöpfe;
 sie verlangen von uns keinen Respekt; tatsächlich verdienen sie
 kaum Beachtung. Sie existieren, um benutzt zu werden." 
(S. 35)



Man kann eine einzelne Technologie nicht aus dem Kontext reißen (S.
12), schreibt Jensen und will damit sagen, aus dem Kontext ihrer
Entstehung, des mit ihr notwendigerweise verbundenen Ressourcenraubs
sowie der energetischen und damit unwiederbringlichen
Verstoffwechslung von Materie. In "Bright Green Lies" wird die
Zivilisation an sich in Frage gestellt und nicht als Errungenschaft
der menschlichen Entwicklung aufgefasst, sondern als "Krieg". Die
Zivilisation werde immer wieder Waffen hervorbringen, um diesen Krieg
weiterzuführen, heißt es. Und weiter:

"Ihre grundlegendste materielle Aktivität ist ein Krieg gegen die
 lebendige Welt, und wenn Leben zerstört wird, muss sich der Krieg
 weiter verbreiten. Die Ausbreitung ist nicht richtig." 
(S. 27)



So werden für die vermeintlich klimaneutrale Biomasseverbrennung in
Europa ganze Wälder im Osten der USA zu Holzpellets verarbeitet und
über den Atlantik geschippert, und beim Austausch von Glühlampen
durch LED-Lampen wird zwar theoretisch der Energieverbrauch gesenkt -
sofern er nicht durch den Rebound-Effekt wieder zunichtegemacht würde
-, aber gleichzeitig der Einsatz teils hochtoxischer Rohstoffe
erhöht.

Ob Solarzellen, Windräder, Biomasse, Energieeffizienz, Wasserkraft
oder was sonst noch am leuchtend grünen Horizont als Lösungskonzepte
aufscheint, wird in dem Buch durchleuchtet. Zum Beispiel das
Wortungetüm "Ökosystemdienstleistung". Dahinter steckt die Idee, dass
in dieser (vermeintlich alternativlosen) marktwirtschaftlich
orientierten Gesellschaft Ökosysteme nur dann vor der Zerstörung
bewahrt werden können, wenn sie einen monetären Wert besitzen. Jensen
kritisiert diese Vorstellung:

"Die Zuweisung von Dollarwerten zu lebenden Ozeanen, Flüssen oder
 anderen natürlichen Gemeinschaften setzt voraus, dass Dollarwerte
 reale Werte nachahmen können - d. h. die intrinsischen Werte der
 Ozeane, Flüsse oder natürlichen Gemeinschaften und die Beziehungen
 zwischen all diesen. Einem Fluss einen Dollarwert zuzuweisen setzt
 voraus, dass ich weiß, welchen Wert dieser Fluss hat (oder dass
 ich ihn zumindest erahnen kann), und, was noch wichtiger ist, dass
 dieser Wert auf irgendeine vernünftige Weise durch einen
 Dollarbetrag dargestellt werden kann - was natürlich unsinnig und
 arrogant ist. Wie kann ich den vollen Wert der Lachse für einen
 Wald kennen oder den vollen Wert des Phytoplanktons, das
 Sauerstoff für zwei von drei Atemzügen der Tiere liefert? Wie kann
 ich den vollen Wert des Windes auf einer Bergkuppe oder der
 Gezeitenenergie für die Ozeane oder der Sonne für eine Wüste
 kennen? Wie kann ich den vollen Wert der Präriehunde für die
 Prärie kennen, oder sogar den vollen Wert der Wiesen? Warum können
 wir nicht einfach akzeptieren, dass Prärien und Präriehunde ihren
 Wert füreinander am besten kennen?" 
(S. 52/53)



Diese Fragen mögen auf den ersten Blick plausibel erscheinen und doch
geht hier Jensen, der für dieses Zitat verantwortlich zeichnet, mit
seiner Kritik einen Schritt vor und gleich wieder einen zurück. Die
gesellschaftliche Geborgenheit verheißende Umzäunung will auch er
nicht verlassen, wenn er Übereinstimmung mit den Adressaten anstrebt,
indem er an ihre Vernunft appelliert. Ganz nach dem Motto, man sei
sich gewiss einig, dass es "unsinnig" und "unvernünftig" ist, den
"realen" oder "vollen" Wert für Präriehund, Lachs oder Phytoplankton
kennen zu wollen. Jensen unterstellt, dass solch ein "realer",
objektiver Wert existiert, also ein Wert, der oberhalb des
subjektiven menschlichen Interesse steht. Aber genau mit dieser
Denkweise bleibt er, der die Monetarisierung mittels des Begriffs
Ökosystemdienstleistung explizit ablehnt, dem Rechnen verhaftet.

Geht es bei einem radikalökologischen Ansinnen, wie es "Bright Green
Lies" vorträgt, nicht vielmehr um die Frage, wer die Deutungshoheit
über den Wert der Natur innehat, und darüber hinaus eigentlich darum,
Deutungshoheit zu erlangen? Welchen Wert eine Gesellschaft einem
Ökosystem zumisst, das ihr zu Diensten sein soll, wird von den
vorherrschenden Interessen bestimmt und konfrontiert die an Natur-
und Klimaschutz Interessierten schlichtweg mit der eigenen Ohnmacht
gegenüber der Verfügungsgewalt.

In Abgrenzung zu den "Bright Green Environmentalist", die die
Zivilisation retten wollen, wollen Jensen, Keith und Wilbert die Erde
vor der Zivilisation retten. Sie haben das Buch geschrieben, weil sie
ihre Umweltbewegung zurückhaben wollen (S. 42). Aus diesem Grund
rechnen Autorin und Autoren dezidiert vor, wie gigantisch der
Rohstoffverbrauch auch und gerade bei den grünen Technologien steigt.
Die umfangreichen Beschreibungen ihrer vor- und nachgelagerten
Produktionsketten zählt zu den Stärken des fast 500 Seiten
umfassenden Werks.

Manches aber hält seinerseits einer kritischen Prüfung nicht stand.
Nicht wenige der geschilderten Negativbeispiele beziehen sich auf
eine viele Jahre zurückliegende, längst überholte Entwicklung.
Lobenswert ist zwar, dass in dem Buch bei der Bewertung der deutschen
Energiewende und der angeblichen Erfolgsgeschichte der erneuerbaren
Energien Wert auf den Unterschied von "Stromverbrauch" und
"Primärenergie-Verbrauch" gelegt wird - letzteres schließt den
Energiebedarf unter anderem von Heizungen und Fahrzeugen ein -, aber
der Anteil der erneuerbaren Energien im Strommix hat sich seit dem in
dem Buch verwendeten, teils zehn Jahre alten Daten erheblich
gewandelt. Mit solchen Detailangaben würden sich Jensen, Keith und
Wilbert in keiner Debatte mit "leuchtend grünen" Umweltinteressierten
argumentativ messen können.

Außerdem behauptet Jensen, dass Solarzellen "nur an sonnigen Tagen"
elektrischen Strom erzeugen. (S. 87) Das trifft nicht zu. Bei
bedecktem Himmel bringen Solarzellen zwar nicht ihre maximale
Leistung, aber auch durch die diffuse Strahlung eines wolkenreichen
Tages werden in handelsüblichen Solarzellen noch erhebliche Mengen an
Strom generiert.

Vom Standpunkt einer Zivilisationskritik her, wie er hier vorgetragen
wird, ist es doch sehr fraglich, ob man sich ausgerechnet mit einem
wirtschaftsliberalen Befürworter des Freihandels wie dem
Spiegel-Autor Alexander Neubacher gemein machen sollte, indem man ihn
als Quelle für die eigene Argumentation gegen das
Erneuerbare-Energien-Gesetz heranzieht. Da kann man sich ja gleich
Lobbyisten der Atom- und Kohlewirtschaft ins Boot holen, so man
ernsthaft die Erwartung hegt, dass sie in die gleiche Richtung
rudern.

Neubacher erweist sich auch deshalb als keine geeignete Quelle, weil
seine von Jensen zitierte Rechnung aus dem Jahre 2012, wonach die
staatlichen Subventionen für die deutsche Solarwirtschaft die
Schwelle von 100 Milliarden Euro überschritten und kaum was gebracht
haben, aus einer Reihe von Gründen nicht aufgeht. Erstens handelt es
sich gar nicht um Subventionen für das Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG). Der Staat nimmt keine Steuereinnahmen in die Hand, sondern er
hat eine "Umlage" ins Leben gerufen. Die Kosten für die attraktiven
Vergütungen für Bau und Betrieb erneuerbarer Energieträger werden auf
die Stromkundinnen und -kunden verteilt. Daraus geht zweitens hervor,
dass das Geld nicht in irgendwelchen Löchern verschwindet, wie es der
von Jensen zitierte Spiegel-Beitrag bereits im Titel "Solar Subsidy
Sinkhole (z. Dt.: Solares Subventionsloch) nahelegt, sondern dass es
umverteilt wird. Drittens: Wenn schon von einem "Loch" die Rede sein
soll, dann wurde es von den Stromkonzernen angelegt, denn sie geben
ihre lukrativen Kosteneinsparungen aufgrund der - dank den
erneuerbaren Energien - extrem gesunkenen Börsenstrompreisen nicht an
ihre Kundinnen und Kunden weiter.

Eine bekannte Autorin wie Naomi Klein darf sicherlich kritisiert
werden, aber was sich Jensen in einem Kapitel über Solarenergie
leistet, kann man nur als unfreundlichen Akt bezeichnen. Er reißt ein
Zitat aus dem Zusammenhang, wenn er unterstellt, dass sie in ihrem
Buch "This Changes Everything" (z. Dt.: Die Entscheidung:
Kapitalismus vs. Klima) aus dem Jahr 2014 nicht zwischen elektrischer
Energie und Primärenergie unterschieden hat, weil sie die deutsche
Energiewende schönreden will. Laut Jensen hat Klein behauptet, dass
Frankfurt und München "sich verpflichtet haben, bis 2050 bzw. 2025
auf 100 Prozent erneuerbare Energien umzusteigen". Er kommentiert
dies so:

"Nun, nein. Frankfurt und München haben sich nicht dazu
 verpflichtet, bis 2050 bzw. 2025 auf 100 Prozent 'erneuerbare'
 Energie umzusteigen. Sie haben sich verpflichtet, bis 2050 bzw.
 2025 zu 100 Prozent 'erneuerbarem' Strom überzugehen." 
(S. 63)



Mit dieser Verkürzung und Verdrehung tut Jensen sich und dem Anliegen
des Buchs keinen Gefallen. Hätte er den Absatz aus Kleins Buch, aus
dem er zitiert, komplett wiedergegeben, wäre deutlich geworden, dass
die Autorin an dieser Stelle über nichts anderes als den elektrischen
Energiebedarf und über Stromnetze schreibt. Ihr etwas anderes zu
unterstellen ist unfair. Wir geben deshalb Naomi Klein im
amerikanischen Wortlaut wieder:

"Many of Hamburgs residents wanted to be part of Energiewende: The
 fast-spreading transition to green, renewable energy that was
 sweeping the country, with nearly 25 percent of Germanys
 electricity in 2013 coming from renewables, dominated by wind and
 solar but also including some biogas and hydro - up from around 6
 percent in 2000. In comparison, wind and solar made up just 4
 percent of total U.S. electricity generation in 2013. The cities
 of Frankfurt and Munich, which had never sold off their energy
 grids, had already joined the transition and pledged to move to
 100 percent renewable energy by 2050 and 2025, respectively."
 
(eBook S. 85)



Eine Petitesse am Rande: Vielleicht liegen die Positionen Kleins und
Jensens inhaltlich gar nicht so weit auseinander, wie es letzterer
darzustellen bemüht ist. Denn Klein dankt in ihrem Buch neben
zahlreichen weiteren Personen auch Derrick Jensen als jemandem,
dessen Werk ihre Sicht "besonders geprägt" hat. (eBook S. 855)

Eine Schwäche des vorliegenden Buchs bleibt somit, dass es
Einfallstore für Kritik öffnet. Auf einem sich rasant verändernden
Gebiet wie dem der Energieproduktion in Deutschland sollte man schon
einigermaßen Schritt halten und gegebenenfalls auf einzelne
Kritikpunkte verzichten, falls sie nur mit veralteten Angaben
gefüttert werden können. Es mangelt nicht an Argumenten gegen die
grüne Ökonomie, die sich gegenwärtig Bahn bricht und auf ihrem Weg
die Anliegen der Umweltbewegung kurzerhand integriert.

Unberührt von manchen Schwächen bleibt indessen die zutreffende
Kritik, dass sich die deutsche Energiewende bislang nahezu
vollständig auf die elektrische Energieerzeugung bezieht und der
Anteil der erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch noch immer
gering ist. Auch die Kritik am Ergebnis der deutschen
Kohlekommission, die vorgeschlagen hat, das letzte Kohlekraftwerk
erst im Jahr 2038 abzuschalten, trifft ins Schwarze (S. 96),
entscheiden doch die nächsten Jahre, ob die globale Erwärmung
gestoppt wird oder nicht.

Obschon der Mensch wie kein anderes Tier durch die Verstoffwechslung
seiner Um- und Mitwelt seine Existenz zu sichern trachtet, mit den
vielfach geschilderten Verheerungsfolgen, steht er nicht außerhalb
des Geschehens. Cyanobakterien gibt es noch heute und wird es
vermutlich auch dann noch geben, wenn die einstmals dominante Spezies
der Erde ihren Hut nehmen musste.


Fußnoten:

[1] Alle Zitate eigene Übersetzung. Die Seitenangaben beziehen sich
auf das eBook, es kann daher zu Abweichungen von der Paperbackausgabe
kommen.

[2] Nach dem Hauptgutachten "Welt im Wandel - Gesellschaftsvertrag
für eine Große Transformation" des Wissenschaftlichen Beirats der
Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) aus dem Jahr 2011.
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INTERNATIONAL/285: Großer Erfolg des Internationalen Festivals für die Freiheit von Milagro Sala (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 27. Mai 2021

Großer Erfolg des Internationalen Festivals für die Freiheit von
Milagro Sala






[image: Milagro Sala erhebt die Hand zum Victory-Zeichen - Bild: Romina Santarelli/Ministerio de Cultura de la Nación, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0], via Wikimedia Commons]

Milagro Sala, Aufnahme vom 6. Juni 2015

Bild: Romina Santarelli/Ministerio de Cultura de la Nación,

CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0], via Wikimedia Commons



Mit mehr als 7.200 Aufrufen und einem Chat mit hunderten von Grüßen
wurde das Online-Festival "Una canción para Milagro" am 18. Mai auf
YouTube übertragen - organisiert vom Internationalen Netzwerk für die
Freiheit von Milagro Sala.

Die Online-Veranstaltung mit mehr als 15 Musiker:innen und Bands aus
der internationalen und argentinischen Szene brachte in ihrem Programm
eine Reihe sehr unterschiedlicher Stile und Persönlichkeiten zusammen,
die in einer einzigen globalen Forderung vereint waren: Sie sangen und
spielten für die Freiheit der Anführerin von Jujuy und ihrer zehn
inhaftierten Kamerad:innen.

Die Show wurde von der bekannten Journalistin Liliana López Foresi
moderiert, die zwischen den Liedern die Geschichte der Organisation
Túpac Amaru erzählte, die 2004 von Milagro Sala in der argentinischen
Provinz Jujuy gegründet wurde.

Von ihrem Hausarrest aus sandte die Anführerin von Jujuy einen
Dankesgruß an die Künstler:innen, Festivalorganisator:innen und
Menschenrechtsorganisationen für ihre Anwesenheit und Unterstützung
sowie einen Gruß an das kolumbianische Volk.

Das Programm reichte von der klassischen Musik von Miguel Ángel
Estrella über den Hip-Hop von New Tradition mit Beny Esguerra, den
indigenen Gesang von Charo Bogarin, die Flamenco-Welt von Martirio,
die argentinische Folklore des großen Peteco und die rioplatense Farbe
von Ariel Prat, das feministische Lied von Lio, die Poesie von Teresa
Parodi und Susana Rinaldi, die Protestsongs (Oskar Wigren, Banda
Popolare und Força e Defesa), den Rap von Daniel Devita bis hin zur
queeren Cumbia der Gruppe Sudor Marika.

Der Gastgeber stellte auch die zehn politischen Gefangenen vor und
machte besonders auf die sieben Frauen, die Familienoberhäupter sind,
und deren Schwierigkeiten aufmerksam, den Haushalt zu führen, ihre
Kinder zur Schule zu schicken oder die für sie vorgeschriebene
medizinische Versorgung zu erfüllen.

Um in diesen besonderen Situationen zu unterstützen, hat das Festival
außerdem einen Aufruf zur Solidarität in der Öffentlichkeit gestartet.

Für diejenigen, die es verpasst haben, ist die Veranstaltung immer
noch online auf dem YouTube-Kanal "Una Canción para Milagro" zu sehen
[1].

Vielen Dank, dass ihr das Festival weiterverbreitet habt und bei uns
wart. #FreeMilagro [2]

Internationales Netzwerk für die Freiheit von Milagro Sala

(Argentinien, Kanada, Italien, Spanien, Schweden, Schweiz und
Vereinigte Staaten)


Übersetzung aus dem Italienischen von Chiara Pohl vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam.

Weitere Beiträge zum Thema:

https://www.pressenza.com/de/tag/milagro-sala-de/


Anmerkungen:

[1] https://youtu.be/U_1TO_pl_gI

[2] https://twitter.com/search?q=%23freeMilagro


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ATTAC/2052: "Sign!" - Bündnis startet Kampagne zur Patente-Aussetzung


Attac Deutschland - Gemeinsame Pressemitteilung

Berlin/Frankfurt am Main, 19. Mai 2021

"Sign!": Bündnis startet Kampagne zur Patente-Aussetzung



(Berlin/Frankfurt am Main) Ein Bündnis zivilgesellschaftlicher Akteure und
politischer Initiativen startet am heutigen Donnerstag eine Kampagne zur
Aufhebung des Schutzes von geistigen Eigentumsrechten auf Impfstoffe,
Medikamente und andere medizinische Güter zur Eindämmung der
Covid-19-Pandemie.

Unter dem Kampagnenmotto "Sign! - Mensch vor Patent" soll der politische
Druck auf Bundesregierung und Europäische Union erhöht werden, sich dem
Vorstoß von mehr als 100 Staaten des globalen Südens anzuschließen und sich
für den bei der Welthandelsorganisation (WTO) verhandelten "Waiver"
(Verzichtserklärung) im Rahmen des TRIPS-Abkommens einzusetzen. Dieser
sieht die Aussetzung der Covid-19-Patente auf Impfstoffe, Medikamente und
andere medizinische Güter bis zur Eindämmung der Pandemie vor. Kürzlich
hatte sich auch die Biden-Administration diesem Vorstoß angeschlossen und
die zeitweise Aussetzung von Patenten auf Covid-19-Impfstoffe befürwortet.

Patente dienen, so das Bündnis, vor allem den Interessen der
Pharmaindustrie. Sie seien eine große Barriere bei der Ausweitung von
Produktionsstandorten und steigerten die Kosten für dringend benötigte
Gesundheitsgüter. Die Aussetzung der Patente könne einen bedeutsamen
Beitrag zur Eindämmung der größten Gesundheitskrise der letzten 100 Jahre
leisten, weil in der Folge dezentraler, schneller und kostengünstiger
Impfstoffe produziert werden könnten. Um eine gerechte Verteilung von
Impfstoffen zu gewährleisten und Virusmutationen Einhalt zu gebieten,
brauche es eine massive Steigerung der Produktion.

Angesichts der globalen Impfungerechtigkeit und deren dramatischer Folgen
für Millionen Menschen sei die Zeit für die Aussetzung der Patente
überreif. "Deutschland und die EU sind derzeit die zentralen Akteure, die
den Waiver und damit die Freigabe von Eigentumsrechten in Bezug auf die
Corona-Pandemie blockieren. Die scheidende Bundeskanzlerin Angela Merkel
sollte das Momentum nutzen und im Menschheitsinteresse der
Pandemieeindämmung umsteuern", sagt Roland Süß vom
globalisierungskritischen Netzwerk Attac. Die Pandemie könne nur mit einem
globalen Ansatz eingedämmt werden. Daher sei die Blockadehaltung aus Sicht
des Kampagnen-Bündnisses völlig inakzeptabel.

"Der bestmögliche Zugang zu Gesundheitssystemen, Medikamenten und
Impfstoffen ist ein fundamentales Menschenrecht. Eines der größten
Hindernisse für eine gerechte Versorgung mit Impfstoffen ist das
Patentsystem. Aus diesem Grund werden wir den Druck auf die Bundesregierung
und die EU in Solidarität mit dem Globalen Süden erhöhen. Das ist die
Kernidee des Kampagnen-Bündnisses", so Anne Jung von medico international
und Mitinitiatorin des Bündnisses.

Zum Auftakt sind eine Social Media-Kampagne sowie Protestaktionen rund um
die nächste Verhandlungsrunde der WTO am 8. Juni geplant. Weitere Aktionen
und Demonstrationen werden in den Monaten bis zur Bundestagswahl folgen.

Weitere Informationen und Liste der beteiligten Organisationen: 

https://makethemsign.eu/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland

Münchener Straße 48, 60329 Frankfurt

Telefon:: +49 69 900 281 -10, Telefax: +49 69 900 281-99

E-Mail: info@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUSSEN/173: In der Sanktionsspirale (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 31. Mai 2021

german-foreign-policy.com

In der Sanktionsspirale

Berlin und Brüssel planen harte Wirtschaftssanktionen gegen Belarus.
Außenminister Maas fordert Ausschluss des Landes vom Zahlungssystem
SWIFT.



BERLIN/BRÜSSEL/MINSK - Mit einer Erörterung verschiedener drastischer
Wirtschaftssanktionen leiten Berlin und die EU die nächste Runde im Kampf
um den Sturz des belarussischen Präsidenten Alexander Lukaschenko ein. Man
solle nicht nur Strafmaßnahmen gegen belarussische Konzerne in Betracht
ziehen, sondern auch, das Land vom internationalen Zahlungssystem SWIFT
auszuschließen, fordert Außenminister Heiko Maas. Ein Ausschluss von SWIFT
könnte - wie einst in Iran - auch in Belarus zu einem "massiven Einbruch"
der Wirtschaft führen, urteilen Experten. Freilich warnen Beobachter,
Sanktionen könnten durchaus auch der eigenen Seite Schaden zufügen; als
Beispiel gilt ein etwaiger Boykott gegen Belaruskali, der den Landwirten in
der EU gravierende Probleme bereiten könnte. Luxemburgs Außenminister Jean
Asselborn wird mit der Aussage zitiert, der Westen werde womöglich "ein
wenig Opfer" bringen müssen. Mit den bevorstehenden Sanktionen gehen die
mehr als zwei Jahrzehnte andauernden Versuche Berlins, Brüssels und
Washingtons, den belarussischen Präsidenten Alexander Lukaschenko zu
stürzen, in die nächste Runde.

Zuckerbrot und Peitsche

Mit den neuen Sanktionen, auf die sich die EU in der vergangenen Woche im
Grundsatz geeinigt hat und die nun konkretisiert werden sollen, gehen die
Bemühungen Berlins, der EU und der USA, den belarussischen Präsidenten
Alexander Lukaschenko zu stürzen, in ihre nächste, bislang wohl
aggressivste Runde. Begonnen haben sie bereits Ende der 1990er Jahre -
unter anderem mit Bemühungen des ehemaligen BND-Präsidenten Hans-Georg
Wieck, seinen Posten als Leiter der OSZE-Berater- und Beobachtergruppe in
Minsk (1998 bis 2001) zu nutzen, um die recht schwache und zersplitterte
belarussische Opposition zu organisieren und zu stärken.[1] Im Laufe der
Jahre wechselten sich dabei Umsturzversuche mit Bestrebungen ab, die
belarussische Staatsspitze eng in westliche Strukturen einzubinden, um sie
Stück für Stück aus dem Bündnis mit Russland zu lösen; so gelang es nach
einem Besuch von US-Außenminister Mike Pompeo am 1. Februar 2020 etwa, ein
gemeinsames Manöver belarussischer und britischer Soldaten durchzuführen -
eine erste enge Militärkooperation mit einer bedeutenden NATO-Macht.[2] Die
Arbeit an der direkten Einbindung Belarus' in westliche Bündnisstrukturen
endete vorläufig im August 2020 - mit den Protesten im Umfeld der damaligen
Präsidentenwahl.[3]

Unterstützung für die Exilopposition

Die westlichen Mächte nahmen die relativ breit getragenen Proteste zum
Anlass, erneut den Sturz von Präsident Lukaschenko ins Zentrum ihrer
Bestrebungen zu stellen. Dabei werden unmittelbare Maßnahmen zur Förderung
der belarussischen Opposition über die Nachbarstaaten abgewickelt - über
Polen und über Litauen. Die polnische Regierung hat der belarussischen
Exilopposition ein Gebäude in einem Warschauer Diplomatenviertel zur
Verfügung gestellt und fördert einen TV- wie einen Radiosender (Belsat,
Radio Racja), die aus Polen senden und in Belarus zu empfangen sind. Aus
Warschau wird der Telegram-Kanal Nexta betrieben, ein zentrales Medium zur
Organisierung der belarussischen Opposition. In Vilnius wiederum, der
"Hauptstadt" der Exilopposition, in der etwa die Konrad-Adenauer-Stiftung
(CDU) ihr "Auslandsbüro Belarus" unterhält, residiert derzeit Swetlana
Tichanowskaja, die sich zur Siegerin der jüngsten Präsidentenwahl vom
August 2020 erklärt hat. Der am 23. Mai bei der erzwungenen Zwischenlandung
des Ryanair-Fluges in Minsk festgenommene Aktivist Roman Protassewitsch
hatte im vergangenen Jahr eine Zeitlang für Nexta in Warschau gearbeitet,
bevor er nach Vilnius wechselte. Zuvor hatte er in den Jahren 2014/15 im
faschistischen "Bataillon Asow" in der Ostukraine gekämpft.[4]

Sanktionswellen

Zusätzlich zur Unterstützung der belarussischen Exilopposition hat die EU
im vergangenen Jahr begonnen, die Regierung in Minsk systematisch mit
Sanktionen zu attackieren. Bereits seit Jahren in Kraft und weiterhin
gültig sind ein Waffenembargo sowie das Verbot, Güter zu liefern, die zu
innerer Repression genutzt werden können. Im Oktober, November und Dezember
vergangenen Jahres hat die EU in drei Wellen Strafmaßnahmen gegen
Einzelpersonen und Unternehmen verhängt, denen vorgeworfen wird, entweder
Verantwortung für Repression gegen die Opposition zu tragen oder Präsident
Lukaschenko und seine Regierung zu unterstützen. Die Sanktionsliste umfasst
alles in allem 88 Personen - darunter Präsident Lukaschenko selbst und sein
Sohn Wiktor Lukaschenko, der als Nationaler Sicherheitsberater amtiert -
sowie sieben Unternehmen, darunter der Rüstungshändler Beltechexport. Gegen
die Betroffenen wurden Einreisesperren in die EU in Kraft gesetzt; zudem
wurde ihr Vermögen in der EU eingefroren. EU-Bürgern ist es nicht mehr
erlaubt, mit ihnen Geschäfte zu machen. Eine vierte Sanktionswelle gegen
Belarus ist bereits seit geraumer Zeit in Vorbereitung - ein Beleg dafür,
dass die Debatte um die Zwangslandung des Ryanair-Flugzeugs nicht der
Auslöser der neuen Sanktionen ist, sondern ihrer Legitimation dient.

"Belarus wirklich treffen"

Dabei haben die EU-Staats- und Regierungschefs am 24. Mai nicht nur neue
Sanktionen gegen Personen, sondern zudem ein Überflug- und Landeverbot für
belarussische Flugzeuge sowie vor allem "gezielte Wirtschaftssanktionen"
beschlossen, die noch genauer bestimmt werden müssen. Modell sind
Strafmaßnahmen, die die Vereinigten Staaten schon am 19. April verhängt
haben und die ein Verbot jeglichen Geschäfts mit neun belarussischen
Unternehmen vorsehen, darunter der Reifenhersteller Belshina, der
Düngemittelhersteller Grodno Azot und Belneftekhim.[5] Der Staatskonzern
Belneftekhim betreibt Pipelines, Raffinerien sowie Chemiefabriken; laut
Berichten stellt er ein Drittel der belarussischen Industrieprodukte
her.[6] Seit Tagen überschlagen sich deutsche Medien mit Vorschlägen,
welche Sanktionen "Belarus wirklich treffen" könnten.[7] So heißt es etwa,
man könne Strafmaßnahmen gegen das Staatsunternehmen Belaruskali verhängen -
 einen der größten Kaliproduzenten weltweit, der allein rund 20 Prozent des
globalen Bedarfs an Kalidüngemitteln decke und für das Land "lebenswichtig"
sei.[8] Brüssel dürfe sich "nicht mit kleinen Sanktionsschritten zufrieden
geben", verlangt Außenminister Heiko Maas und spricht von einer "großen und
langen Sanktionsspirale".[9]

"Ein wenig Opfer"

Experten warnen in zweierlei Hinsicht. Zum einen heißt es, die Erfahrung
mit Sanktionen lehre, dass das betroffene Land sich einfach andere
Absatzmärkte suchen könne; Belaruskali etwa werde wohl in der Lage sein,
neue Kunden für seinen Kalidünger zu finden. Auch könne sich Belarus -
unter Druck stehend - genötigt sehen, sich noch enger als bisher an Moskau
zu binden: "Schärfere EU-Sanktionen könnten die ohnehin schon große
Abhängigkeit des Landes von Russland noch weiter verstärken", wird Oliver
Hermes, Vorsitzender des Ost-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft,
zitiert.[10] Zum anderen aber sei mit Schäden auf der eigenen Seite zu
rechnen. Es sei etwa denkbar, dass Strafmaßnahmen gegen Belaruskali den
Weltmarktpreis für Kalidünger in die Höhe trieben; darunter würden dann
auch Landwirte in der EU leiden. Sollte Minsk gar zu Gegensanktionen
greifen - so etwa auf dem Erdöl- oder dem Erdgassektor -, dann drohe
eventuell ein "Sanktionskrieg", der auch Berlin und Brüssel Verluste
bringen werde.[11] Luxemburgs Außenminister Jean Asselborn wird
diesbezüglich mit der Vorhersage zitiert: "Das kostet auch ein wenig Opfer
von der westlichen Seite." Das müsse man freilich akzeptieren; nachzugeben
"wäre falsch".[12]

Ausschluss von SWIFT

Um Minsk in die Knie zu zwingen, schlägt Außenminister Maas nicht nur vor,
die Ausgabe sowie den Handel in Euro notierter belarussischer
Staatsanleihen zu untersagen. Maas spricht sich zudem dafür aus, Belarus
unter Umständen vom Zahlungssystem SWIFT auszuschließen und es dadurch von
internationalen Zahlungen abzuschneiden.[13] Im Falle Irans hatte diese
Maßnahme zu schweren Schäden geführt und die Wirtschaft des Landes
dramatisch einbrechen lassen. Allerdings dürfte auch ein Ausschluss von
SWIFT Belarus noch enger an Russland binden - dies nicht zuletzt, weil
Moskau und Beijing ohnehin daran arbeiten, eine Alternative zu SWIFT zu
schaffen, um den westlichen Sanktionsdrohungen dauerhaft zu entkommen
(german-foreign-policy.com berichtete [14]). Gelingt dies, dann besäße auch
Minsk gegen Berlins Finanzaggressionen einen gewissen Schutz.


Mehr zum Thema:

Quod licet Iovi...
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PARTEIEN/407: Belfast - wo gezündelt wird, gibt's Explosionen ... (SB)


Belfast - wo gezündelt wird, gibt's Explosionen ...



Spott, Häme und Schadenfreude begleiten den aktuellen Super-GAU bei
der Democratic Unionist Party (DUP), der - noch - größten
protestantisch-probritischen Partei Nordirlands. Die vor 50 Jahren von
dem stimmgewaltigen, freipresbyterianischen Pfarrer Ian Paisley
gegründete und lange von ihm geführte DUP hat am 27. Mai ihre
allererste Kampfabstimmung um den Parteivorsitz absolviert. Das
Ergebnis waren Chaos, Zwist und Unversöhnlichkeit. Angesichts des
offenen Hauens und Stechens, das die Kür des neuen DUP-Chefs begleitet
hatte, sprach im Belfast Telegraph dessen leitender Politikredakteur
Sam McBride von einem "Blutbad", während der populäre Publizist und
Kommentator Alex Kane auf seinem eigenen Blog über "die Borgias auf
Koks" witzelte.

Die Dankesrede des Siegers, Edwin Poots, wurde vom unterlegenen
Bewerber Jeffrey Donaldson und der scheidenden DUP-Vorsitzenden Arlene
Foster demonstrativ boykottiert. Beide verließen sichtlich verärgert
und unter Blitzlichtgewitter das Belfaster Crowne Plaza Hotel, in dem
der Miniparteitag stattfand. Wie die Kameras der BBC zeigten, war
während der Rede Poots' rund die Hälfte der Sitze im Saal leer. Aus
Verärgerung darüber, wie sie vor wenigen Wochen mittels einer
niederträchtigen Intrige geschaßt worden war, will Foster die DUP
gänzlich verlassen. Viele Mitglieder ihres Ortsvereins im ländlichen
Fermanagh and South Tyrone wollen ihr angeblich folgen. Donaldson hat
offiziell eine Beschwerde beim Police Service of Northern Ireland
(PSNI) eingereicht, weil seine Unterstützer im Vorfeld der
Kampfabstimmung per SMS und Email offene Drohungen seitens
loyalistischer Paramilitärs erhalten haben. Eine Spaltung der DUP bzw.
die Abwanderung einiger prominenter Amtsträger zu der liberalen Ulster
Unionist Party (UUP) unter dem Vorsitz des gemäßigten Doug Beattie
kann nicht ausgeschlossen werden.
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Ulsters protestantische Untergrundarmeen machen Werbung für sich
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Der politische Scherbenhaufen, vor dem Poots und seine treuen
Nibelungen, allen voran Ian Paisley jun. und Sammy Wilson, nun stehen,
ist eine Spätfolge des umstrittenen Entschlusses der DUP, sich 2016
für den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und
Nordirland aus der Europäischen Union stark zu machen. Bei jener
Volksbefragung hat ähnlich wie in Schottland eine Mehrheit der
Menschen in Nordirland für den Verbleib in der EU votiert. Dessen
ungeachtet hat sich die DUP bei den Beratungen zwischen London und
Brüssel stets für den radikalsten Brexit in der Hoffnung stark
gemacht, dadurch die Wiedererrichtung einer harten Grenze zur Republik
Irland herbeiführen und somit das langsame, aber unaufhaltsame
Zusammenwachsen beider Teile der Insel seit dem Karfreitagsabkommen
1998 zum Erliegen bringen zu können. Dies erklärt, warum die DUP, ab
2017 mit ihren zehn Abgeordneten im britischen Unterhaus
Mehrheitsbeschafferin der konservativen Minderheitsregierung in
London, Premierministerin Theresa May mehrmals daran gehindert hat,
eine Brexit-Lösung mit der EU zu vereinbaren, welche das Vereinigte
Königreich im europäischen Binnenmarkt und in der Zollunion belassen
hätte.

Groß war der Jubel bei Foster, Donaldson, Poots, Wilson, Paisley et
al, als im Sommer 2019 May entnervt das Handtuch warf und der
vermeintliche Verbündete und Freund Boris Johnson in die Number 10
Downing Street einzog. Einige Monate zuvor war der berüchtigte
Schürzenjäger auf dem DUP-Parteitag in Belfast als Held der Union und
EU-Drachentöter in spe gefeiert worden. Bei diesem Anlaß hatte der
ehemalige Brüssel-Korrespondent des Daily Telegraph den Protestanten
Nordirlands ewige Treue geschworen. Doch die Liebesbekundungen des
mehrfachen Ehebrechers waren, wie nicht anders zu erwarten, von ganz
kurzer Haltbarkeit. Unfähig, die Quadratur des Kreises "Brexit means
Brexit" auf andere Weise hinzubekommen, erzielte Johnson im Oktober
2019 bei einem Treffen nahe Liverpool mit dem damaligen irischen
Premierminister Leo Varadkar eine Einigung, die Großbritannien aus
Zollunion und Binnenmarkt mit der EU herausriß, Nordirland aber
drinließ und zu guter Letzt die künftigen Grenzkontrollen an den
Flug- und Fährhäfen Nordirlands vorsah. Die DUP war vom englischen
Vorsitzenden der Conservative and Unionist Party of Great Britain
regelrecht düpiert worden. Als Johnson einen Monat später mit dieser
Brexit-Lösung die britischen Unterhauswahlen mit einer Mehrheit von
rund 80 Sitzen haushoch gewann, stand die DUP-Führung wirklich dumm
da.

Im Januar 2021 - nach einem Jahr Schonfrist - traten die neuen
Post-Brexit-Regeln in Kraft. Anfangs sah es so aus, als habe sich die
DUP mit dem Northern Ireland Protocol (NIP) - so lautet der
Oberbegriff für die neuen Grenzkontrollen - abgefunden und wolle das
Beste aus der veränderten Situation machen. Doch das änderte sich
schlagartig, als Anfang Februar eine Umfrage veröffentlicht wurde,
derzufolge sich die Popularitätswerte der DUP im Sturzflug befinden.
Seither laufen DUP, Oranier Orden und die loyalistischen Paramilitärs
gegen das NIP Sturm. Letztere haben einen ganz besonderen Grund, mit
den neuen Grenzkontrollen in Larne und Belfast unzufrieden zu sein:
Die South East Antrim Brigade der Ulster Defence Association (UDA)
soll regelmäßig größere Lieferungen illegaler Drogen aus
Großbritannien über die dortigen Hafenterminals erhalten. Wegen der
angeblichen Ungleichstellung der nordirischen Protestanten nach dem
NIP haben der Oranier-Orden und das Loyalist Communities Council
(LCC), der Dachverband der illegalen, protestantischen
Untergrundarmeen, ihr Bekenntnis zum Friedensprozeß und zum
Karfreitagsabkommen zurückgezogen. In April kam es bei
Anti-NIP-Protesten in den protestantischen Vierteln von Belfast zu den
heftigsten Unruhen seit Jahren. Schon jetzt rechnen alle in Nordirland
mit schweren Ausschreitungen am Rande der diesjährigen Marschsaison
des Oranier-Ordens, die bekanntlich am 12. Juli, "The Twelfth", ihren
Höhepunkt erreicht.
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Logenbrüder des Oranierordens marschieren am 12. Juli durch Belfast
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Wie sich die DUP oder auch die politische Konstellation in Nordirland
in rund sechs Wochen präsentieren wird, weiß niemand. Nach dem
Rücktritt Fosters behält die DUP weiterhin den Anspruch auf den Posten
des Ersten Premierministers Nordirlands. Poots will dieses Amt
angeblich nicht übernehmen, sondern es stattdessen mit seinem
DUP-Kollegen Paul Givan besetzen. Koalitionspartnerin Sinn Féin, die
größte nationalistisch-katholische Partei in der Belfaster
Provinzregierung, muß jedoch der Personalie formell ihre Zustimmung
erteilen. Sie könnte die Zustimmung auch vorenthalten, sollten Poots
und Givan sich weigern, die frühere Vereinbarung zur Aufwertung der
gälischen Sprache - eine Kernforderung Sinn Féins - einzuhalten. In
einem solchen Fall stünden im Herbst Neuwahlen zur Regionalversammlung
an. Wenngleich die desolate Lage der DUP Neuwahlen zu einen solchen
Zeitpunkt für Sinn Féin attraktiv macht, wäre die Leitung des
einstigen politischen Arms der Irisch-Republikanischen Armee (IRA)
besser beraten, am geplanten Termin im Mai 2022 festzuhalten. Denn je
mehr Zeit ins Land geht, ohne daß London und Brüssel das NIP der DUP
zuliebe abschaffen, um so schwächer wird das Sammelbecken der
Ewiggestrigen in den Augen der meisten protestantischen Wähler
erscheinen und um so attraktiver die Stimmabgabe für die UUP oder die
konfessionsunabhängige Alliance Party. In der Tat sieht es momentan so
aus, als habe die ewige "No Surrender"-Parole der DUP endlich
ausgedient.

1. Juni 2021
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STANDPUNKT/024: Georg Elser und Maurice Bavaud - Verkannte Helden des deutschen Widerstandes (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Verkannte Helden

Von Helmut Ortner, 28. März 2021



In der Galerie deutscher Widerstandskämpfer führten Georg Elser
und Maurice Bavaud lange Jahre ein Schattendasein. Sie eigneten sich
nicht für die Rolle des staatlich verklärten Helden. Eine
Hommage.

Am Abend des 8. November 1939, um 21.20 Uhr, explodiert die Bombe:
Balken krachen, Mauern zerbersten, ein Teil der Decke stürzt ein.
Schreie, Entsetzen, Panik. Sieben Menschen sterben unter den Trümmern,
ein achter wird die Verletzungen nicht überleben. Über sechzig
Personen sind teilweise schwer verletzt. Hitler, dem die Bombe galt,
überlebt. Dreizehn Minuten vor der Detonation hatte er seine Rede in
dem mit über 3.000 "alten Kämpfern" gefüllten Bürgerbräu-Saal in
München beendet. Während die braunen Parteigenossen immer wieder in
"Heil"-Rufe einstimmten, war ihr Führer vom Rednerpult gestiegen und
hatte - ganz entgegen seiner sonstigen Gewohnheit - mit seinem Gefolge
den Saal verlassen, um noch am Abend einen Sonderzug nach Berlin zu
erreichen. Hätte Hitler noch an seinem Rednerpult gestanden, er hätte
den Anschlag nicht überlebt. Als ihn im Zug die Nachricht vom
Bombenattentat erreicht, sagt er zu seinen Begleitern: "Dass ich den
Bürgerbräukeller früher als sonst verlassen habe, ist mir eine
Bestätigung, dass die Vorsehung mich mein Ziel erreichen lassen will."

Die nationale Hatz nach dem Attentäter hat ein rasches Ende. Noch
während Hitler seine gekürzte Rede hielt, war ein schmächtiger Mann
beim Versuch, die Grenze zur Schweiz illegal zu überschreiten, bei
Konstanz festgenommen worden. Sein Name: Georg Elser, 36 Jahre alt,
Schreinergeselle von der Ostalb. Die Zöllner finden bei ihm belastende
Gegenstände: eine Ansichtskarte vom Münchner Bürgerbräukeller, Drähte
und Hülsen, ein Notizbuch mit Adressen von Sprengstoff-Fabrikanten.
Doch der kleine schmächtige Mann schweigt. Die Beamten bringen Elser
zur Gestapo. Die Verhöre werden härter. Ohne Erfolg. Am nächsten
Morgen wird er nach München gebracht. Hier ermittelt eine
Sonderkommission. Diesmal bleibt es nicht bei Drohungen. Es setzt auch
Prügel. Vier Tage lang. Ohne Ergebnis. Am fünften Tag gesteht Elser.
Er fragt seine Peiniger: "Was kriegt einer, der so etwas gemacht
hat?".


Georg Elser - ein Mann mit Eigensinn

Wer aber ist dieser unscheinbare Handwerker? Ein Möchtegern-Märtyrer?
Tatsächlich ist Georg Elser alles andere als ein idealistischer
Spinner. Die Königsbronner kennen ihn als zurückhaltenden
Individualisten, der ein gewöhnliches Leben führt. Er ist kein
Parteimitglied. Politik interessiert ihn nicht. Aber er leidet an dem,
was um ihn herum, unter dem Jubel seiner Landsleute, passiert.

Die württembergische Ostalb ist eine Hochburg des Pietismus. Die
Menschen dort verfügen über einen ausgeprägten Gerechtigkeitssinn. Und
einer wie Elser, ein pedantisch-penibler Handwerker, will am liebsten
sein eigener Herr sein. Ihm fehlt jede Voraussetzung dafür, sich an
die nationale Aufbruchstimmung anzupassen. Sein Gerechtigkeitssinn,
sein tief verwurzelter pietistischer Charakter geben ihm die Energie,
von Herbst 1938 an über ein Jahr lang mit der ihm eigenen
Gewissenhaftigkeit und Ausdauer das Attentat zu planen und
vorzubereiten. Eine schwierige Gewissensfrage war dem vorausgegangen:
Dem Pietisten ist Gewalt zutiefst fremd, seine Religiosität verbietet
ihm eigentlich den Tyrannenmord. Elser entscheidet sich dennoch für
den Anschlag. Er sieht keine andere Möglichkeit, das drohende Unheil
zu stoppen. Ein Mann mit Eigensinn und Mut in einem Ozean von
Opportunismus.

Er inspiziert in München den Bürgerbräukeller, fertigt Zeichnungen,
besorgt Sprengstoff. In der Nacht zum 5. August 1939 beginnt er, an
der Säule zu arbeiten, die seine Bombe verbergen soll. Unter dem
Schein seiner Taschenlampe bricht er Stück für Stück des Mauerwerks
heraus. Den Schutt wirft er in die Isar. Er arbeitet 35 Nächte. In der
Nacht zum 6. November ist er mit dem Einbau fertig. Einen Tag später
kehrt er noch einmal zurück, um zu prüfen, ob die eingebauten Uhrwerke
funktionieren. Dann fährt er nach Konstanz.

Drei Wochen später, nach seiner Verhaftung an der schweizerischen
Grenze, seinem Geständnis in München und weiteren Verhören in den
Räumen des Berliner Reichssicherheitshauptamtes, wird Elser aus dem
Gefängnis abgeholt und in das 80 Kilometer entfernte KZ Sachsenhausen
gebracht. Der Plan der Nazis: In einem Schauprozess soll er nach dem
Kriegsende als Zeuge gegen den britischen Geheimdienst vorgeführt
werden. Als Werkzeug britischer Spione, die Hitler töten wollten. Als
ein für die NS-Propaganda wichtiger Häftling genießt er
Vorzugsbehandlung. Er lebt in einer Zwei-Mann-Zelle, arbeitet in einer
kleinen Schreinerei. Ansonsten wird er völlig isoliert. Kein Brief
erreicht ihn, eigene Briefe bleiben unbeantwortet.

Fünf Jahre später droht Deutschland die Niederlage im Krieg. Der
Kronzeuge Georg Elser wird nicht mehr gebraucht. Ende 1944 wird er
nach Dachau gebracht. Am 5. April 1945 erreicht ein Schnellbrief
Himmlers den dortigen Lagerkommandanten. Darin heißt es knapp: "Wegen
unseres Schutzhäftlings Elser wurde erneut an höchster Stelle Vortrag
gehalten. Folgende Weisung ist ergangen: Bei einem der nächsten
Terrorangriffe auf München bzw. die Umgebung von Dachau ist angeblich
Elser verunglückt. Ich bitte zu diesem Zweck Elser in absolut
unauffälliger Weise zu liquidieren." Genauso wird verfahren. Am 9.
April wird Elser rücklings von KZ-Wächtern erschossen.


Der vergessene Widerstandskämpfer

In der Galerie deutscher Widerstandskämpfer führte Georg Elser bis vor
wenigen Jahren ein Schattendasein. Anders als der vier Jahre ältere
Graf von Stauffenberg eignete er sich nicht für die Rolle des
staatlich verklärten Helden. Hier der gebildete Offizier, der zunächst
den Verheißungen des NS-Regimes vertraut, engagiert mitgemacht hat und
erst später umgekehrt ist, dann aber entschieden zur Tat schritt. Dort
der spröde, zurückhaltende Schreinergeselle Elser, der bereits 1939,
als Stauffenberg und Millionen andere Deutsche noch dem Führer
zujubelten, als Schreinergeselle mit Volksschulabschluss den
mörderischen Charakter des Regimes erkannte und den Entschluss zum
Attentat fasste.

Stauffenberg verstand sich zuerst als Soldat, ganz nach der
jahrhundertealten Tradition seiner Familie. Obwohl er später jegliche
Begeisterung zum Nationalsozialismus verlieren sollte, hatte er für
die parlamentarische Demokratie zeitlebens nur Verachtung übrig. Sein
Moralverständnis war ein vielschichtiges Konglomerat aus katholischer
Lehre, einem aristokratischen Ehrenkodex, dem Ethos des alten
Griechenlands und deutscher romantischer Dichtung. Sein kühner
Entschluss, Hitler mit einer Bombe zu töten, war eher Ausdruck von
militärischen als von moralischen Überlegungen. Der Zufall, durch den
Hitler mit dem Leben davonkam, die aussichtslose Lage der
Mitverschwörer, die hastige Hinrichtung Stauffenbergs - das alles ist
eine tiefe Tragödie. Graf von Stauffenberg war ein mutiger Patriot -
aber auch ein strikter Anti-Demokrat.

Keine Frage: Georg Elser war eine Herausforderung - nicht nur für
seine Heimatregion - auch für die deutsche Öffentlichkeit. Er machte
deutlich, dass ein einfacher Mann aus dem Volke sich zu einer
weltgeschichtlichen Tat aufraffen konnte. Er strafte all jene Lügen,
die sich weiterhin einredeten, sie hätten dem Terror des NS-Staates
nichts entgegensetzen können. Seine Tat beschämte viele Deutschen.

Elser war immer ein Einzelgänger. Er fühlte sich zwar der
Arbeiterbewegung verbunden, stand der Kommunistischen Partei nahe,
ohne Mitglied zu sein. Zum festen, gar vorbildlichen Genossen ließ er
sich nicht stilisieren. Ideologische Fragen interessierten ihn wenig.
Wie aber kann die öffentliche Würdigung für einen solchen Mann
aussehen? Wie das Erinnern? Gesellschaften erinnern sich der
Vergangenheit nicht allein in Anerkennung des für sich Großen.
Erinnerung bedarf einer sie tragenden Gruppe: der adelige,
militärische, sozialdemokratische, der kommunistische oder kirchliche
Widerstand wird von Adel, Militär, Partei oder Kirche im Gedächtnis
gehalten. Wohin also mit Elser?

Elser erging es wie vielen anderen Frauen und Männern des Widerstands:
das politische Nachkriegs-Deutschland sorgte sich mehr um die
Integration der NS-Täter als um die Rehabilitierung der Opfer.
Schlimmer noch: Juristen, die schon dem NS-Regime treu zu Diensten
waren, richteten wieder über Menschen, sprachen wieder Urteile.


Maurice Bavaud, der Hitler-Attentäter - der zweimal
verurteilt wurde

So im Jahr 1955 am Berliner Landgericht im Rahmen eines
Wiedergutmachungsverfahrens im Fall Maurive Bavaud. Die Geschichte des
jungen Schweizers weist zahlreiche Parallelen zu Georg Elser auf: im
Oktober 1938 kauft der 22jährige Maurice eine Pistole und reist nach
Deutschland, um Hitler zu töten. Von Berlin fährt er nach München, wo
er seinen Plan, Hitler während des Gedenkmarsches der SA zur
Feldherrnhalle niederzustrecken, wegen des ungünstigen Schusswinkels
aufgeben muss. Bavaud wird später im Zug München-Paris ohne Fahrkarte
aufgegriffen, verwickelt sich in Widersprüche, wird schließlich der
Gestapo überstellt, die ihn verhört und ein Geständnis abpresst; vom
Volksgerichtshof zum Tod verurteilt, wird er im Mai 1941 in
Berlin-Plötzensee durch die Guillotine hingerichtet.

Bavaud findet nicht nur in der Erinnerung der Nachwelt nicht statt, er
wird zehn Jahre nach Kriegsende von der Justiz des Landes, die ihn
einst aus seinem jungen Leben in den Tod beförderte, erneut
verurteilt. Bavauds Familie hatte ein Wiederaufnahmeverfahren gegen
die Bundesrepublik Deutschland beantragt. Es ging dabei auch um eine
Wiedergutmachungs-Zahlung in Höhe von 40.000 Franken, die freilich nur
dann als "Schadenersatz" zu zahlen waren, wenn Maurice von einem
deutschen Gericht nachträglich freigesprochen würde. Doch der
hingerichtete Hitler-Attentäter wurde ein zweites Mal verurteilt:
diesmal zu fünf Jahren Zuchthaus und fünf Jahren Ehrenverlust.
Immerhin erging die Entscheidung "gerichtsgebührenfrei". Man habe - so
das Gericht - nicht anders entscheiden können, weil "das Leben Hitlers
im Sinne der Vorschrift des Paragraphen 211 StGB in gleicher Weise als
geschütztes Rechtsgut anzuerkennen war. Der Antrag auf Aufhebung des
Todesurteils des Volksgerichtshofs vom 18.12.1939 wird
zurückgewiesen."

Vom Volksgerichtshof waren Bevaud die bürgerlichen Ehrenrechte - trotz
Todesurteil - auf Lebenszeit aberkannt worden, jetzt hatten die
Nachkriegsjuristen ihn immerhin zu fünf Jahren Ehrenrechtsaberkennung
begnadigt. Wie der Tote die fünf Jahre Haft absitzen sollte, wurde
nicht näher ausgeführt. Erst in einem dritten Verfahren - 1956 - wurde
das Todesurteil aus dem Jahr 1939 endlich aufgehoben und keine
Freiheitsstrafe mehr ausgesprochen. Endlich überwies die
Bundesrepublik Deutschland der Familie Bavaud 40.000 Schweizer
Franken, die bestätigen musste, dass damit "diese Affäre definitiv
liquidiert sei". Georg Elser, Maurice Bavaud - zwei Hitler-Attentäter,
die ohne jegliche Unterstützung einer Verschwörer-Gruppe früher als
andere wagten, "es" zu tun. Und mit ihren Leben bezahlten.

Beide Schicksale fanden lange Zeit kaum Eingang in die Geschichte des
Hitler-Widerstands, nicht allein aufgrund der Tatsache, weil sich
Historiker über die Motive ihrer Taten nicht einigen konnten. Allein
vierzig Jahre wurde in München über Elsers Tat gestritten, ehe sich
die Stadtregierung zu einer Ehrung durchrang. Heute, mehr als siebzig
Jahre nach seinem Attentatsversuch, ist Georg Elser endlich
rehabilitiert: mehr als fünfzig Straßen und Plätze und drei Schulen
sind mittlerweile im ganz Deutschland nach ihm benannt; die Post legte
sogar 2003 eine Georg-Elser-Sondermarke auf. Sein Geburtsort erinnert
seit 2010 an ihm mit einem Denkmal aus Stahl. Es ist 2,10 Meter hoch
und steht gleich am Bahnhof der schwäbischen Kleinstadt. Im Berliner
Regierungsviertel wiederum steht am Spreeufer in der "Straße der
Erinnerung" eine Elser-Büste, neben Thomas Mann, Edith Stein und
Walter Rathenau, dem ermordeten Außenminister der Weimarer Republik.
Und es gibt es seit November 2011 eine siebzehn Meter hohe Skulptur
inmitten des alten Regierungsbezirkes an der Wilhelmsstraße, ein
Stahlband mit Lichterkette, das Profil Elsers skizzierend. Die
Silhouette, so wollen es Initiatoren um den Schriftsteller Rolf
Hochhuth verstanden sehen, soll sich in der Nähe des einstigen Bunkers
von Adolf Hitler "über den Ort der Täter erheben". Der flüchtige
Passant, der Elser nicht erkennt, erfährt durch eine kleine
Informationstafel, wer hier geehrt wird. Das "Denkzeichen" mit den
geschwungenen Neonröhren ist ein wenig reklamehaft geraten, das
Individuum wird erst auf den zweiten Blick sichtbar. Georg Elser, der
Zurückgezogene, der Solitär, der einzig seinem Gerechtigkeitssinn
folgte, drängt sich auch hier nicht in den Vordergrund.


Mutige Attentäter, umstrittene Helden

Mittlerweile gibt es hörbar auch Kritik an der "unheimlichen
Gedenkkultur des Georg Elser". Die Kritiker stellen fest, Elser biete
sich als Identifikationsfigur deshalb an, weil er "weit leichter zur
Selbstvergewisserung" zu nutzen sei, als etwa der elitäre Offizier
Stauffenberg, ein konservativer Verschwörer wie Carl Friedrich
Goerdeler oder gar Mitglieder kommunistischer Widerstandzellen wie der
"Roten Kapelle". Er tauge deshalb als optimale Projektionsfläche für
all die nachgeholte Opposition gegen den Nationalsozialismus, eigne
sich ideal als Vorbild für alle "zeitgeistigen Gut-Menschen". Als sei
allein das Bekenntnis für Elser und seine Tat schon eine mutige
Haltung.

Die Rechtshistorikerin Angelika Nußberger, ehemalige Vizepräsidentin
am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, hat auf die
Instrumentalisierung der Schicksale von Menschen hingewiesen, die in
einem bestimmten historischen Kontext aus der Menge herausgetreten
sind - und wie sich die rechtlichen und moralischen Wertungen und
Bewertungen in der Nachbetrachtung verändern. Aus Attentätern und
Vaterlandsverrätern werden Helden.

Das gilt auch für deutsche Widerstandskämpfer. Die Tatsache, dass aus
heutiger Sicht die NS-Zeit mit Blick auf Angriffskriege,
Rassenideologie und Holocaust eine barbarische Zeit war, macht es
gewissermaßen einfach, alle Gegner des Systems als aufrechte und
aufrichtige, mutige Menschen zu identifizieren. Es sind ganz und gar
unstrittige Helden. Wer denjenigen Respekt zollt, die gegen den
nationalsozialistischen Unrechtsstaat, gleich aus welchen Gründen,
gekämpft haben, steht auf der Seite von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit. Wer sie verehrt, hat mit keinem großen
Widerspruch zu rechnen. Es sind "bequeme" Helden. An ihrer
Ehrenhaftigkeit ändert das nichts. Spätestens seit der ehemalige
Bundeskanzler Helmut Kohl den Schreinergesellen Elser öffentlich
würdigte, ist die Frage "Wem gehört Elser?" obsolet. Der große
Historiker Joseph Peter Stern nannte Elser einmal einen "Mann ohne
Ideologie". Dem ist nichts hinzuzufügen. Es gilt auch für Maurice
Bavaud.


Literaturhinweise

Zu Georg Elsers Lebensgeschichte, den Plänen und der Vorbereitung
seines Attentats. Seiner Verhaftung, den Verhören, schließlich seiner
Gefangenschaft und seiner Ermordung, siehe umfassend in: Helmut
Ortner, Der einsame Attentäter - Georg Elser, der Mann der Hitlers
töten wollte, Darmstadt 2013

Leben und Tod von Maurice Bavaud beschreibt Nikolaus Meienberg in: "Es
ist kalt in Brandenburg - Ein Hitler-Attentat", Berlin 1990

Rolf Hochhuth würdigt Bavaud in seiner Erzählung "Tell 38", Reinbek
1979

Benedikt Meyer über Maurice Bavaud im BLOG des schweizerischen
Nationalmuseums [1]

In Kürze erscheint:

Helmut Ortner, WIDERSTREIT - Über Macht, Wahn und Widerstand [2],
220 Seiten, 20 Euro im Nomen Verlag Frankfurt


Über den Autor

Helmut Ortner

Der Autor (1950) ist Beiratsmitglied der Giordano-Bruno-Stiftung. Er
hat zahlreiche Bücher veröffentlicht, die in über 14 Sprachen
erschienen sind. Zuletzt: "Ohne Gnade - Eine Geschichte der
Todesstrafe", mit einem Nachwort von Bundesrichter a. D. Prof. Dr.
Thomas Fischer, Nomen Verlag Frankfurt.


Anmerkungen:

[1] https://blog.nationalmuseum.ch/2020/02/bavaud-wollte-hitler-ermorden/

[2] https://www.nomen-verlag.de/produkt/widerstreit/
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Laschets Welt

Außen- und sicherheitspolitische Grundsatzrede

von Jürgen Wagner



Der als Grundsatzrede [1] angekündigte Auftritt von Unionskanzlerkandidat Armin
Laschet bei der Konrad-Adenauer-Stiftung bot wenige Überraschungen. Die
Welt stehe vor einem "Epochenwechsel", u.a. durch den Aufstieg Chinas, das
er sowohl als Wettbewerber und Rivale, aber auch als potenziellen Partner
charakterisierte. Dieser Aufstieg habe das Zeug, "das internationale
Machtgefüge grundsätzlich zu verändern." Mit konfrontativen Versuchen,
China entgegenzutreten, wie dem Plan, im Sommer eine Fregatte in den
Indopazifik zu entsenden, scheint Laschet dabei keine Probleme zu haben, er
halte dies für "richtig", gab er an.

Mit Blick auf Russland will er zwar - im Gegensatz zu den Grünen - an der
umstrittenen Gaspipeline Nordstream 2 festhalten, generelle müsse man dem
Land aber auch "die Grenzen aufzeigen." An der bisherigen konfrontativen
deutschen und europäischen Russlandpolitik will Laschet jedenfalls "nichts
ändern". In den Konflikten mit den erklärten Rivalen China und Russland
sieht Laschet vor allem einen Verbündeten: "Europas Platz ist an der Seite
der USA."

Deshalb sei es erforderlich, sich konsequent zu den von den USA erhobenen
Forderung zu bekennen, künftig 2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts in den
Verteidigungshaushalt zu pumpen. Hierzu betonte Laschet: "Wir haben uns bis
2024 verpflichtet, unseren Anteil im westlichen Bündnis zu leisten. Und ich
sehe keinen Anlass, davon abzuweichen. Dass das in dieser Zeit sehr
ambitioniert ist, wo wir die Folgen der Pandemie zu tragen haben, wo wir
die Schuldenbremse einhalten müssen, und wo wir aus meiner Sicht auch
vermeiden sollten, die Steuern zu erhöhen, und wo wir jetzt schon mit einem
strukturellen Defizit im Bundeshaushalt in die nächste Wahlperiode gehen,
ist mir bewusst. Aber die Sicherheit des Landes und die Ausrüstung der
Bundeswehr, darf nicht hintenanstehen bei den Prioritäten, die sich eine
Bundesregierung gibt."

Im Klartext laufen Laschets Aussagen für 2024 auf einen Militärhaushalt von
ca. 65 Mrd. Euro hinaus (aktueller Haushalt 2021: 46,9 Mrd. Euro!). Die
Antwort, woher diese zusätzlichen Gelder aber kommen sollen, wenn keine
Steuern erhoben und keine Schulden gemacht werden sollen, bleibt Laschet
geflissentlich schuldig. Direkt an die Adresse der Grünen, deren
Spitzenkandidatin Annalena Baerbock zwar grundsätzlich nichts dagegen hat,
die Bundeswehr üppig mit Geld auszustatten, das 2-Prozent-Ziel aber dann
doch für etwas übertrieben hält, waren folgende Sätze gerichtet: "Wenn man
zu internationalen Mandaten ja sagt, Afghanistan, Somalia, Mali, vor der
Küste des Libanon, da kann die Position sein, das lehnen wir ab, wenn man
aber ja sagt, muss man auch der Bundeswehr und den Soldatinnen und Soldaten
die Mittel geben, die man braucht, um handlungsfähig zu sein."

Apropos fähig, das soll vor allem auch Europa sein, es müsse aus Laschets
Sicht nämlich "weltpolitikfähig werden", auch durch ein "außenpolitisches
Kerneuropa, das im Aachener Vertrag zwischen Deutschland und Frankreich
grundgelegt ist." Hierfür gelte es, sich die entsprechenden militärischen
Fähigkeiten zuzulegen: "Und wenn man, wie die Kommissionspräsidentin gesagt
hat, die Sprache der Macht als Europa auch sprechen will, um in der Welt
den eigenen Einfluss geltend zu machen, dann braucht man auch die
Instrumente der Macht."

Wie gesagt, wenig überraschendes und wenig neues - abgesehen von
Vorschlägen für einen Nationalen Sicherheitsrat und eine Nationale
Sicherheitsstrategie, die allerdings recht vage blieben. Doch das war wohl
auch das Ziel der Übung: Laschet ging es bei seinem Auftritt wohl vor allem
darum unter Beweis zu stellen, dass er im Großen und Ganzen im
militärischen Mainstream schwimmt, was ihm auch gelungen ist.


Anmerkung:

[1] https://www.kas.de/en/events/detail/-/content/ix-adenauer-conference
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Versammlungsrecht im Dienst der Rechten

von Bernhard Trautvetter



Das Grundgesetz hat seit seinem Inkrafttreten am 23. Mai 1949 diverse
Ergänzungen und Veränderungen erfahren, mehrfach verbunden mit einem Abbau
von politischen Rechten. Das Strafrechtsänderungsgesetz "gegen Hochverrat,
Staatsgefährdung und Landesverrat" vom 30. August 1951 war Ausdruck des
damals weithin geschürten Antikommunismus. Die Gegner der Remilitarisierung
der Bundesrepublik waren damals ebenfalls im Visier der westdeutschen
Staatsführung unter Kanzler Adenauer. Am 19. September 1950 eröffnete der
sogenannte Adenauer-Erlass die Strafverfolgung von Mitgliedern einer jeden
als verfassungsfeindlich eingestuften Organisation. Hauptziel des Erlasses
waren kommunistisch geprägte Vereinigungen. Anfang der 1950er Jahre wurde
das Verteilen von Flugblättern gegen die Remilitarisierung der
Bundesrepublik bestraft, FDJ und KPD wurden im Verlauf der Wiederbewaffnung
Deutschlands verboten.

Max Reimann, der für die KPD im Parlamentarischen Rat am Grundgesetz
mitgewirkt hatte, hatte bereits am 23. Mai 1949, im Verlauf der Zeremonie
für das Inkrafttreten des Grundgesetzes, vorausgesehen: "Die Gesetzgeber
aber werden im Verlaufe ihrer volksfeindlichen Politik ihr eigenes Gesetz
brechen."

Menschen, die des Kommunismus verdächtigt wurden, wurden spätestens ab der
Bekanntgabe des KPD-Verbots am 17. August 1956 verfolgt und inhaftiert. Auf
die Wehrpflicht folgten 13 Jahre später die Notstandsgesetze, kurz danach
folgten Berufsverbote für Marxisten, Sozialisten und radikale Demokraten
auf Basis des von Willy Brandt unterzeichneten sogenannten
Radikalenerlasses; parallel erfuhr auch die Kriegsdienstverweigerung eine
delegitimierende Stimmungsmache, die Franz Josef Degenhardt mit seinem
berühmten Lied "Befragung nach Punkten" anprangerte.

Der Sozialdemokrat Gert Börnsen schrieb im August 1973 in der Zeitung
Die Zeit: Hintergrund des "Extremistenerlasses" und der
Berufsverbotspraxis seien Klassenauseinandersetzungen in der
Bundesrepublik. "Die Bedrohung der spätkapitalistischen Ordnung ist nicht
durch noch so extreme rechtsradikale und neonazistische Ideologen und deren
Vertreter im Staatsdienst gegeben, sondern durch 'Linke'. '(...) Die
zunehmende öffentliche Kritik an der Konzentration und Zentralisation des
Kapitals, an der Monopolisierung und Oligopolisierung der Wirtschaft und
die politischen Auswirkungen dieser Kritik auf Staat und Gesellschaft haben
die Rechtskräfte in der BRD nervös gemacht und verschärfte Maßnahmen des
Staates gegen die Kritiker fordern lassen" (Die Zeit, 24.8.1973).

Auch nach der Aufnahme der DDR in den Geltungsbereich des Grundgesetzes
ging die Aushöhlung demokratischer Rechte ungebrochen weiter. Unter dem
Vorwand des Antiterrorkampfes werden demokratische Rechte wie der Schutz
des Fernmeldegeheimnisses und weitere Schutzrechte immer massiver abgebaut.
Eine Reihe von Bundesländern hat damit begonnen, das Demonstrations- und
Versammlungsrecht einzuschränken. Verfassungstext und
Verfassungswirklichkeit stimmten in den sieben Jahrzehnten seit
Inkrafttreten des Grundgesetzes nie überein.

Aktuell gerät das Versammlungsrecht immer konkreter in den Vordergrund der
Bemühungen führender Kräfte von Staat und Politik, Widerstand zu
kontrollieren, zu begrenzen und zu kriminalisieren. Versammlungsgesetze
können dafür dienen, die Versammlungsfreiheit nach Art. 8 Abs. 2 GG
demokratisch legitimiert einzuschränken, wenn sie unter Verweis auf Artikel
2 Abs. 2 den Schutz der körperlichen Unversehrtheit und des Rechts auf
Leben höher gewichten als die Demonstrationsfreiheit. Seit 2006 lagerte der
Bund das Versammlungsrecht in die Kompetenz der Bundesländer aus.

Zum Berliner Gesetzgebungsprozess schrieb der Republikanische
Anwaltsverein: "Die Versammlungsfreiheit ist - neben der Meinungsfreiheit -
eines der wichtigsten politischen Grundrechte, das für den politischen
Meinungskampf, die gesellschaftliche Teilhabe und die Sicherstellung von
demokratischen Grundsätzen von zentraler Bedeutung ist."

Das erste Versammlungsrecht auf Länderebene führte schon 2008 zu einer
Klage von Gewerkschaften beim Bundesverfassungsgericht, die teilweise von
Erfolg gekrönt war: Das Bundesverfassungsgericht veröffentlichte am
17. Februar 2009 dazu eine Pressemitteilung mit folgender Ausführung: "Dem
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung liegt eine
Verfassungsbeschwerde mehrerer Landesverbände von Gewerkschaften und
Parteien sowie anderer nichtstaatlicher Organisationen gegen annähernd das
gesamte BayVersG zugrunde. Die Beschwerdeführer rügen einen
versammlungsfeindlichen Charakter des Gesetzes als Ganzes sowie seiner
Regelungen im Einzelnen. Die Vorschriften führten zu bürokratischer
Gängelei und Kontrolle der Bürger, die von der Wahrnehmung der
Versammlungsfreiheit abschreckten. Ausdrücklich ausgenommen von den
Angriffen sind allerdings die Vorschriften, die spezifischen Gefahren
rechtsextremistischer Versammlungen begegnen sollen (Art. 15 Abs. 2 Nr. 1a
und 2 BayVersG)."

Der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts hat die Bußgeldvorschriften
bezüglich der Bekanntgabe-, Anzeige- und Mitteilungspflichten der
Veranstalter, der Mitwirkungspflicht des Leiters und des Militanzverbots
der Teilnehmer daraufhin einstweilen außer Kraft gesetzt. Auch werden die
Befugnisse für polizeiliche Beobachtungs- und Dokumentationsmaßnahmen im
Zusammenhang mit Versammlungen einstweilen modifizierend eingeschränkt. So
sind insbesondere Übersichtsaufzeichnungen, bei denen eine Speicherung des
Versammlungsgeschehens erfolgt, nur zulässig, wenn tatsächliche
Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass von der Versammlung
erhebliche Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgehen.

Die gefährlichen Wirkungen der Einschränkung der Demokratie werden aktuell
in Nordrhein-Westfalen deutlich, wo sich ein neues Versammlungsrecht im
gesetzgeberischen Prozess befindet. Wenn NRW-Innenminister Reul das
Gesetzespaket als Mittel gegen Umtriebe von rechts rechtfertigt, ist das
zynisch. Undemokratische Schritte, hier der Landesregierung NRW, wie die
Regelungen zum Militanzverbot oder zur Aufzeichnung von Versammlungen
bahnen den Rechten den Weg, anstatt ihnen entschlossen entgegenzutreten.

Wer eine demokratische Versammlung anmeldet, dem werden fortan weitgehende
Sicherheitsverpflichtungen auferlegt, es drohen sogar Freiheits- und
Geldstrafen, Ordner und einfache Teilnehmer und Teilnehmerinnen müssen mit
Konsequenzen rechnen, Video-Aufzeichnung der Versammlung erwecken den
Eindruck eines Generalverdachts, und sie steigern die Gefahr der Willkür.
Ein Gummiparagraph (§ 27) zum Beispiel regelt, dass die Polizei
einschreiten kann, wenn sich jemand ihrem Eindruck nach aggressiv oder
provokativ verhält. Rechte Polizei-Chat-Gruppen und andere bedenkliche
Strukturen in einigen Polizeibehörden offenbaren, welche Gefahr hier im
Raum steht.

§ 7 des Gesetzespakets sieht vor, dass niemand eine nicht verbotene
Versammlung stören darf. Dieses Störungsverbot führt dazu, dass Rechte auf
öffentlichen Versammlungen die Demokratie verhöhnen können und
demokratische Gegenkundgebungen kriminalisiert werden.

§ 18 besagt unter dem Stichwort "Militanzverbot", es "ist verboten,
eine (...) Versammlung unter freiem (...) Himmel zu veranstalten, zu leiten
oder an ihr teilzunehmen, wenn diese infolge des äußeren Erscheinungsbildes
1. durch das Tragen von (...) uniformähnlichen Kleidungsstücken, 2. durch
ein paramilitärisches Auftreten oder 3. in vergleichbarer Weise (...)
einschüchternd wirkt". Auch hier ist ein enormer Ermessensspielraum für
Sicherheitskräfte gegeben. Als uniform-ähnlich können auch einheitliche
Streik-T-Shirts von Gewerkschaftlern gelten.

Wir wissen, dass der Schoß der rechten Gefahr immer noch fruchtbar ist, und
sagen zu derartigen Gesetzes-Neuerungen: Wehret den Anfängen! Der
Widerstand gegen solche Entwicklungen steckt noch in den Kinderschuhen. Die
Gewerkschaften spielen bei der Mobilisierung eine zentrale Rolle, da
beispielsweise auch Streik-Aktionen leicht ebenfalls durch gesetzlich
beschlossene Repression behindert und kriminalisiert werden können, indem
Sicherheitsbehörden etwa die Verdi-Westen von Gewerkschaftlern als
uniformähnliche Bekleidung "einschätzen".

Demokratische Initiativen der Zivilgesellschaft verteidigen das
Versammlungsrecht unter #VersGNRWstoppen, um weiterhin zu demokratischem
Engagement zu ermutigen.

RA Jasper Prigge fasst auf seiner Website zusammen: "Der Gesetzesentwurf
ist offenbar von dem Ziel getragen, Versammlungen einzuschränken. (...) Der
Staat täte besser daran, die Wahrnehmung von Grundrechten zu fördern und es
Menschen so einfach wie möglich zu machen, sich zu versammeln. Denn die
Versammlungsfreiheit ist in einer Demokratie ein hohes Gut. Sie ermöglicht
es, unmittelbaren Protest auf die Straße zu tragen. (...) Es wird eine Zeit
kommen, da wird es wieder möglich sein, mit vielen Menschen gemeinsam zu
demonstrieren. Dieser Gesetzesentwurf will dies erschweren - das sollten
wir nicht zulassen."
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Lithium: Das neue Öl

von Teresa Sciacca



Nach dem derzeitigen Stand der Batterietechnik spielen vor allem Lithium,
Kobalt, Coltan und Seltene Erden sowohl für die digitale Kommunikation als
auch für die E-Mobilität eine zentrale Rolle. Für die Automobilindustrie
sind insbesondere die Metalle Lithium und Kobalt wichtig, weil sie es
ermöglichen, die Energiedichte der Akkus, etwa im Vergleich zu Blei,
deutlich zu erhöhen, wodurch die Batterien zugleich leistungsstärker und
leichter werden.

Der Elektroantrieb an sich ist seit mehr als hundert Jahren erprobt, das
Prinzip ist technisch einfach und wurde in zahllosen Elektrogeräten
beständig verbessert. Ein Nadelöhr war lange Zeit die Energiezufuhr bei
kabellosem Betrieb und hohem Leistungsabruf, wie er für viele
Anwendungsbereiche, unter anderem im Individualverkehr, vonnöten ist.
Hierfür waren die herkömmlichen Nickel-Cadmium- oder
Nickel-Metallhybrid-Akkus schlicht zu schwer. Erst als Anfang der 1990er
Jahre in einer Sony-Videokamera erstmals ein wiederaufladbarer
Lithium-Ionen-Akkumulator zum Einsatz kam, erweiterte sich das
Anwendungsfeld dramatisch.

Das ist alles noch gar nicht so lange her. Erst seit 2003 finden sich
solche Batterien nicht nur in allerlei Elektrowerkzeugen und
Haushaltsgeräten, ihr Einsatzgebiet ist praktisch unbegrenzt. Und mit der
steigenden Nachfrage und beginnender Massenproduktion sanken die Preise,
wodurch der neue Energieträger für immer mehr Einsatzbereiche attraktiv
wurde. Die sprunghaft steigende Nachfrage kurbelte Produktion und
Entwicklung weiter an und machte die Kraftspender immer besser, so dass sie
schließlich auch für den Verkehr interessant wurden - eine
Erfolgsgeschichte wie aus dem Lehrbuch.

Aber wie jede Boom-Story - man denke an das Erdöl oder die Atomkraft - hat
auch dieses, die Fantasien von einer sauberen Zukunft beflügelnde Wachstum
seine Schattenseiten. Die weltweiten Reserven an Lithium und Kobalt
beispielsweise, um hier nur von diesen Grundsubstanzen zu sprechen, sind
zwar zurzeit nach Rohstoff-Experten-Meinung durchaus reichlich vorhanden,
aber letztlich so endlich wie das Öl, sie befinden sich darüber hinaus zum
Teil in politisch instabilen Regionen. Und die Metalle müssen, ebenso wie
das Öl und das Uran, gefördert und verarbeitet werden. Und hier liegt, wie
bekanntlich bei den letztgenannten Rohstoffen auch, der Hase im Pfeffer.

Die Gewinnung dieser beiden für die Batterieherstellung bis auf weiteres
unverzichtbaren Mineralien ist äußerst aufwändig, energieintensiv und
umweltbelastend. Lithium, obwohl eines der häufigsten Elemente der Welt,
kommt in nur geringer Konzentration in Salzen und Steinen vor. Die größten
bekannten Reserven liegen in Salzseen in Südamerika, deren Wasser man in
riesigen, extra angelegten Becken über Monate verdunsten lässt. Außer dem
Salz bleibt dann eine dickflüssige Brühe übrig, die anschließend in einem
Chemiewerk unter Zugabe von Soda zu Lithiumkarbonat, dem Grundstoff für die
Akkus, verarbeitet wird. Theoretisch stellt auch das Meer eine schier
unerschöpfliche Lithiumquelle dar, allerdings ist die Substanz darin nur in
deutlich geringerer Konzentration enthalten. Um Material für einen einzigen
Tesla-Akku zu gewinnen, müsste man mehrere Millionen Liter Meerwasser
verdunsten lassen.

Durch den vor einigen Jahren einsetzenden Boom der E-Mobilität und die
dadurch eintretenden Skaleneffekte in der Batterieherstellung sind die
Batteriepreise, wie schon erwähnt, zwar kontinuierlich gesunken, wodurch
sich für Elektroautos nun auch der Massenmarkt öffnet. Der Preisverfall
wird jedoch durch die sprunghaft steigende Nachfrage nach Lithium
empfindlich gebremst, weil der Preis für diesen Grundstoff im selben
Zeitraum um nahezu das Dreifache gestiegen ist. Und der Bedarf wird in
Zukunft noch enorm zunehmen, weshalb schon heute bisweilen vor
Lieferengpässen und weiter steigenden Preisen gewarnt wird, da die
langwierige Lithiumproduktion nicht so schnell ausgeweitet werden kann, wie
die Nachfrage steigt.

Das sorgt für Turbulenzen auf dem Markt und hat chinesische Firmen schon
vor einigen Jahren zu einer ausgiebigen Einkaufstour motiviert, um sich den
Zugang zu den wichtigen Akku-Rohstoffen strategisch zu sichern und sich vor
Preisschwankungen zu schützen. Schon heute verbraucht China über 40 Prozent
des weltweiten Lithiums, weshalb sich Chinas staatlich gelenkte
Unternehmensgruppen gezielt an Minenbetreibern beteiligen, die den Rohstoff
für eine nachhaltige Energieerzeugung liefern. Ähnlich agiert China bei
anderen, für die E-Mobilität wichtigen Rohstoffen, etwa beim Kobalt, dessen
Gewinnung in mancher Hinsicht noch aufwändiger und problematischer ist als
die Lithiumförderung. Kobalt wird überwiegend aus Kupfer- und Nickelerzen
gewonnen, aus denen es in einem mehrstufigen chemischen und physikalischen
Prozess durch Rösten, Verschlackung, Wasser- und Säurebehandlung extrahiert
wird. Mehr als die Hälfte des weltweit geförderten Kobalts kommt darüber
hinaus aus dem Kongo, wo es nicht selten von Kindern und Jugendlichen unter
erheblichen Gesundheitsrisiken aus kaum überwachten Minen abgebaut wird.

Die Kobalt-Förderung hat sich mit dem Anschwellen der Akkuproduktion für
Laptops, Mobiltelefone und Elektromotoren jeder Art in den letzten zwanzig
Jahren nahezu verfünffacht. Entsprechend hat die gestiegene Nachfrage,
ähnlich wie beim Lithium, die Preise derart hochgetrieben, dass einstmals
geschlossene Minen auch in anderen Teilen der Welt reaktiviert werden, weil
Abbau und Gewinnung wieder wirtschaftlich attraktiv werden. Das ändert aber
nichts daran, dass Kobalt und Lithium problematische Rohstoffe bleiben, die
auf die E-Mobilität nicht nur einen ökologischen Schatten werfen, sondern
auch erheblichen politischen Zündstoff bergen.

Die Handelsstreitigkeiten zwischen den USA und China, die jahrzehntelangen,
bis heute anhaltenden Konflikte und Kriege um den Zugriff auf und die
Verfügungsmacht über den wichtigsten Treibstoff des Industriezeitalters,
das Erdöl, das Ringen um Atomkraft und Atommacht, der Streit um die
Gas-Pipeline von Russland nach Europa - das alles sind Beispiele dafür, wie
sehr die Märkte und insbesondere der Energiemarkt stets umstritten sind. Es
gibt nicht die geringste Veranlassung, zu glauben, dass sich dies in Zeiten
der E-Mobilität ändern wird. Die Protagonisten und die Konfliktlinien
werden andere sein, aber die Kämpfe dürften nicht minder heftig ausfallen.

Und wieder greifen dieselben Muster. Etwaige Bedenken werden
"geschäftstüchtig" beiseitegeschoben, das Spiel, wie schon beim Uranabbau,
beginnt von neuem. Um die Verschmutzung der Städte in den Industrieländern
aufzuhalten und das Klima und damit unsere eigene Lebensgrundlage zu
schützen, zerstören wir die Lebensgrundlage anderer. Diese Doppelmoral des
kapitalistischen Wirtschaftens diskreditiert am Ende jede gute Absicht.

Im Dreiländereck Bolivien, Chile, Argentinien beispielsweise, wo, wie schon
erwähnt, 70 Prozent der weltweiten Lithium-Vorkommen lagern, ist das
indigene Volk der Kollas beheimatet, dessen etwa 100.000 Angehörige
vorwiegend von der Lama-Zucht leben, deren Lebensgrundlage nun aber massiv
gefährdet ist [1]. Zwar gilt die Lithiumproduktion im Unterschied zur
Kobaltgewinnung im Allgemeinen als ökologisch halbwegs verträglich, weil
das Lithium vorwiegend mittels einer als "energiesparend" bezeichneten
Verdunstungstechnik gewonnen wird, äußerst problematisch ist jedoch der
extrem empfindliche Wasserhaushalt in der hochgelegenen Salzwüsten-Region.
Mit dem Run auf den begehrten Rohstoff pflügen nun immer mehr schwere
Maschinen den Untergrund um, um Brunnen zu bohren und Transportwege zu
bauen, wodurch die natürlichen Barrieren zwischen Salz- und Süßwasser
häufig zerstört und die von den Anwohnern und ihren Tieren genutzten
Trinkwasserquellen kontaminiert werden; immer öfter trocknen sie auch
schlicht aus, weil die Bergbauunternehmen die Grundwasservorräte anzapfen
müssen, um mit dem Frischwasser die Salzmasse aus dem Untergrund zu
befördern.

Mittlerweile hat sich in betroffenen Gemeinden ein Protest formiert, dessen
Vertreter sich nicht mehr nur an die lokalen Regierungen, sondern auch an
die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte und an die
Internationale Arbeitsorganisation (ILO) wenden. Ihr Engagement richtet
sich nicht einmal generell gegen den Ressourcenabbau in dem von ihnen
bewohnten Territorium. Sie setzen sich "lediglich" dafür ein, dass Politik
und Wirtschaft ihrer Verantwortung gerecht werden und anspruchsvollere
Standards bei der Lithiumproduktion umsetzen.

Von den in der Region tätigen Unternehmen, an denen auch deutsche,
japanische und chinesische Autohersteller beteiligt sind, und die mit dem
Lithium zurzeit Millioneneinnahmen erzielen, ist dazu bislang keine
Stellungnahme überliefert. Auch in ihren "Umweltfolgeberichten" ist nichts
davon erwähnt; gesetzliche Vorschriften zur Einbeziehung von Gemeinden,
wenn auf ihrem Land Projekte solcher Art durchgeführt werden, wurden
konsequent ignoriert.

Von einer sauberen Energie zu sprechen, ist vor diesem Hintergrund
unangebracht. Politik und Wirtschaft belegen aufs Neue, dass sie nichts
dazugelernt haben. Im Ergebnis wäre dann aber auch die schöne, neue
Elektrowelt nichts anderes als das Fortbestehen der organisierten
Verantwortungslosigkeit.


Anmerkung:

[1] vgl. etwa https://www.deutschlandfunk.de/lithium-abbau-in-suedamerika-kehrseite-der-energiewende.724.de.html?dram:article_id=447604
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Rückblick auf "Rambo"

Von Ulrich Behrens, Untergrund-Blättle, 16. Mai 2021



Der Name der Kunstfigur Rambo ist schon lange zu einem geflügelten
Wort geworden.

Der "Arbeitszeit-Rambo Pierer" las ich beispielsweise neulich auf
irgendeiner Internet-Seite über den ehemaligen Siemens-Chef. Als
Sylvester Stallones "Rambo" 1982 in die westdeutschen Kinos kam,
hagelte es in etlichen Grossstädten Proteste; man forderte die
Kinobesucher zum Boykott des Films auf. "Rambo" als geflügeltes Wort
gilt auch heute noch als negative Beschreibung von Personen, denen
Gewalttätigkeit im Umgang mit anderen nachgesagt wird. Und
insbesondere die beiden Nachfolgefilme "Rambo 2" und "Rambo 3" werden
als Paradebeispiel der revisionistischen US-Geschichtsschreibung
interpretiert: Die Niederlage im Vietnam-Krieg sei in einen
klammheimlichen Sieg uminterpretiert worden. Und nicht umsonst trage
der Filmheld den Namen des ersten im Vietnamkrieg gefallenen
US-Soldaten.

Inzwischen gibt es auch andere Lesarten des Films, etwa die, "Rambo"
als Zeichen für die Verlorenheit der amerikanischen Vietnam-Kämpfer zu
sehen, die bei ihrer Rückkehr in die Heimat von Militär und
Gesellschaft ignoriert worden seien, deren Re-Integration
verunmöglicht oder zumindest erschwert wurde usw. Eine andere Lesart
hebt darauf ab, dass "Rambo" zumindest keine Heroisierung darstelle,
sondern die geistige Verfassung einer Nation nach einem verlorenen
Krieg sowie einen Mann zeige, der am Boden zerstört nur noch seinen
Idealen nachhänge, von denen keines mehr der Realität entspreche.

Man kann "Rambo" also auf ganz unterschiedliche Arten lesen.


Worüber handelt "Rambo"?

Der aus einem Kriegsgefangenenlager der Nordvietnamesen geflüchtete
John Rambo (Sylvester Stallone), einer der Green Berets, der zu
Kampfmaschinen ausgebildeten US-Soldaten, kommt in die USA zurück und
hat nur eines im Sinn: Er will seine Kampfgefährten finden. Doch er
findet niemanden mehr. Entweder sind sie noch im Dschungel umgekommen
oder zu Hause gestorben. Als Rambo in den Distrikt von Sheriff Will
Teasle (Brian Dennehy) kommt, vermutet der in Rambo einen
Landstreicher. Obwohl Rambo nur nach einer Möglichkeit sucht, etwas zu
essen, vertreibt ihn Teasle mit den Worten, 30 Kilometer weiter liege
ein Dorf mit einem guten Restaurant. Teasle fährt Rambo bis zur
Stadtgrenze und schärft ihm unmissverständlich ein, nicht wieder in
seinen Distrikt zurückzukehren. Als Rambo dennoch kehrt macht, wird er
von Teasle verhaftet und wenig später von einigen seiner Deputies
sogar misshandelt und eingesperrt. Die zahlreichen Narben an seinem
Körper und die Behandlung durch die örtlichen Cops verschaffen Rambo
das Gefühl, in eine ähnliche Lage geraten zu sein wie damals im
Dschungel.

Rambo hat gelernt, sich zu beherrschen und im entscheidenden Moment,
in einer günstigen Situation die Initiative zu ergreifen. Genau dies
tut er auch jetzt. In kürzester Zeit hat er einige der Deputies
überwältigt und kann in die nahe gelegenen Wälder flüchten. Teasle
organisiert einen Verfolgungstrupp mit allen ihm zur Verfügung
stehenden Männern, samt Spürhunden und allen Waffen, die in Reichweite
sind. Als während der unbarmherzigen Verfolgungsjagd ein Polizist
abstürzt und stirbt, alarmiert Teasle die Nationalgarde und macht
Rambo für den Tod des Cops verantwortlich.

Rambo kann dies alles nur so interpretieren, dass ihm die örtlichen
Sicherheitskräfte den Krieg erklärt haben. Darauf stellt er sich nun
ein, ohne allerdings irgend jemanden wirklich töten zu wollen. Wenn,
dann verletzt er den einen oder anderen seiner Verfolger, macht ihn
kampfunfähig. Immer wieder entkommt er aufgrund seiner Kenntnisse als
Green Beret den Verfolgern, von denen nur Deputy Mitch (David Caruso)
erfolglos versucht, mässigend auf die anderen Polizeikräfte und Teasle
einzuwirken - bis bei Sheriff Teasle plötzlich Rambos ehemaliger
Vorgesetzter Colonel Trautman (Richard Crenna) auftaucht, der sowohl
Teasle vor Rambos Erfahrungen warnt, als auch versucht, Rambo dazu zu
bewegen, sich zu stellen ...


Was sagt uns "Rambo"?

Über eines sollte man sich zunächst bewusst sein: Rambo ist keine
reale, sondern eine Kunstfigur, d.h. ein aus verschiedenen Elementen
zusammengesetzter Typus von Subjektivität, dessen "Aufgabe" im Rahmen
"seiner" Geschichte, d.h. der Geschichte, die der Film erzählt,
Identifikation ermöglichen soll. John Rambo reduziert sich in dieser
Hinsicht auf eine Figur, deren einzige Möglichkeit der "Kommunikation"
in dem besteht, was er gelernt hat: zu kämpfen. Der reale
Anknüpfungspunkt besteht in diesem Fall im (verlorenen) Vietnam-Krieg,
der Rambo sozusagen in seiner spezifischen Subjektivität geprägt und
"gestählt" hat. Die Perspektive, die er allein hat, ist die des
Kampfes, wenn er in eine ähnliche Situation gerät wie in Vietnam. Er
suchte vergeblich nach den anderen, die an seiner Seite standen. Er
allein blieb übrig.

Rambo ist also in prägnanter Weise ein auf wenige Dimensionen
"verkürzter" Mensch, ein (durch den Vietnam-Krieg) deklassierter Held,
dessen Heldendasein aber eben auch nur eine ihm zeitweise zugedachte
Funktion in seiner Gesamtfunktion, definiert durch den politischen und
militärischen Apparat, bedeutet. In dieser Hinsicht sind die
Interpretationen "richtig", die im Blick auf den Film auf die
Uminterpretation einer Niederlage in einen Sieg pochen. Denn Rambo
erscheint von dieser einen Sicht aus als Opfer derjenigen, für die er
(angeblich) sein Leben riskiert hat.

Doch darin erschöpft sich der Film nicht, eben weil er Film ist. Denn
Rambo wird gerade visuell dem Betrachter als jemand präsentiert, der
sich gegen eine böswillige Meute von (örtlichen und dann auch
nationalen) Sicherheitskräften zu Recht zur Wehr setzt. Jedem leuchtet
ein, dass der Einsatz der Nationalgarde gegen einen Mann, der der
Landstreicherei verdächtigt wird, völlig unverhältnismässig ist. Durch
diese Konfrontation des ausgemachten Bösen (v.a. Sheriff Teasle, der
seine letztlich lächerliche Macht demonstrieren will) mit dem in
diesem Konflikt gar nicht tötungswilligen Rambo wird positive
Identifikation mit dem Verfolgten erst möglich.

Rambo repräsentiert in dieser Hinsicht einerseits die verdrängten
Ängste vieler (sei es Angst vor Armut, vor Gewalt, seien es
Existenzängste überhaupt) in einer individualistisch ausgestalteten
Welt, in der der einzelne nicht mehr einfach nur Teil eines Ganzen ist
(wie vor Beginn der Neuzeit), sondern sich einen eigenen Standpunkt
gegenüber dieser Welt verschaffen kann und auch verschafft. Diese
zentrale Perspektive des Ich gegenüber der Welt ist grundsätzlich
etwas Positives, weil sie Teil dessen ist, was man etwas einseitig
Selbstbestimmung nennt. Zugleich jedoch erwächst aus den zunehmenden
Ängsten gegenüber einer Welt, die kaum noch durchschaubar ist, der
Wunsch, sich auch in riskanten oder gar existenzgefährdenden
Situationen selbst behaupten zu können - eine Fähigkeit, die vielen
gerade wegen der sich rasant ändernden sozialen Umstände und den damit
verbundenen Defiziten der Gesellschaft fehlt.

In dieser Hinsicht greift in der Moderne ein Teil der Literatur und
des Films auf den Typus des archaischen Helden zurück, der sich unter
vielen anderen u.a. auch in der Antike oder etwa in Shakespeares
"Macbeth" finden lässt. Obwohl Macbeth einen Typus von Herrscher
verkörpert, der im Übergang zur Moderne, d.h. auf dem Weg zum modernen
Staat mit Gewaltmonopol, verlieren muss, weil er selbst den
gewalttätigen, historisch längst überholten Stammesfürsten der
vor-modernen Gesellschaft verkörpert, ist der Rückgriff auf solche
Typen von Subjektivität in der Geschichte des Films und der Literatur
durchaus gängig. Sie ermöglichen die Identifikation, wie oben
beschrieben, allerdings - wie in "Rambo" - mit einem entscheidenden
Unterschied:

Als Rambo gegen Ende des Films von seinem ehemaligen Vorgesetzten
Trautman eindringlich gebeten wird, nicht so zu enden (nämlich im
Kugelhagel von Polizei und Nationalgarde), sondern aufzugeben, fängt
Rambo plötzlich an zu reden. Er beklagt sich über die Menschen, die
bei seiner Rückkehr gegen ihn demonstriert und ihn als Mörder von
Frauen und Kindern hingestellt hätten: "Wer sind die denn? Niemand von
denen war da draussen in diesem Dschungel. Sie wussten gar nicht,
worum es geht!" Und: "Mir bedeutet das Zivilleben gar nichts. Im
Krieg, da hatten wir einen Ehrenkodex: Du deckst meinen Arsch und ich
decke deinen. Aber hier gibt's so was nicht." Schliesslich: "Da drüben
flog ich einen Hubschrauber oder ich bin Panzer gefahren. Ich war
verantwortlich für eine Million Dollar Ausrüstung. Und hier krieg ich
nicht mal einen Job als Parkwächter!" Dann erzählt er von einer Bombe,
mit der einer seiner Kameraden getötet worden ist, und bricht weinend
vor Trautman zusammen: "Es ist sieben Jahre her, jeden Tag sehe ich
das. Nachts wache ich auf, weil ich davon träume. Was soll ich denn
nur machen? Er war völlig hilflos, wie er da lag und schrie. Ich krieg
das nicht aus meinem verdammten Schädel. Er ist verblutet."

In dieser stark reduzierten Welt, der u.a. das Weibliche, das
Sexuelle, das Alltagsleben der anderen, der Kinder usw. fehlt, einer
Welt ohne Lebenslust hat Rambo nur eine Chance: das Verständnis des
ehemaligen Vorgesetzten, der allein seine Höllenqualen, sein
emotionales und auch körperliches Rückwärts-Gerichtetsein in die
eigene Vergangenheit verstehen kann und deshalb in der Lage ist, John
Rambo zum Aufgeben zu bewegen. Es ist in gewisser Weise die Perversion
dieser Geschichte, dass ausgerechnet derjenige, der Rambo zum Green
Beret, zur reduzierten Kampfmaschine ausgebildet hat, auch derjenige
ist, der ihn zum Sprechen und zum Aufgeben bringt.

Und genau hier, am Schluss des Films, drückt sich das aus, was man die
Dichotomie der Geschichte nennen könnte. Nicht nur Rambo - eine ganze
Nation steht an einer Weggabelung. Es bleibt unklar, in welche
Richtung John Rambo, die Kunstfigur gehen wird. Kann er sich
integrieren oder bleibt ihm nichts als das, was er war und bleiben
wird? Kann die amerikanische Gesellschaft eine "wahrhaftige" Beziehung
zu ihrem "Engagement" in Vietnam eingehen oder folgt sie dem damaligen
Präsidenten Ronald Reagan in seinem Kurs der "Auferstehung" einer bis
an die Zähne bewaffneten Weltmacht, die Vietnam "positiv überwunden"
zu haben glaubt?

Rambo ist eine Kunstfigur, ein kollektives Bild, eine zwiespältige,
eben nicht eindeutige Identifikationsfigur, die am Ende des Films
überlebt, während sie in der Romanvorlage stirbt. Jedenfalls könnte
man schlussfolgern, dass solche Kunstfiguren so lange für viele, vor
allem auch Jugendliche Identifikationsmuster bleiben, wie eine
Gesellschaft nicht in der Lage ist, verdrängte Ängste anders
bewältigen zu können. Während Macbeth eindeutig als "Überbleibsel"
einer verfallenen Welt vor der frühen Moderne identifizierbar ist,
verbleibt Rambo in einem Bereich, in dem Eindeutigkeit kaum gegeben
ist.

Trotzdem "funktioniert" das kollektive Bild, das sich in den Köpfen
festsetzen kann, weil Herstellung von Subjektivität im Sinne einer
emanzipierten, kollektiv "abgeglichenen" Individualität eben immer
weniger herstellbar ist.

Die Sequels "Rambo 2" (1985) und "Rambo 3" (1988) in ihrer direkten
Bezugnahme auf Vietnam bzw. Afghanistan waren übrigens im Unterschied
zum hier besprochenen Film anderer Qualität. Sie rekurrierten in
klischeehafter und ideologisch eindeutiger, wenn auch billiger Machart
auf das "neue Selbstbewusstsein" einer Nach-Vietnam-Weltmacht, die
sich anschickte, der anderen Supermacht den Garaus zu machen.

Während "Rambo" (noch) den zwiespältigen Eindruck eines modernen,
teilweise auf archaische Vorbilder rückführbaren "Helden", der
zugleich Opfer war, hinterlässt, präsentieren Kriegs- und z.T.
Actionfilme der Gegenwart eher den eindeutigen "Kämpfer", die
Kampfmaschine, die als bevorzugtes und bewundernswert dargestelltes
Klischee den heutigen Zustand der Weltmacht USA nach Golfkrieg,
Afghanistan, Irak usw. durchscheinen lässt.

Rambo: First Blood

USA 1982 - 93 min.

Regie: Ted Kotcheff

Drehbuch: Michael Kozoll, William Sackheim, Sylvester Stallone
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STANDPUNKT/077: Politiker und Medien orientieren auf Krieg (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)


Politiker und Medien orientieren auf Krieg

Journalismus unter aller Kanone / Die Tagesschau ist nicht so
schlimm wie BILD und Süddeutsche, aber schlimm genug 

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam - 23. Mai 2021



"'Gorbi, Gorbi!' Hunderttausende feierten im Juni 1989 in Bonn
Staatsgast Michail Gorbatschow, auch die Politiker waren hin und
weg." (1) 

Zwölf Jahre später, im September 2001, sprach Gorbatschows
Nach-Nachfolger Vladimir Putin im Reichstag in Berlin über
deutsch-russische Freundschaft, auf Deutsch. Und wieder war das
Publikum begeistert und berührt. "Unvergessene Szenen", betitelte der
Sender Phoenix die Videoaufzeichnung des Auftritts. (2) Es war
einmal ... Die Zeiten ändern sich. Dass Staatspräsident Putin und sein
Land heute von unseren Massenmedien mit so viel Feindseligkeit bedacht
werden, hat allerdings sehr viel mehr mit wertewestlicher
NATO-Aggressivität und dem Versagen des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks zu tun als mit Putins aktueller Politik. 

Presse und Rundfunk sollten nicht nur willige Verkünder politischer
Vorgänge sein, sondern deren kritische Kontrolleure. Unabhängige
Wächter des Friedens und der Rechtsstaatlichkeit zu sein ist ihr
Auftrag. Sie kommen ihm nicht nach. Jüngster Beweis unter den
unzähligen Belegen für qualitätsjournalistischen Opportunismus:
reduzierte bis gänzlich fehlende Berichterstattung der Tagesschau über
die aktuellen NATO-Manöver an der Grenze zu Russland. Von informativer
Aufklärung über Motive und den politischen Horizont dieses
bedrohlichen Truppenaufmarschs kann keine Rede sein.

"Wer den Frieden wünscht, bereite den Krieg vor". (3) Der 1600
Jahre alte Rat des Flavius Vegetius ist fraglos bedenkenswert, doch
"Spring Storm" ("Frühlingssturm") in Estland und "Defender-Europe
2021" nahe der Ukraine (4) haben mit friedensbeseeltem Selbstschutz
Westeuropas nichts zu tun. Ohne transatlantische Propagandabrille
betrachtet sind sie als größte NATO-Angriffsübung seit Ende des Kalten
Krieges vor 30 Jahren (5) zu erkennen.

Die USA und ihre Verbündeten, Bundeswehr inklusive, trainieren die
Offensive gegen Russland. Aktueller Manövergegenstand ist, große
Truppenverbände aus Westeuropa möglichst schnell an die russische
Grenze heranzuführen. Die zugrundeliegende Strategie wird gerne auch
"Vorwärtsverteidigung" genannt.

"[Der Westen] hat uns viele Male belogen, Entscheidungen hinter
 unserem Rücken getroffen, uns vor vollendete Tatsachen gestellt.
 Dies geschah mit der NATO-Erweiterung nach Osten, sowie dem Aufbau
 von militärischer Infrastruktur an unseren Grenzen" (6) ,



klagte Putin schon im März 2014 vor der Duma in Moskau. Zu Recht: Die
USA haben ihr 1990 im Zuge des Anschlusses der DDR an die BRD
(unpräzise: "Wiedervereinigung") gegebenes Versprechen zwölfmal
gebrochen, keine NATO-Erweiterung nach Osten über die Grenzen
Gesamtdeutschlands hinaus vorzunehmen. Bezeugt wird das sowohl vom
vormaligen sowjetischen Präsidenten Gorbatschow als auch vom
seinerzeitigen US-amerikanischen Außenminister James Baker (7, 8).
Typisch, dass ausgerechnet deutsche Regierungsstellen es gleich
dreifach bestreiten. (9) Sie wissen eh alles besser. Der Verfasser des
Dokuments der Bundesakademie für Sicherheit, auf das hier Bezug
genommen wird, ist übrigens Hans Adomeit, seinerzeit Mitarbeiter der
"Integrity Initiative" des britischen Geheimdienstes. Sie betrieb
einen Desinformationskrieg gegen Russland, flog 2019 auf und
verschwand aus dem Blickfeld der Öffentlichkeit. (10)


Pöser Putin

Putin, im Jahr 2000 zum Nachfolger Boris Jelzins gewählt, schloss
dessen Resterampe für den Ausverkauf russischen Staatseigentums
(Bodenschätze, Ölressourcen, Großkonzerne) an den Westen. Er
enteignete einige der korruptesten und raffgierigsten Oligarchen,
darunter den Erdölmagnaten Michail Chodorkowski. (11) Damit
frustrierte er jedoch die US-amerikanischen und westeuropäischen
"Partner".

Mit der scheinheiligen Freundlichkeit des Westens war es allerdings
schon Jahre zuvor aus und vorbei gewesen. Die NATO hatte ihre zu
"Gorbis" Zeiten geübte Zurückhaltung längst aufgeben; sie hatte mit
Boris Jelzins besoffener Zustimmung Polen, Tschechien und Ungarn 1999
aufgenommen (12), außerdem das Völkerrecht gebrochen und Serbien sowie
Kosovo niedergebombt. (13)

Seit Putins Amtsantritt aber widmen sich unsere Medien mit Hingabe der
vorgeblichen Gefährlichkeit Russlands. Das Muster "haltet den Dieb!"
ist unverkennbar. Je absurder die Story, desto lieber wird sie immer
wieder aufgetischt und mit Nowitschok nachgewürzt.


Gift an der Türklinke und in der Unterhose

Beim vorgeblichen Anschlag mit dem "tödlichsten Nervengift aller
Zeiten" auf Vater und Tochter Skripal anno 2018 im britischen
Salisbury bezichtigte die Westliche Wertegemeinschaft umgehend
Russland als Attentäter, gestützt auf britische Geheimdienstangaben.
London blieb bis heute jeglichen Beweis für Nowitschok und für
Russlands Verantwortlichkeit schuldig. (14) ARD-aktuell spekulierte
nur:

"Denkbar ist, dass London nicht sein ganzes Wissen preisgeben
 will." (15) 



Statt auf seriöse Eigen-Recherche setzt ARD-aktuell u.a. auf das
britische "Recherche-Netzwerk" Bellingcat. (16) Diese trübe Quelle ist
vor allem dafür bekannt, sich aus finanziellen und informellen
Zuflüssen einiger US-Think-Tanks und Geheimdienste zu speisen. Die
Tagesschau leitet gerne davon auf ihre Mühlen um. (17)

Der Medienrummel um den "bedeutendsten russischen
Oppositionspolitiker" Alexej Nawalny leidet ebenfalls unter Beweisnot
und Mangel an Aufrichtigkeit. Die Bundesregierung weigert sich
entgegen allen internationalen Verpflichtungen und Rechtsnormen, ihr
Material - hauptsächlich Gewebeproben, die dem "Giftanschlagsopfer"
Nawalny in der Berliner Charité entnommen wurden - für ein
öffentliches Experten-Monitoring freizugeben. Politik und Medien
ließen den protofaschistischen und betrügerischen Krawallbruder sogar
mit dem Sketch "Meine Unterhose war vergiftet" auftreten.

Die Russland-Reportagen der Tagesschau unterschreiten häufig jedes Maß
an gebotener Zurückhaltung. Die "anerkannten journalistischen
Grundsätze" sind über Bord gekippt: Wahrheitspflicht,
Sachlichkeitspflicht, Güterabwägungspflicht (18) und das Gebot zur
Förderung der Völkerverständigung (19). Sie haben Gesetzesrang, sie
stehen im Rundfunkstaatsvertrag, aber das gewährleistet nicht ihre
Befolgung.


Steter Tropfen höhlt den Stein

Rechtsgrundsätze und journalistisches Ethos gelten der
Tagesschau-Redaktion nicht mehr viel. Wer einen Nutzen von den faulen
Agentur-Geschichten hat ("cui bono?"), fragt sie sich nicht. Das
Gebot, nicht nur den Kläger zu Wort kommen zu lassen, sondern ebenso
den Beklagten ("audiatur et altera pars") und ihm jeglichen Zweifel
zugute zu halten ("in dubio pro reo") befolgt sie nicht. Sie
verbreitet (häufig unredliche) Politiker-Statements und verleiht ihnen
damit Bedeutsamkeit, als seien sie unumstößlich wahr oder der Weisheit
letzter Schluss; sie prüft Richtigkeit und Stichhaltigkeit des
Gesagten nicht. Dabei läge erst in dieser Prozedur der
Informationswert einer Nachricht.

"Nachrichten sind vor ihrer Verbreitung mit der nach den
 Umständen gebotenen Sorgfalt auf Wahrheit und Herkunft zu
 prüfen"



heißt es in § 8 Abs. (2) des NDR-Staatsvertrags. (20) Da macht
sich der hehre Satz natürlich gut. Doch garantiert er, beispielsweise,
seriöse Russland-Berichterstattung?

Andersrum wird ein Schuh draus. Gemeinschaftliches Ziel von Politik
und Massenmedien: Das Bild vom "gefährlichen" Russen in breiten Teilen
der Bevölkerung zu verfestigen.


Feindbilder senken die Schwelle zum Krieg

Von Staatsvertragsregeln lässt sich die Tagesschau-Redaktion dabei
nicht stören. Über die Absichtlichkeit der ständigen Wiederholung von
Falschdarstellungen gibt es keine Illusion. "Faktenfinder"-Chef
Patrick Gensing:

"Es ist ein Kennzeichen dieser Kommunikationsstrategien, dass
 man durch Wiederholungen von falschen Behauptungen die
 Glaubwürdigkeit der Behauptungen erhöht, weil Menschen denken: Das
 habe ich doch schon mal gehört und jetzt höre ich es wieder, dann
 muss es ja eigentlich stimmen." (21) 



Tagesschau-Redakteure wissen, was sie tun. Vor den mentalen
Folgeschäden ihrer Manipulation sind nicht einmal erfahrene und
vermeintlich kritische Politiker geschützt, wie das Beispiel der
Linke-Parteivorsitzenden Janine Wissler zeigt. In einem
Spiegel-Interview heißt es:

"Die Linkspolitikerin kritisiert zwar den Mord im Berliner
 Tiergarten, die Vergiftung des Oppositionellen Alexej Nawalny und
 Russlands Annexion der Krim als völkerrechtswidrig ..." (22) 



Politik und Medien versuchen einer gutgläubigen Öffentlichkeit
weiszumachen, es gehe um "Werte" (ideelle, moralische, natürlich).
Beabsichtigt ist aber nur miese Meinungsmache, die demagogische
Ukraine-Berichterstattung belegt es. (23, 24) Dass die NATO ihre
Aktivitäten an den russischen Grenzen im letzten Jahr massiv verstärkt
und dort beispielsweise mehr als 4000 (!) Bomber- und Aufklärungsflüge
veranstaltet hat (25), wird unterschlagen; gezieltes Weglassen
wichtiger Nachrichtenteile ist ein klassisches Mittel der
Manipulation.


Kriegstreiber am Werk

Schon im vorigen Jahr sollten 37.000 NATO-Soldaten (zeitweise) und
abertausend Tonnen US-Kriegsgüter (teils zum dauerhaften Verbleib)
über See und später durch Europa nach Osten an die Grenze zu Russland
verlegt werden. Wegen der Corona-Pandemie findet das Manöver erst
jetzt statt, heißt nun "Defender 2021". "Defender" soll im jährlichen
Wechsel einmal im europäischen Nordosten (Ostsee, Baltikum) und im
Südosten stattfinden (Westbalkan, Schwarzes Meer). (26) Übrigens sind
jetzt auch ukrainische Soldaten beteiligt, obwohl die Ukraine (noch)
kein NATO-Mitglied ist. Der US-geführte Westen nutzt eben jede
Möglichkeit, Russland zu provozieren.

Nachvollziehbar, dass Moskau auf die Gefährdung reagiert und
Gegen-Manöver veranstaltet. Für dieses Zugeständnis reichen die
analytischen Kapazitäten der Kalten Krieger der ARD-aktuell allerdings
nicht. Es fehlt die Grundvoraussetzung für seriösen Journalismus: Sich
auch in die Denkwelt "der anderen Seite" hineinversetzen wollen und
können. Der Qualitätsjournalist knallt folglich bedenkenlos eine
weitere Bezichtigung raus:

"Militärische Auseinandersetzungen sind für Russland seit Jahren
 ein bewährtes Mittel, sich Geltung und Mitsprache zu verschaffen.
 Beobachter gehen davon aus, dass es sich auch beim momentanen
 Aufrüsten an der Grenze um ein Druckmittel handelt - eine
 Drohgebärde." (27) 



Die NATO-Staaten haben im vorigen Jahr rund 1,1 Billionen (!) Dollar
und damit 17-mal mehr als Russland (61 Milliarden Dollar) für Rüstung
ausgegeben (28). Nicht Russland bedroht die USA und Westeuropa,
sondern die NATO hat Russland umzingelt. ARD-aktuell jedoch übt sich
in Realitätsverweigerung.

Förderung der Völkerverständigung? Nichts da, nicht bei ARD-aktuell.

"Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen
 werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören,
 insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind
 verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen" (29) 



steht in Art. 26 des Grundgesetzes. Papier ist geduldig, wissen die
Spitzenvertreter unserer Parteien-Oligarchie. Unsere
Qualitätsjournalisten wissen's auch.

Formal betrachtet ist die Redaktion staatsfern. Sie kann für sich
zudem umfassende journalistische Freiheit nach Art. 5 des
Grundgesetzes beanspruchen. (30) Trotzdem wirkt die Tagesschau
objektiv an der psychologischen Vorbereitung auf einen Krieg gegen
Russland mit. Sie beteiligt sich daran, die Hemmschwelle vor Anwendung
militärischer Gewalt in der deutschen Bevölkerung zu senken.

Dass das nicht bloß versehentlich und ungewollt geschieht, erweist
sich beispielsweise im Schweigen der Redaktion über Regierungspläne
zur Militarisierung der Zivilgesellschaft. Die sind im Internet
auffindbar, also auch der Redaktion tagesschau.de bekannt. ARD-aktuell
aber enthält sie einer größeren öffentlichen Aufmerksamkeit vor.


Möchtegern-Weltherrscher

Das Washingtoner Center for European Policy Analysis (CEPA) hat
in der Studie "Military Mobility Project" analysiert, mit welchen
Mitteln und unter welchen Voraussetzungen der Transport von Truppen
und Kriegsmaterial an die russische Grenze mit höchster
Geschwindigkeit erreicht werden kann. (31) Beteiligt an den Beratungen
sind pensionierte NATO-Generäle, Interessenvertreter wie der ehemalige
Merkel-Vertraute Eckart von Klaeden, heute Vorstandsmitglied der
Daimler AG (32) und diverse weitere Rüstungsunternehmen, darunter
Raytheon und Rheinmetall, sowie die Deutsche Bahn AG.

Außerdem wirken in diesem militärisch-industriell-politisch-medialen
Komplex etliche US-dienliche "Denkfabriken" und Redaktionen mit.
Beispielsweise der Atlantic Council, die RAND
Corporation, die Süddeutsche Zeitung, das Nachrichtenportal
Euractiv und die größte pfälzische Tageszeitung, die
Rheinlandpfalz (in ihrem Einzugsgebiet: die US-Garnison
Ramstein und das Atombombenarsenal Büchel).

Leitidee dieses Verbundes von Omnipotenz-Träumern:

"Eine Folge des raschen Aufstiegs Chinas zum globalen
 Machtstatus ist die Verlagerung des strategischen Schwerpunkts der
 USA in Richtung Indopazifik. Die europäischen Verbündeten und
 Partner der Vereinigten Staaten müssen daher sowohl für
 Abschreckung und Verteidigung in Europa als auch für ein wirksames
 Krisenmanagement in Nordafrika und im Nahen Osten erheblich mehr
 beitragen." (33) 



Klartext: Deutschland soll massiv aufrüsten, Schienenwege und Straßen
für den Transport von schwerem militärischen Gerät Richtung Osten
ausbauen. Unser Land soll "strategische Drehscheibe" (ebd.) sein und
sich selbst zum Kriegsschauplatz machen.

Die Kriegstreiber haben es aber nicht leicht. Mittlerweile entwickelt
sich eine erfreuliche Gegenöffentlichkeit. Der Bundesbürger erweist
sich als beeindruckend resistent gegen die andauernde
russlandfeindliche Hetze. Nur 32 Prozent sehen heute in Russland eine
Gefahr für den Weltfrieden. Im vorigen Jahr hatten noch 36 Prozent
"den Russen" als bedrohlich empfunden. (34, 35) Interessant die
Gefühlslage in Russland. Dort ängstigten sich vor vier Jahren 40
Prozent vor einem Weltkrieg. In diesem Jahr sind es bereits 62
Prozent. (36)

Die Grundlagen für eine dem Frieden verpflichtete und gedeihliche
Freundschaft zwischen beiden Völkern wären vorhanden.

Warum trägt die Tagesschau nicht dazu bei, Brücken dafür zu bauen?


Verkappte Meinungsterroristen

Was, denn, die Deutschen wollen keinen Krieg, genauso wenig wie die
Russen? Das geht gar nicht. Da besteht staatlicher Handlungsbedarf:

"... die Förderung der Widerstandsfähigkeit des Staates und der
 Gesellschaft gegen alle Formen hybrider Kriegsführung,
 einschließlich böswilliger Cyberaktivitäten und Desinformation ist
 die erste Abschreckungs- und Verteidigungslinie der NATO und eine
 Voraussetzung für die Fähigkeit der EU, erfolgreich zu handeln. Die
 zivilen und militärischen Behörden ... sollten ... einen
 gemeinsamen Ansatz zur Bekämpfung von Desinformation ... entwickeln
 ..." (s. Anm. 33) 



Mit anderen Worten: Was Wahrheit und was Desinformation ist, bestimmt
die Kommandantur. Das Internet soll nicht mehr frei nutzbar sein,
sondern unter staatlicher Kontrolle, im Dienste militärischer
Interessen stehen. Die staatlichen Hoheitsrechte werden um die
Deutungshoheit über das politische und militärische Geschehen
erweitert. Der Fachbegriff dafür: Zensur.

Ein Tagesschau-Interview. Erbärmlich liebedienerische Steilvorlage für
den NATO-Fetischisten und Transatlantiker Wolfgang Ischinger:
Tagesschau:

"... zunehmend ist ja zu beobachten, dass - durch
 Falschinformationen aufgewiegelt - Gruppen aus dem Inneren
 einzelner Staaten Unruhe stiften und auch gewalt- und
 konfliktbereit sind."



Ischinger: "Wir müssen davon ausgehen, dass in der Tat Gefahren
 für unsere Sicherheit nicht mehr nur aus dem Lauf von Kanonen
 kommen, sondern aus Datenströmen. Die Bedrohung liegt dann in der
 Störung oder Manipulation von Datenflüssen, im Kappen von
 Informationswegen oder Streuen von Falschinformationen." (37) 



Ach so. Für Manipulation und das Streuen von Falschinformationen ist
ausschließlich die Regierung zuständig. Informationsfreiheit?
Meinungsfreiheit? Freiheit der Rede und der Kunst? Der Hahn gehört
zugedreht.

Die "junge Welt", KenFM, RT deutsch oder der Schauspieler Jan Liefers,
allesamt im Visier der Geheimpolizei (aka "Verfassungsschutz"), können
schon ein Liedchen davon singen, was uns allen blüht. Der begnadete
Kabarettist Uwe Steimle hat's erfasst:

"Sie können selbstverständlich alles in diesem Land sagen, was
 Sie denken - Sie müssen nur das Richtige denken." (38) 
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Kulturredaktion für N3. Danach Lehrauftrag an der Fu-Jen-Universität
in Taipeh.


Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung, nichtkommerzielle Zwecke
der Veröffentlichung vorausgesetzt. Wir schreiben nicht für Honorar,
sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam Peter
Scholl-Latour). Die Texte werden vom Verein "Ständige
Publikumskonferenz öffentlich-rechtlicher Medien e.V."
dokumentiert:

https://publikumskonferenz.de/blog

 * 
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ETHIK/1328: Assistierte Selbsttötung bei Krebspatient*innen - Positionen zu Regelungsbedarf und Ermessensspielraum (DGHO)


DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e.V. - 28.04.2021

Assistierte Selbsttötung bei Krebspatient*innen: Regelungsbedarf und Ermessensspielraum



Seit das Bundesverfassungsgericht im Februar 2020 den § 217 StGB zum
Sterbehilfe-Verbot für verfassungswidrig erklärt hat, steht die Regelung
der assistierten Selbsttötung und insbesondere die Rolle von Ärzt*innen
dabei im Mittelpunkt gesellschaftlicher, politischer, medizinischer und
berufspolitischer Debatten. Die DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie
und Medizinische Onkologie e. V. hatte sich bereits 2015 nach einem
intensiven Austausch innerhalb der Fachgesellschaft in die Diskussion um
die damals vorgelegten Gesetzesentwürfe eingebracht. Angesichts des nun
bestehenden Regelungsbedarfs hat die DGHO erneut eine Diskussion unter
ihren Mitgliedern angestoßen.

Die aktuelle Umfrage, an der 750 Mitglieder teilgenommen haben, gibt einen
Einblick in die aktuelle Situation in der Onkologie und schafft die Basis
für praxisorientierte Regelungen, auch unter Berücksichtigung
untergesetzlicher Lösungen.

Trotz großer Fortschritte in der Krebsmedizin verlaufen viele
Tumorerkrankungen immer noch tödlich, so dass die medizinische Versorgung
und Begleitung von an Krebs erkrankten Menschen in der letzten Lebensphase
ein Kernbestandteil der Arbeit von onkologisch tätigen Ärzt*innen ist.
"Wir nehmen wahr, dass bei einigen Patientinnen und Patienten trotz
optimaler palliativmedizinischer Betreuung der Wunsch besteht, ihrem Leben
bei unerträglichem Leiden selbstbestimmt ein Ende zu setzen", so Prof. Dr.
med. Lorenz Trümper, Geschäftsführender Vorsitzender der DGHO und Direktor
der Klinik für Hämatologie und Medizinische Onkologie der
Universitätsmedizin Göttingen. "Vor dem Hintergrund des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts steht die ärztlich assistierte Selbsttötung
erneut im Fokus von Debatten - unter anderem in der Politik und in der
Ärzteschaft. Als medizinische Fachgesellschaft können und wollen wir die
assistierte Selbsttötung nicht moralisch bewerten, weil wir die
Wertevorstellungen aller unserer Mitglieder vertreten. In die aktuelle
Debatte zu einer angemessenen politischen Regelung bringen wir uns ein,
indem wir mit der erneuten Umfrage einen Einblick zu den Einstellungen,
Erfahrungen und zur Handlungspraxis unter unseren Mitgliedern gewinnen. So
ergänzen wir die aktuelle - teils auch sehr emotional geführte -
Diskussion um die Perspektive praktisch tätiger Onkologinnen und Onkologen
und deren Erfahrungen", so Trümper weiter.

Kontroverse persönliche Einstellungen, geringe Zustimmung zu berufsrechtlichem Verbot

Die persönliche Einstellung zur ärztlich assistierten Selbsttötung
unterscheidet sich auch unter praktisch tätigen Onkolog*innen, berichtet
Prof. Dr. med. Jan Schildmann, stellvertretender Vorsitzender des
Arbeitskreises Medizin und Ethik der DGHO und Direktor des Instituts für
Geschichte und Ethik der Medizin der Medizinischen Fakultät der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg: "Entsprechend der gesellschaftlichen
Debatte ist auch unter den Mitgliedern der DGHO die Haltung zur ärztlich
assistierten Selbsttötung heterogen. Interessant ist allerdings die
geringe Unterstützung für ein berufsrechtliches Verbot." Während die
Anzahl der Kolleg*innen, die eine ärztlich assistierte Selbsttötung
grundsätzlich ablehnen, in etwa so groß ist wie die derer, die eine
ärztlich assistierte Selbsttötung grundsätzlich oder unter bestimmten
Bedingungen in Betracht ziehen, befürwortet lediglich jeder Vierte ein
entsprechendes Verbot.

Frage nach einem Rezept ist kein ärztlicher Alltag

Etwa die Hälfte der Umfrageteilnehmenden ist in ihrem Berufsleben schon
einmal um Informationen zum Vorgehen bei einer assistierten Selbsttötung
gebeten worden. Bei der konkreten Frage nach einem Rezept für ein
tödliches Medikament ist es hingegen nur noch ein Drittel der Befragten,
und rechnerisch mehr als neun von zehn Umfrageteilnehmenden geben an, noch
nie Assistenz zur Selbsttötung geleistet zu haben. Schildmann, der die
Studie federführend umgesetzt hat, verweist darauf, dass es sich bei der
assistierten Selbsttötung um kein Alltagsphänomen handelt: "Unsere Zahlen
zur Praxis decken sich mit internationalen Daten, nach denen die
assistierte Selbsttötung selten ist. Dies gilt auch für Länder, in denen
sie unter bestimmten Bedingungen rechtlich möglich ist." Wichtig sind ihm
Aus- und Weiterbildungsangebote für Ärzt*innen zum professionellen Umgang
mit Sterbewünschen. "Der angemessene Umgang mit den vergleichsweise
häufigen Anfragen nach Sterbehilfe erfordert ethische und kommunikative
Kompetenzen, die in der medizinischen Aus- und Weiterbildung vermittelt
werden müssen", so Schildmann.

Bedingungen für Suizidhilfe und Fragen zur ärztlichen Rolle

Deutliche Prioritäten zeigen sich bei den Bedingungen, unter denen die
befragten Onkolog*innen eine Assistenz zur Selbsttötung erwägen würden.
Hier werden 'Freiverantwortlichkeit' und 'unkontrollierbares Leiden' mit
Abstand am häufigsten genannt. Bei der Frage, ob die Prüfung der
Freiverantwortlichkeit als ärztliche Aufgabe verstanden wird, zeigt sich
ein heterogenes Bild - wenn auch mit einer Tendenz. Etwa ein Viertel der
Umfrageteilnehmenden gibt an, dass die Prüfung ausschließlich von
Ärzt*innen durchgeführt werden soll, knapp die Hälfte, dass die Prüfung
von Ärzt*innen durchgeführt werden kann, und nur jeder siebte
Umfrageteilnehmende hält die Prüfung für keine ärztliche Aufgabe. "Die
Diskussion über die assistierte Selbsttötung fordert das ärztliche
Selbstverständnis heraus. Es ist daher wichtig, in der Ärzteschaft zu
diskutieren, welche Aufgaben aus welchen Gründen von Ärztinnen und Ärzten
übernommen werden sollten. Unbenommen davon ist, dass Ärztinnen und Ärzte
eine Assistenz immer auch ablehnen können", so Schildmann. Die
Heterogenität bei der Bewertung der ärztlichen Rolle zeigt sich auch bei
der Frage, wer ein tödliches Medikament abgeben sollte. Vier von zehn
Befragten verstehen die Medikamentenabgabe als ärztliche Aufgabe, jeder
Fünfte als optionale Aufgabe für Ärzt*innen, und jeder Vierte gibt
hingegen an, dass die Abgabe eines tödlichen Medikamentes nicht durch
Ärzt*innen erfolgen sollte.

Beratung und Qualitätssicherung

Der Aussage, dass die Beratung von Patient*innen eine ärztliche Aufgabe
ist, stimmt ein Drittel der befragten Onkolog*innen zu, vier von zehn
sehen die Beratung als optionale ärztliche Aufgabe, und nur jeder zehnte
Umfrageteilnehmende gibt an, dass die Beratung nicht von Ärzt*innen
durchgeführt werden sollte. "Dieser Befund macht zwar die Heterogenität
unter den Befragten deutlich, zeigt aber auch, dass - zumindest im
Grundsatz - die Mehrheit unserer onkologisch tätigen Kolleginnen und
Kollegen die Beratung als eine ärztliche Aufgabe begreift. Darüber hinaus
zeigen uns die Zahlen, dass unsere Kolleginnen und Kollegen, die ihre
Patientinnen und Patienten oftmals über viele Jahre behandeln und daher
auch sehr gut kennen, sie auch in existenziellen Lebensphasen begleiten
und nicht allein lassen möchten", so Prof. Dr. med. Eva Winkler,
Vorsitzende des DGHO-Arbeitskreises Medizin und Ethik, Oberärztin und
Leiterin der Sektion 'Translationale Medizinethik' am Nationalen Centrum
für Tumorerkrankungen (NCT) an der Universitätsklinik Heidelberg. Dass für
den Fall einer rechtlichen Regelung der ärztlich assistierten Selbsttötung
auch Vorgaben zur Qualitätssicherung implementiert werden sollten,
befürwortet mit sieben von zehn Umfrageteilnehmenden eine deutliche
Mehrheit. "Auch für die konkreten Maßnahmen zur Qualitätssicherung sehen
wir Zustimmungen", so Winkler weiter. Sechs von zehn der befragten
onkologisch tätigen Ärzt*innen geben 'Meldepflicht der Beratung',
'Meldepflicht der Rezeptausgabe' und 'Begleitforschung' als
qualitätssichernde Maßnahme an, bei dem Punkt 'Ärztliche Fortbildungen'
sind die Zustimmungswerte sogar noch etwas höher.

Regelungsbedarf und Ermessensspielraum

"Mit Blick auf die Interpretation der Ergebnisse sehen wir, dass seitens
unserer Kolleginnen und Kollegen der Wunsch nach einem Regelungsbedarf
besteht, in dessen Rahmen Ärztinnen und Ärzte sowohl offen als auch
differenziert und bedacht mit den von Patientinnen und Patienten
vergleichsweise häufig vorgebrachten Sterbewünschen umgehen können", so
Prof. Dr. med. Maike de Wit, Mitglied im Vorstand der DGHO und Chefärztin
der Klinik für Innere Medizin - Hämatologie, Onkologie und
Palliativmedizin am Vivantes Klinikum Neukölln. "Gleichzeitig muss zum
Schutz der Patientinnen und Patienten gewährleistet sein, dass
Freiverantwortlichkeit, Information, insbesondere über
palliativmedizinische Maßnahmen sowie Ernst- und Dauerhaftigkeit eines
Anliegens bezüglich der assistierten Selbsttötung geprüft werden können."

Schildmann erläutert in diesem Zusammenhang: "Die Umfrageteilnehmenden
unterscheiden zwischen persönlichen moralischen Bewertungen und
angemessenen Regelungen. Pauschale Verbote werden den schwierigen
individuellen Entscheidungssituationen nicht gerecht, wir benötigen
differenzierte und tragfähige Regelungen. Die Umfrageergebnisse bieten
hierfür Ansatzpunkte."

Trümper ergänzt: "Die Betreuung von Menschen am Lebensende ist eine
besondere Herausforderung für Arztinnen und Ärzte. Dabei bleibt die
Anfrage nach einer ärztlich assistierten Selbsttötung immer eine
Ausnahmesituation. Für diese existenziellen Situationen braucht es für
Betroffene sowie für Ärztinnen und Ärzte Ermessensspielraum. Wir schlagen
die Förderung untergesetzlicher Lösungen zur Sicherung der ärztlichen
Zuwendung für diese Patientinnen und Patienten ohne Strafandrohungen bei
gleichzeitiger Gewährleistung von Sorgfalt und Versorgungsqualität vor."

Die Mitgliederumfrage der DGHO wurde vom 12. bis zum 31. März 2021
durchgeführt. Der Umfragelink wurde an 3.588 DGHO-Mitglieder versendet.
750 Mitglieder haben an der Umfrage teilgenommen. Das entspricht einer
Rücklaufquote von 20,76 Prozent.


Über die DGHO

Die DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie
e. V. besteht seit über 80 Jahren und hat heute ca. 3.600 Mitglieder, die
in der Erforschung und Behandlung hämatologischer und onkologischer
Erkrankungen tätig sind. Mit ihrem Engagement in der Aus-, Fort- und
Weiterbildung, mit der Erstellung der Onkopedia-Leitlinien, mit der
Wissensdatenbank, mit der Durchführung von Fachtagungen und
Fortbildungsseminaren sowie mit ihrem gesundheitspolitischen Engagement
fördert die Fachgesellschaft die hochwertige Versorgung von Patientinnen
und Patienten im Fachgebiet. In mehr als 30 Themenzentrierten
Arbeitskreisen engagieren sich die Mitglieder für die Weiterentwicklung
der Hämatologie und der Medizinischen Onkologie.

Informationen unter: www.dgho.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

https://idw-online.de/de/institution1630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e.V.

Michael Oldenburg, 28.04.2021

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/4192: Einwegmaterial - weniger Müll in der Medizin (SHÄB)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 5, Mai 2021

Weniger Müll in der Medizin

von Martin Geist



EINWEGMATERIAL. Sauber und steril muss es sein in der Medizin. Gibt es
trotzdem Alternativen zum Einwegmaterial aus Kunststoff? Vier junge
Frauen beschäftigen sich an der Kieler Universität mit waschbaren
Varianten und Recycling. Pandemie hat Fortschritte verhindert.


Ex und hopp. Dieses heutzutage eher verpönte Prinzip hat im
medizinischen Bereich immer noch Konjunktur. Aus nachvollziehbaren
Gründen, denn die lebenswichtige Hygiene ist oft nur zu gewährleisten,
wenn in Kliniken und ärztlichen Praxen Einmalprodukte aus Kunststoff
verwendet werden. Eine studentische Initiative aus Kiel will die
Plastikflut eindämmen.

Krankenhäuser gehören zu den größten Abfallproduzenten Deutschlands.
Jeder Mensch, der in einer Klinik behandelt wird, verursacht
statistisch etwa 400 Gramm Plastikmüll am Tag. "Das kann weniger
werden", sagten sich Milena Baumert, Rebecca Sale, Elise Harper und
Rini Keumala Sari und gründeten vor einem Jahr die Initiative
"PraktischPlastik" (www.praktischplastik.com). Die vier jungen Frauen
haben bereits medizinische bzw. umwelt- oder sozialwissenschaftliche
Studiengänge absolviert und arbeiten nun ihrem Master-Abschluss an der
unter dem Dach der Kieler Universität angesiedelten "School of
Sustainability" entgegen. Erklärtes Ziel dieser Schule ist es, den
Gedanken einer nachhaltigen Welt akademisch und mindestens genauso
stark im wirklichen Leben voranzubringen.

Plastikmüll ist ein Thema - und auch ein Problem - für die kleine
Praxis ebenso wie fürs große Klinikum. So sieht es Milena Baumert, die
dank ihres abgeschlossenen Medizinstudiums die tiefsten Einblicke in
dieses Metier hat. Den Fokus will das Quartett dabei zunächst auf
Krankenhäuser legen, einfach weil dort deutlich mehr Müll anfällt und
die Probleme wie die Potenziale zum Umgang damit klarer zutage treten.

Dass Kunststoff in medizinischen Einrichtungen nicht entbehrt werden
kann, ist den Studentinnen bewusst. Wo es immer sauber und darüber
hinaus oft steril hergehen muss, führt an diesem Material eben kein
Weg vorbei. "Trotzdem kann es sich lohnen, über Alternativen
nachzudenken", meint Milena Baumert und denkt beispielsweise an die
klassischen grünen oder blauen OP-Kittel, die es seit einiger Zeit
nicht nur in Einweg-Form, sondern auch als waschbare Variante gibt.

"Ein wichtiges Feld", so betont Umweltwissenschaftlerin Rebecca Sale,
ist außerdem das Recycling. Wenn schon Kunststoff nötig ist, dann
sollte er im Sinn von "PraktischPlastik" wenigstens so beschaffen
sein, dass er am Ende leicht einzuschmelzen ist und damit ein
Rohmaterial für neue Produkte sein kann. Aus Einmalverpackungen von
medizinischen Utensilien Halterungen für Instrumente oder das Tablett
fürs Krankenhausessen herzustellen, das klappt nach ihrer Darstellung
eben nur dann mit vertretbarem Aufwand, wenn in den Gegenständen, die
recycelt werden sollen, nicht zu viele verschiedene Arten von
Kunststoff stecken.

Eine Option könnte es unter diesem Aspekt sein, die womöglich schon
bestehenden Kooperationen mit Recycling-Unternehmen auf den Prüfstand
zu stellen. "Gibt es vielleicht Betriebe, die besser mit gemischten
Materialien zurechtkommen?", nennt Elise Harper die entscheidende
Frage. Andererseits will die Initiative genauso auf die Lieferketten
schauen und herausfinden, ob bestimmte Produkte von Herstellern in
leichter recycelbarer oder gar wiederverwertbarer Form angeboten
werden. Und nicht zuletzt wäre es nach der Strategie von
"PraktischPlastik" sinnvoll, das individuelle Verhalten in Praxen und
Kliniken zu betrachten, ganz entsprechend der alten Erfahrung, wonach
die schönsten Regeln und Grundsätze wenig taugen, wenn sie im Alltag
gepflegt ignoriert werden.

Was die gesamte Thematik betrifft, richtet die Initiative
"PraktischPlastik" ihren Blick über den Tellerrand beziehungsweise das
eigene Land hinaus. Kontakte gibt es unter anderem zur Mayo-Klinik,
einem amerikanischen Krankenhaus-Konglomerat, das in vielen Bereichen
und auch im Umweltschutz sehr innovativ unterwegs ist.

Am liebsten hätten die vier Frauen hierzulande den Umgang mit Plastik
auf allen Ebenen modellhaft in einem einzelnen Krankenhaus
nachverfolgt und analysiert. "Wegen der Belastungen durch die
Corona-Krise gibt es für solche Projekte in den einzelnen Häusern aber
momentan kaum Ressourcen", bedauert Harper, will aber genauso wie ihre
Mitstreiterinnen trotzdem nicht den Kopf in den Sand stecken.

Über seine Website und diverse Social-Media-Kanäle lotet das Team
derzeit aus, was unter Epidemie-Bedingungen geht. "Das Interesse ist
da", leitet Harper daraus ab, denn immer, wenn beispielsweise der Blog
zum Thema Medizinmüll mit einem neuen Beitrag aufwartet, steigen auch
die Zugriffszahlen.

Grundsätzlich setzt das Team zudem darauf, dass das Thema Covid-19
nicht mehr alles dominieren wird. Und auf den Megatrend, dass - noch
einmal verstärkt durch diese Pandemie - der Gedanke der Nachhaltigkeit
in der Medizin ebenso wie in allen gesellschaftlichen Bereichen immer
stärker hochkommen dürfte. Dabei, so die Überzeugung der
Initiatorinnen, spielen auch Aspekte eine Rolle, die in weitere
Bereiche hineinreichen. "Besseres Recycling im Krankenhaus lohnt sich
nicht nur für die Umwelt, sondern kann zusätzlich Vorteile im sozialen
und unternehmerischen Bereich bringen", formuliert es Milena Baumert.
Die positiven Impulse durch derlei Bemühungen können aus ihrer Sicht
von gesteigerter Mitarbeiterloyalität über ein höheres
gesellschaftliches Ansehen bis hin zu Kosteneinsparungen im
ökonomischen Bereich reichen.

"Müll ist in jeder Klinik ein großes Thema", sagt Birgitt
Schütze-Merkel, Sprecherin des Städtischen Krankenhauses Kiel. Das
Haus mit seinen 1.900 Beschäftigten behandelt und betreut jährlich
26.000 Menschen stationär und weitere 46.000 ambulant. Angesichts
dieser Dimensionen sammeln sich in der Einrichtung erhebliche Mengen
an Abfall an. Und diesem Problem, so räumt die
Öffentlichkeitsarbeiterin ein, ist nicht ohne weiteres beizukommen:
"Es gibt einfach hohe Auflagen für Hygiene und Sterilität, da können
und wollen wir nicht dran vorbeigehen."

Trotzdem versucht das Krankenhaus, überflüssigen Müll so gut es geht
zu vermeiden. Wenn beispielsweise bereits verpackte Artikel wie
Reinigungstücher oder Toilettenpapier noch einmal mit Folie
eingewickelt werden, suchen die Zuständigen schon auch mal das
Gespräch mit ihren Pendants in den liefernden Unternehmen. Wenn und wo
sich Kunststoff nicht vermeiden lässt, bleibt als Alternative kaum
mehr, als sich um einen möglichst ordentlichen Umgang damit zu
bemühen. Sortenreines Sortieren von Folien und anderen Produkten ist
laut Schütze-Merkel teils möglich und wird entsprechend praktiziert.
Allerdings zeigt sich auch nach Erfahrung der Initiative
"PraktischPlastik", dass dabei der Faktor Mensch keine unbedeutende
Rolle spielt. Gut läuft es demnach immer dann, wenn die Beschäftigten
geschult, motiviert und manchmal vielleicht auch erinnert werden.

Im Städtischen Krankenhaus Kiel ist die Aufgeschlossenheit für das
Anliegen, Plastikmüll zu vermeiden oder vernünftig wiederzuverwerten,
groß. Dies zeigt sich schon daran, dass es bereits Kontakte zu
"PraktischPlastik" gab. Ein erstes Treffen fand statt, ein zweites
musste abgesagt werden, weil wegen der verschärften Corona-Bedrohung
alle nicht unbedingt erforderlichen Treffen gestrichen wurden. Das
bedeutet jedoch nicht, dass das Thema in Vergessenheit geraten wird.
In der Kieler Klinik ist man nicht nur vom Ziel überzeugt, sondern
ebenso von der Meinung, dass begleitende Blicke und Ratschläge oder
Konzepte von außen im Sinne eines umweltfreundlicheren Medizinbetriebs
absolut hilfreich sein können.

 * 
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AUSLAND/2616: Brasilien - Drei Viertel der Bevölkerung beklagen mindestens eine*n COVID-Tote*n (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Drei Viertel der Bevölkerung beklagen mindestens eine*n COVID-Tote*n 



Nach Meinung des brasilianischen Industrieverbands besteht ohne
Massenimpfung wenig Hoffnung auf eine Wiederbelebung der
Wirtschaft.

(Brasilia, 5. Mai 2021, Brasil de Fato) - Brasilien zählt zu den
Ländern, die seit Beginn der Pandemie die meisten Todesfälle durch
COVID-19 zu beklagen haben. Seit mehr als einem Jahr müssen die
Brasilianer*innen miterleben, wie Familienangehörige, Freund*innen und
Kolleg*innen sterben. Der Nationale Industrieverband CNI
veröffentlichte Anfang Mai die Ergebnisse der Umfrage "Die
Brasilianer*innen, die Pandemie und der Konsum". Drei von vier
Brasilianer*innen haben demnach seit dem Ausbruch der Krise mindestens
eine nahestehende Person durch COVID-19 verloren. Bei 53% der
Befragten handelte es sich um eine befreundete Person, 25% verloren
eine*n nicht im eigenen Haushalt wohnende*n Familienangehörige*n und
15% einen Arbeitskollegen oder eine Arbeitskollegin. Angesichts der
Situation, in der sich Brasilien befindet - mit einer hohen Anzahl von
Todesopfern und einem Mangel an Impfstoffen - betrachten 89% der
Befragten die Pandemie als "ernst" oder "sehr ernst". 6% halten die
Situation für "mehr oder weniger schlimm", während nur 10% der
Brasilianer*innen als "nicht sehr schwer" oder "überhaupt nicht
schwer" beurteilen. Im Juli 2020 hatten nur 84% die Lage als "sehr
schwer" oder "schwer" eingeschätzt.


Es kann noch schlimmer kommen

Brasilien verzeichnet bisher mehr als 407.000 Opfer, die an COVID-19
gestorben sind. Diese Zahl könnte zum 1. August 2021 auf 575.000
ansteigen. Dies zumindest hält das im Bereich der globalen
Gesundheitsstatistik und Wirkungsevaluation in Washington tätige
Institute for Health Metrics and Evaluation für das wahrscheinlichste
Szenario. "Ein Anstieg der Todesopfer auf 688.700 in diesem Zeitraum
wäre der worst case. Das Institut geht außerdem davon aus, dass eine
dritte Welle ab Ende Mai möglich ist", so der Journalist Leonardo
Sakamoto. "Die Schätzungen der Universität von Washington sind sehr
genau, da man mit einem stabilen Verlauf rechnen kann. Sogar unsere
Schwächen beim Testen wurden berücksichtigt", erklärte der
Epidemiologe Wanderson Oliveira, Sekretär für ganzheitliche
Gesundheitsdienste beim Obersten Bundesgerichtshof und ehemaliger
Leiter der Berichterstattungsbehörde des Gesundheitsministeriums.


Die Angst geht um

Zusätzlich zu den nicht zu ersetzenden Verlusten leben die
Brasilianer*innen in Angst, was ebenfalls verschiedene Krankheiten
hervorrufen kann. Die von dem CNI durchgeführte Umfrage ergab, dass
56% der Brasilianer*innen momentan unter "sehr großer" oder "großer"
Angst vor COVID-19 leiden. "Im Juli des vergangenen Jahres lag dieser
Prozentsatz bei 47%", so eine Reportage der Tageszeitung O Estado de
S. Paulo. "Aktuell bezeichnen 22% der Bevölkerung ihre Angst vor der
Pandemie als 'mittelgroß'. Nur 9% gaben an, ihre Angst sei 'gering'
oder 'sehr gering'. Im Juli 2020 waren es noch 29% ('mittelgroße'
Angst) bzw. 10% ('geringe' oder 'sehr geringe' Angst)".


Die Pandemie erschüttert die Wirtschaft

Die vom Nationalen Industrieverband CNI in Auftrag gegebene Umfrage
wurde vom Meinungsforschungsinstitut FSB Investigación zwischen dem
16. und 20. April in 26 Bundesstaaten Brasiliens sowie dem
Bundesdistrikt durchgeführt. 2.060 Personen, die älter waren als 16
Jahre, nahmen teil. Die Fehlermarge der Umfrage liegt bei 2% mit einem
Vertrauensbereich von 95%. In einer Pressemitteilung erklärte der
Präsident des Nationalen Industrieverbands Robson Braga de Andrade:
"Solange es keine Massenimpfung gibt, wird die Pandemie die
Bevölkerung sehr beunruhigen und auch weiterhin den Betrieb der
Unternehmen beeinträchtigen. Das wiederum behindert die erhoffte
Wiederbelebung der Wirtschaft." Laut dem Pressekonsortium
brasilianischer Medien, dem Estadão, G1, O Globo, Extra, Folha
und UOL angehören, haben 31.875.681 Brasilianer*innen bis zum Sonntag,
2. Mai 2021 zumindest die erste Impfung gegen COVID-19 erhalten.
"Diese Zahl entspricht aber nur 15,05 Prozent der brasilianischen
Bevölkerung. In der Praxis haben somit nur drei von 20
Brasilianer*innen eine Impfdosis bekommen. Nur 7,49% der Bevölkerung
haben bisher beide Impfungen erhalten", so das Konsortium.
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POLITIK/264: "Globale Gesundheit ist kein Markt" - Interview mit Manon Aubry (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Interview mit Manon Aubry: "Globale Gesundheit ist kein Markt"

Von Olivier Turquet, 21. Mai 2021



Das Europäische Parlament hat mit 293 zu 284 Stimmen einen
Änderungsantrag gebilligt. In diesem wird "die EU aufgefordert, die
von Indien und Südafrika bei der Welthandelsorganisation (WTO)
eingereichte Initiative zu unterstützen, die eine vorübergehende
Aussetzung der geistigen Eigentumsrechte an Impfstoffen, Geräten und
Therapien zur Bekämpfung von COVID-19 fordert."

Wir sprachen mit Manon Aubry, Mitglied der Fraktion Die Linke im
Europäischen Parlament (GUE/NGL), die seit langem für die
Impfstofffreiheit kämpft.
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Die gestrige Abstimmung hat die pro-multinationale Front gebrochen.
Was sind Ihre Meinung und Ihr Empfinden dazu?

Die Abstimmung über unseren Änderungsantrag, der eindeutig die
Unterstützung des indischen und südafrikanischen Vorschlags bei der
WTO fordert, ist ein großer Sieg gegen die großen Pharmalobbys. Es ist
das Ergebnis eines unerbittlichen Kampfes, den wir seit Monaten im
Europäischen Parlament (wo wir zunächst allein waren) zusammen mit
NGOs und Bürger:innen geführt haben. Wir können jetzt sagen, dass das
Europäische Parlament offiziell auf der Seite der Aufhebung von
Patenten auf Impfstoffe steht: Das setzt die Kommission, den Rat und
die Mitgliedstaaten zusätzlich unter Druck. Sie werden sich nicht
länger vor ihrer Verantwortung drücken können: Wollen sie die Einzigen
auf der Welt sein, die das blockieren, was es uns ermöglichen würde,
aus der Knappheit herauszukommen und den ganzen Planeten zu impfen,
nur um die Gewinne einiger weniger Aktionäre zu schützen?

Was sind die nächsten Schritte, innerhalb und außerhalb des
Parlaments?

Es gibt eine Menge Heuchelei in den europäischen Institutionen und
Regierungen in der Frage der Patentaufhebung. Bidens überraschende
Kehrtwende zwang Macron, in dieser Frage einen Rückzieher zu machen.
Er sagte, er sei "sehr dafür", obwohl er bei der WTO und seine
Fraktion in der Nationalversammlung und im Europäischen Parlament
immer dagegen gestimmt hatte. Merkel reagierte sofort, um ihren
entschiedenen Widerstand gegen jede Infragestellung von Patenten zu
bekräftigen, und seither ist Frankreichs Position unklar. Wir haben
heute zwei Ziele: Erstens, weiterhin Druck auf das Europäische
Parlament auszuüben, das im Juni über eine spezielle Resolution zu
diesem Thema abstimmen wird, um die Kommission und den Rat zu zwingen,
bei den nächsten WTO-Treffen eine klare Position zu beziehen. Und dann
das Thema ausweiten, damit die Debatte um die COVID-Impfstoffpatente
zu einem Präzedenzfall wird: Die globale Gesundheit kann nicht als
Markt betrachtet werden, wenn Millionen von Leben auf dem Spiel
stehen!

Innerhalb der Bewegung "Kein Profit mit der Pandemie" gab es
unterschiedliche Reaktionen auf Bidens Aussagen. Was meinen Sie
dazu?

Wir lassen uns nicht täuschen: Biden ist nicht über Nacht zum großen
Revolutionär geworden, der jeglichen Profit an der Pandemie verhindern
und eine für jeden zugängliche Medikamentenversorgung schaffen will!
Wir müssen Bidens Sinneswandel als Chance sehen, die es zu ergreifen
gilt, und das haben wir im Europäischen Parlament erfolgreich getan.
Allerdings müssen wir vorsichtig sein: Wir wollen eine sofortige,
vollständige und dauerhafte Aufhebung der Patente auf Impfstoffe,
keinen Kompromiss auf Pump. Und wir wollen auch eine faire Aufteilung
der notwendigen Rohstoffe sowie einen verpflichtenden Technologie- und
Know-how-Transfer von den großen Konzernen. Diese Maßnahmen stehen
nicht im Widerspruch zueinander, wie die EU behauptet: Im Gegenteil,
sie ergänzen sich gegenseitig! So werden wir in der Lage sein, alle
heute ungenutzten Produktionskapazitäten der Welt zu mobilisieren.

Die Zeit läuft uns davon. Hoffen wir, dass es uns gelingt, den
Ländern, die sie am meisten brauchen, Impfstoffe zur Verfügung zu
stellen?

Wir haben ein Jahr verloren, weil wir uns von Anfang an geweigert
haben, Impfungen als globales Thema und den Impfstoff als gemeinsames
Gut der Menschheit zu betrachten. Wir zahlen jetzt einen hohen Preis
mit Ländern, die von der Pandemie und dem Auftreten neuer Varianten
heimgesucht werden. Die Europäische Union ist für diese Sackgasse
direkt verantwortlich, und wir werden weiterhin eine
Untersuchungskommission fordern, um ihre Verantwortlichen zur
Rechenschaft zu ziehen. Aber es ist noch nicht zu spät, um zu
reagieren und die Politik zu ändern. Wenn wir die Aufhebung der
Patente und den verpflichtenden Technologietransfer erreichen, können
wir innerhalb weniger Monate neue Produktionslinien erwarten. Wir
haben keine Sekunde zu verlieren, denn Untätigkeit ist tödlich.
Mindestens 15 bis 20 Milliarden Dosen werden im nächsten Jahr
benötigt, vielleicht sogar mehr, wenn reguläre oder
variantenangepasste Booster erforderlich sind. Es ist immer noch
möglich, aber wir müssen jetzt anfangen und aufhören, höflich darauf
zu warten, dass die große Pharmaindustrie damit beginnt.

Die Pandemie überschattet viele andere soziale Notlagen. Woran muss
in den kommenden Monaten gearbeitet werden?

Die Pandemie ist ein noch nie dagewesenes Ereignis in der jüngeren
Geschichte und hat alle überrascht. Es ist normal, dass die
Gesundheitskrise ein Jahr lang im Mittelpunkt stand, aber es ist jetzt
an der Zeit, über die vierte Welle zu sprechen, die sozial ist und
sein wird. Die Armut explodiert in ganz Europa. Junge Menschen stehen
in den Suppenküchen Schlange. Selbstständige haben Schulden
angesammelt und riskieren über Nacht den Bankrott. Die Situation ist
äußerst ernst und erfordert sofortige Notmaßnahmen. Zuallererst muss
der haushaltspolitische Spielraum wiederhergestellt werden: Streichung
der öffentlichen Schulden, die von der Europäischen Zentralbank
gehalten werden, und Einführung von Steuern auf die Profiteure der
Krise, sowohl auf Milliardäre als auch auf multinationale Unternehmen.
Damit ließe sich die soziale Komponente des Konjunkturprogramms
finanzieren, die von der Europäischen Union völlig ignoriert wird! Was
Biden in den USA kann, das können wir auch in Europa.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.
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SUCHT/714: Studie zur Entwicklung der Mediensucht bei Kindern und Jugendlichen in der Pandemie (SHÄB)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 5, Mai 2021

Noch nicht die perfekte Welle

von Dirk Schnack



MEDIENSUCHT. Die DAK-Gesundheit und das UKE Hamburg untersuchen die
Entwicklung der Mediensucht bei Kindern und Jugendlichen in der
Pandemie. So hoch wie die Welle mit Rekordwerten im April 2020 war die
Zeit an den Spiele-Konsolen im zweiten Lockdown zwar nicht mehr -
dennoch appellieren Experten, die Nutzungsdauern im Blick zu behalten.


Die aktuellen Zwischenergebnisse der gemeinsamen
Längsschnittstudie des Deutschen Zentrums für Suchtfragen des
Kindes- und Jugendalters von UKE und DAK-Gesundheit zeigen, dass die
Nutzungszeiten von Computerspielen und Social Media nach dem ersten
Lockdown im April 2020 wieder deutlich zurückgegangen sind.
Jugendliche zwischen elf und 18 Jahren spielten im November 2020 an
einem Werktag im Durchschnitt 115 Minuten digitale Spiele. Das ist ein
Rückgang von 15 Prozent. Nachdem sie im September 2019 wochentags noch
durchschnittlich 83 Minuten digitale Spiele nutzten, waren es im April
2020 ganze 132 Minuten täglich. Damit lag die Nutzungszeit um 59
Prozent höher als noch vor der Pandemie. Bei der dritten Befragung im
November 2020 lag der Wert also deutlich niedriger, jedoch weiter über
dem Vorkrisenniveau.

Die Längsschnittstudie untersucht in bundesweit 1.200 Familien die
digitale Mediennutzung von Kindern, Jugendlichen und deren Eltern.
"Die Zwischenergebnisse unserer Studie zeigen, dass sich im Verlauf
der Pandemie eine gewisse Entspannung eingestellt hat. Die Kinder und
Jugendlichen hatten wieder Alternativen zur Online-Welt, die sie auch
nutzten. Das ist eine positive Entwicklung", sagte Andreas Storm,
Vorstandschef der DAK-Gesundheit, bei der Vorstellung der Studie im
vergangenen Monat. "Wir müssen die Nutzungszeiten der Mädchen und
Jungen weiterhin im Blick behalten, um das bestehende Risiko einer
steigenden Mediensucht weiter zu verringern."

Auch bei den sozialen Medien flachte die Welle nach einem deutlichen
Hoch wieder ab: Im November vergangenen Jahres nutzten die Befragten
die sozialen Medien durchschnittlich 147 Minuten an einem normalen
Wochentag - ein Rückgang um 29 Prozent im Vergleich zum ersten
Lockdown im April. Hier verbrachten Kinder und Jugendliche täglich 189
Minuten mit Social Media; das sind etwas mehr als drei Stunden und 63
Prozent länger als noch im September vor der Pandemie. Damals waren es
116 Minuten. "Die aktuelle Richtung stimmt", sagt Daniela Ludwig,
Drogenbeauftragte der Bundesregierung. "Selbst wenn die Kinder und
Jugendlichen nach wie vor mehr als vor der Pandemie chatten, surfen
und gamen, hat sich der Anstieg der Nutzungsdauer immerhin nicht
fortgesetzt. Dennoch ist es weiterhin sehr wichtig, genau
hinzuschauen, was die Kids mit digitalen Medien machen, wie sie die
Zeit mit und ohne Handy oder Spielkonsole sinnvoll nutzen können. Das
heißt: auch mal gezielt 'offline' sein."

Dabei zeigt sich bei den sozialen Medien jedoch ein deutlicher
Geschlechterunterschied: Während sich Jungen im November 2020
zumindest an den Wochenenden wieder dem Nutzungsniveau vor der
Pandemie annäherten (186 Minuten vs. 184 Minuten), reduzierten Mädchen
ihren Social-Media-Gebrauch nur marginal. Er ist an einem normalen
Wochenende mit 224 Minuten immer noch auf ähnlichem Niveau wie im
April 2020 (243 Minuten) und damit deutlich höher als bei den Jungen
und als vor der Pandemie (186 Minuten). Auch in den Altersgruppen gibt
es Unterschiede: Jungen zwischen 15 und 18 Jahren spielten im Herbst
2020 werktags mit 161 Minuten durchschnittlich knapp eine Stunde
länger Computer als die 11- bis 14-Jährigen (102 Minuten). An
Wochenenden waren es sogar knapp eineinhalb Stunden mehr. "Die
Veränderungen der Nutzungszeiten gehen auf unterschiedliche Gründe
zurück. Während die Bürger im April 2020 dazu angehalten waren, zu
Hause zu bleiben, waren im Herbst Schulen und Geschäfte zumindest
teilweise geöffnet", sagte Prof. Rainer Thomasius, Ärztlicher Leiter
am Deutschen Zentrum für Suchtfragen. "Darüber hinaus gehen wir von
einer Adaption an die Herausforderungen der Pandemie aus: Während die
Situation im April noch ungewohnt war, fanden die Kinder und
Jugendlichen einen zunehmend konstruktiven Umgang mit der Pandemie und
den eingeschränkten Möglichkeiten, die sie mit sich bringt."

Anfang Texteinschub

Info


Medienabhängigkeit und gesunde Mediennutzung sind ein Schwerpunkt der
Arbeit der Drogenbeauftragten der Bundesregierung, Daniela Ludwig. In
2021 hält sie das Thema für besonders wichtig, weil viele Kinder und
Jugendliche, die wegen der Pandemie deutlich mehr Zeit zu Hause
verbringen müssen, diese mit digitalen Medien füllen. Um "Zocken zum
Zeitvertreib" geht es auch in einem Erklärfilm für Lehrer, Schüler und
Eltern, der genauso wie Arbeitsmaterialien auf
www.familiefreundefollower.de oder auf Youtube eingestellt ist. Auf
den Film verweist auch die schleswig-holsteinische Bildungsministerin
Karin Prien (CDU) auf der Website des Kieler Ministeriums.

Ende Texteinschub

Im April 2020 gaben fast 90 Prozent der Kinder und Jugendlichen an,
digitale Spiele und soziale Medien zu nutzen, um Langeweile zu
bekämpfen. Über ein Drittel wollte online "der Realität entfliehen".
Bereits im September 2019 zeigten zehn Prozent der 10- bis 17-Jährigen
ein riskantes Spielverhalten. Pathologisches Gaming wurde bei 2,7
Prozent festgestellt.

Die repräsentative Längsschnittstudie zur Mediennutzung im Verlauf des
Corona-Lockdowns untersucht erstmalig an rund 1.200 Familien die
Häufigkeiten pathologischer und riskanter Internetnutzung für Spiele
und soziale Medien bei Kindern und Jugendlichen nach den neuen
ICD-11-Kriterien der WHO. Die DAK-Gesundheit führt dazu gemeinsam mit
dem Deutschen Zentrum für Suchtfragen des Kindes- und Jugendalters im
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) in mehreren Wellen
Befragungen durch das Meinungsforschungsinstitut Forsa durch. Dafür
wird eine repräsentative Gruppe von Kindern und Jugendlichen im Alter
zwischen 10 und 17 Jahren mit je einem Elternteil zu ihrem Umgang mit
digitalen Medien an vier Messzeitpunkten befragt. Nach den Befragungen
im September 2019, im April 2020 und im November 2020 soll die Studie
mit einer vierten Befragungswelle im April 2021 abgeschlossen werden.
Die Ergebnisse werden im Sommer erwartet. Diese Studie, die
Zusammenhänge zwischen Nutzungsmustern, Nutzungsmotiven und familiären
Nutzungsregeln über den Verlauf der Pandemie hinweg untersucht, ist
nach Angaben der Projektpartner in Deutschland einmalig.

Auf die Risiken digitaler Medien hatte kürzlich auch Prof. Christian
Möller von der Fachhochschule Kiel in einem Interview mit der
TK-Landesvertretung hingewiesen. Er beobachtet Sorglosigkeit und
fehlende Medienkompetenz in allen Altersgruppen. Als Gründe hatte er
u.a. die Angst, etwas zu verpassen, die ständige Verfügbarkeit und die
zunehmende Zeit, die wir seit Corona zu Hause verbringen, angeführt.

Für Kinder und Jugendliche, die ein problematisches
Online-Nutzungsverhalten haben, sowie für deren Eltern hat die
DAK-Gesundheit gemeinsam mit der Computersuchthilfe Hamburg eine neue
Online-Anlaufstelle Mediensucht entwickelt, die seit August 2020
erreichbar ist: Auf www.computersuchthilfe.info erhalten Betroffene
und deren Angehörige Informationen und Hilfestellungen rund um die
Themen Online-, Gaming- und Social-Media-Sucht. Das kostenlose
DAK-Angebot ist offen für Versicherte aller Krankenkassen. Auf die
Rolle der Schulen hat in diesem Zusammenhang schon zu Jahresbeginn die
Vorsitzende der Kultusministerkonferenz der Länder, Britta Ernst
(SPD), hingewiesen. Die Bildungsministerin des Landes Brandenburg
betonte, dass im Unterricht für das Thema sensibilisiert werden könne.
Eine von den Ländern erarbeitete Strategie ("Bildung in der digitalen
Welt") soll erreichen, dass Kinder und Jugendliche einen reflektierten
Umgang mit Medien entwickeln.

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 5, Mai 2021, 74. Jahrgang, Seite 26-27

Herausgeber: Ärztekammer Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-0, Fax: 04551/803-101

E-Mail: info@aeksh.de

Internet: www.aeksh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Juni 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1997: Chile - Historische Niederlage der Rechten bei Wahl des Verfassungskonvents (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile 

Wahl des Verfassungskonvents: Historische Niederlage der
Rechten



Verluste bei der Rechten, Zuwachs bei den Linken, deutlicher
Triumph der unabhängigen Kandidat*innen. Erste Ergebnisse der Wahlen
am Wochenende.

(Santiago, 17. Mai 2021, la diaria/Medio a Medio) - Am 15. und 16. Mai
fand die Wahl der 155 Personen statt, die mit der Ausarbeitung einer
neuen Verfassung betraut werden sollen. Das neue Verfassungsdokument
soll die während der Diktatur von Augusto Pinochet verabschiedete und
seit 1980 geltende Verfassung ersetzen.


Komplex: vier Wahlen in einem Wahlgang

Außerdem mussten 354 Bürgermeister*innen, 2.252 Stadträt*innen und die
Gouverneur*innen der 16 Regionen des Landes bestimmt werden. Was die
letzteren angeht, wird in einigen Wahlbezirken ein zweiter Wahlgang
anberaumt. Aufgrund der Coronavirus-Pandemie waren zwei
aufeinanderfolgende Wahltage angesetzt worden. Da der Vorgang mit
seinen vier zeitgleich stattfindenden Wahlen doch sehr komplex war,
benötigten die Wahlwilligen durchschnittlich etwa fünf Minuten, um
ihre Stimme abzugeben. Neben der Wahl der Mitglieder des künftigen
Verfassungskonvents, zweifellos ein historisches Ereignis, war auch
die Wahl der Regionalgouverneur*innen eine Neuheit, die auf eine
Gesetzesänderung während der letzten Amtszeit der ehemaligen
Präsidentin Michelle Bachelet zurückgeht. Bisher erfolgte ihre
Ernennung durch den Präsidenten bzw. die Präsidentin. Am späten
Sonntagabend lagen noch nicht alle Ergebnisse der verschiedenen Wahlen
vor, dennoch zeichneten sich einige Tendenzen deutlich ab. Außerdem
wird die Wahl als Trendbarometer für die Präsidentschaftswahlen im
November betrachtet, bei der der Nachfolger des derzeitigen
Präsidenten Sebastián Piñera bestimmt werden soll.


Die meisten Sitze gehen an unabhängige Kandidat*innen

Wie die chilenische Wahlbehörde nach Auszählung von 96,2 Prozent der
Stimmen mitteilte, erhielt die regierende Rechtskoalition Vamos por
Chile 37 Sitze, gefolgt vom Linksbündnis Apruebo Dignidad (Parteien
der Frente Amplio und Partido Comunista) mit 28 Sitzen, die Liste
Apruebo (die Parteien des ehemaligen Parteibündnisses Democracia
Cristiana, Partido Socialista, Partido por la Democracia und Partido
Radical) erhielt 25 Sitze. Die unabhängigen Kandidat*innen konnten 65
Sitze für sich behaupten. Für die Rechts- und Mitte-Rechts-Parteien,
deren Stimmanteil normalerweise bei etwa 30 Prozent liegt, ist das
Ergebnis ist eine historische Niederlage, während Linke und die
Unabhängige den Wahlausgang als Triumph betrachten. Dass sie einen
entscheidenden Einfluss auf die Ausarbeitung der neuen Verfassung
haben werden, steht nun fest.


Vergabe der Sitze erfolgt nach der endgültigen Auszählung


Bereits vor der Wahl war bestimmt worden, dass 17 der 155 Sitze des
Verfassungskonvents für indigene Völker besetzt werden. Außerdem soll
das Konvent zu gleichen Teilen aus Frauen und Männern bestehen. Die
Vergabe der Sitze wird somit erst nach der Auszählung erfolgen. Für
die Ausarbeitung der neuen Verfassung wurden maximal zwölf Monate
angesetzt, wobei für jede Bestimmung eine Zweidrittelmehrheit
erforderlich ist. Anschließend muss die Bevölkerung über die Annahme
der neuen Verfassung entscheiden. Stimmt die Bevölkerung zu, wird die
neue Verfassung gültig, ist das Abstimmungsergebnis negativ, bleibt
die aktuelle Verfassung in Kraft.



Santiago: Kopf-an-Kopf-Rennen bei der Wahl des Bürgermeisters

Mit besonderer Spannung wurden die Ergebnisse der Metropolregion von
Santiago de Chile, dem bevölkerungsreichsten Bezirk des Landes,
erwartet. Den ersten vorläufigen Ergebnissen zufolge werden der
Christdemokrat Claudio Orrego und die Linke Karina Oliva, Vertreterin
der Partei Comunes, die zur Frente Amplio gehört, in die zweite Runde
kommen. Hinsichtlich der Besetzung des Bürgermeisterpostens liefern
sich in Santiago de Chile der derzeitige Amtsinhaber Felipe Alessandri
(Renovación Nacional) und Irací Hassler (Kommunistische Partei) ein
Kopf-an-Kopf-Rennen. Nach jüngsten Angaben steht es 37,84 Prozent
(Alessandri) zu 35,67 Prozent (Hassler).


Historischer Sieg: Santa Juana bekommt eine parteilose
Bürgermeisterin

In der traditionell von Rechten und Christdemokraten regierten
Gemeinde wurde die unabhängige Kandidatin Ana Albornoz zur
Bürgermeisterin gewählt. Die Juristin und Mutter ist die erste Frau in
Santa Juana, die das Amt innehaben wird. Die 38-jährige ehemals
linksliberale Feministin ist als Anwältin für die Gewerkschaft der
Hausangestellten tätig und vertritt die Lehrer*innen von Santa Juana.
Erst kürzlich hatte sie einen Prozess gegen die Gemeinde Santa Juana
gewonnen, in dem sie die Lehrer*innen der Gegend verteidigt hatte.
Etwa 200 Menschen sammelten sich spontan auf dem Hauptplatz von Santa
Juana, um den Sieg von Ana Albornoz zu feiern.

Der Wahlsieg einer unabhängigen Kandidatin steht für die Absage an die
traditionelle Politik und die politischen Parteien, die jahrzehntelang
die politischen Institutionen besetzt hatten.
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Kolumbien 

Wachsender Widerstand gegen staatlich organisierten Völkermord
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Gedenken an Dilan Cruz, Bogotá, November 2019
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Breites Bündnis: Die Menschen setzen ihren Protest fort in dem
Wissen, dass es keinen Sinn hat, mit völkermordenden Regierungen zu
verhandeln.

(Bogotá, 13. Mai 2021, colombia informa) - Der Aufschrei der
kolumbianische Bevölkerung war laut genug, um sich an verschiedenen
Orten der Welt Gehör zu verschaffen. Die Weigerung der Medien, über
die Realität des Landes zu berichten, beginnt langsam zu bröckeln und
offenbart das historische Bündnis verschiedener Organisationen und
Widerstandsbewegungen in seiner ganzen Breite und Vielfalt. Seit
Wochen bringen Indigene, afrokolumbianische Gemeinschaften und
Landbevölkerung Seite an Seite mit Jugend- und Studierendenverbänden,
Frauen- und Diversitybewegungen, Arbeiter*innen und urbanen
Aktivist*innen ihre Forderung nach einem Leben in Würde für die
kolumbianische Bevölkerung auf die Straße.

Die Protestcamps, Demonstrationen und Straßenblockaden im gesamten
Staatsgebiet werden begleitet von künstlerischen und musikalischen
Darbietungen und ollas comunitarias ("Küchen für alle", kurz: Küfas).
Die Bevölkerung hat ihrer Kreativität freien Lauf gelassen, die
Menschen demonstrieren auf den Straßen und rufen: "Das Volk gibt nicht
auf!", "Respektiert gefälligst das Volk!" und "Weg mit der schlechten
Regierung!". Diese reagiert wie gewohnt mit Repression und
Staatsterrorismus auf die Massenproteste: In der Geschichte des Landes
war Krieg stets die Antwort auf sozialen Widerstand in den Straßen -
bis hin zum systematischen Völkermord, geplant und angeordnet von den
machthabenden Klassen und ausgeführt von den repressiven Kräften des
Staates: Nationalpolizei, die mobile Aufstandsbekämpfungseinheit
Esmad, Armee und paramilitärische Gruppen.


Mehrere Bewegungen ebneten den Weg für den heutigen
Widerstand

Doch ist es kein spontaner sozialer Aufstand, der die aktuelle
kritische Situation herbeigeführt und Organisationen und
Widerstandsbewegungen aus allen Ecken des Landes zusammengebracht hat.
Ohne einige richtungsweisende, von unterschiedlichen Bewegungen
initiierte politische Höhepunkte wäre die derzeitige eindrucksvolle
Präsenz der Bevölkerung auf den Straßen nicht denkbar gewesen.
Wegbereiter waren die Minga für das Leben, für Gerechtigkeit, Freude,
Autonomie und die Freiheit der indigenen Bevölkerung im Jahr 2004, der
Marsch für sozialen und gesellschaftlichen Widerstand 2008, die
Gründung des Völkerkongresses und der Patriotische Marsch 2010, die
Studierendenbewegung gegen die Bildungsreform (Gesetz 30) im Jahr 2011
und der Agrarstreik 2013, aus dem die Bäuer*innen-Organisation Cumbre
Agraria Campesina, Étnica y Popular hervorging. Diese Ereignisse, die
von der offiziellen Geschichtsschreibung gern ignoriert werden, sind
nun Teil des historischen Gedächtnisses geworden.


Strukturelle und systematische Gewalt am kolumbianischen
Volk

Ursache für die Unzufriedenheit und die tiefsitzende Wut der
Kolumbianer*innen ist unter anderem die zunehmende Gewalt der
kolumbianischen Regierung. Das Vorgehen des Staates wurde in der
jüngsten Sitzung des Ständigen Völkertribunals in Kolumbien im März
dieses Jahres als staatlicher Völkermord eingeordnet.

Am 24. August 2019 bombardierte die kolumbianische Armee im Rahmen der
Operation "Atai" das Dschungelgebiet in San Vincente del Caguán im
Bezirk Caquetá und tötete acht Minderjährige. Der Bombenanschlag
führte zwar zum Rücktritt des damaligen Verteidigungsministers
Guillermo Botero, dieser wurde aber bis heute nicht dafür belangt. Der
landesweite Streik vom 21. November desselben Jahres übertraf alle
Erwartungen und trug zur Wiederbelebung des sozialen Protests bei. Die
Esmad schlug zurück und ermordete den jugendlichen Aktivisten Dilan
Cruz. Ebenfalls 2019 wurde hinter dem Rücken der Bevölkerung eine
Steuerreform verabschiedet. Die Abstimmung fand in den frühen
Morgenstunden statt, die Kritik aus der Bevölkerung wurde ignoriert.

Der Ausbruch der Coronapandemie brachte weitere Gewaltexzesse. Die
Ermordung des Anwalts Javier Ordoñez durch die Polizei löste erneute
Bestürzung aus. Der 43-jährige war am 20. September 2020 wegen
angeblichen Verstoßes gegen Coronaauflagen verhaftet worden und hatte
die Brutalität der Sicherheitskräfte nicht überlebt. In mehreren
Vierteln Bogotás fanden Großdemonstrationen statt, die mit massiver
Gewalt unterdrückt wurden. Weitere 13 Menschen wurden von der Polizei
getötet.

Seit der Unterzeichnung des Friedensabkommens im Jahr 2016 wurden
hunderte Führungspersönlichkeiten, Menschenrechtsverteidiger*innen und
ehemalige Kämpfer*innen ermordet.

Die Zahl der Menschenrechtsverletzungen ist alarmierend. Laut dem
kolumbianischen Institut für Entwicklungs- und Friedensforschung
wurden allein in diesem Jahr bisher 57 Menschenrechtsverteidiger*innen
und 23 Unterzeichner*innen des Friedensabkommens ermordet, zudem gab
es 33 Massaker (Stand: 29. April 2021).


Die Pandemie verschlimmert die Situation

Diese Zahlen sind die Folge der strukturellen Gewalt in
wirtschaftlicher, politischer und sozialer Hinsicht, die die
kolumbianische Bevölkerung erlebt. Seit Beginn der Pandemie sind die
ohnehin schon alarmierenden Zahlen von Armut und Arbeitslosigkeit
weiter gestiegen. Damit zählt Kolumbien mittlerweile zu den Ländern
mit den höchsten Armuts- und Arbeitslosenraten in ganz Lateinamerika.
Nach offiziellen Angaben des Nationalen Verwaltungsamts für Statistik
"lebten im Jahr 2020 43% der Bevölkerung des Landes in Armut, und 30%
drohten in die Armut abzurutschen, während nur 25% zur Mittelschicht
und 2% zur Oberschicht gehörten". Im vergangenen März stieg die
Arbeitslosigkeit auf 16,8%; weitere 3,5 Millionen Menschen fielen
unter die Armutsgrenze. Der katastrophale Umgang der Regierung Duque
mit dem Gesundheitsnotstand hat die Krise vertieft und die
Unzufriedenheit verstärkt.


Der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen bringt

Im April dieses Jahres erklärte der damalige Finanzminister Alberto
Carrasquilla, Kolumbien verfüge nur noch über genügend finanzielle
Mittel für einen Monat. Die Gelder seien ausgegeben worden, um eine
weitere Steuerreform durchzusetzen. In einem Interview erklärte Wilson
Arias, Abgeordneter der Partei Polo Democrático: "Wir wissen, dass die
Reform eine Steuerlast mit sich bringt, die vor allem die mittleren
und unteren Klassen und die Arbeitnehmer treffen wird. Die Regierung
kalkuliert mit 10,5 Milliarden Dollar aus Mehrwertsteuer, 16,8
Milliarden aus Steuern für Privatpersonen und drei Milliarden aus
Steuern für Unternehmen. Seit der Vorstellung des nationalen
Gesamthaushaltsplans habe ich kritisiert, dass man im
Finanzministerium Mehrwertsteuererhöhungen um skandalöse 14,2%
rechnet, was den regressiven Charakter unseres Steuersystems noch
verschärft." Produkte, die der Existenzsicherung dienen, sollten
vermehrt besteuert und die Kategorie der steuerfreien Waren gestrichen
werden (was auch die Kosten für die Lebensmittelproduktion in die Höhe
treiben würde). Außerdem sollte die Bemessungsgrundlage für die
Einkommenssteuer für natürliche Personen ausgeweitet werden und
bereits bei einem Monatseinkommen von umgerechnet 560 EUR einsetzen,
während der Einkommenssteuersatz für juristische Personen reduziert
werden sollte. Dazu Wilson Arias: "Die Reform wird vor allem die
Menschen aus der Mittelschicht und die sozial Schwachen treffen, da
sich die Ausgaben für die Waren des täglichen Bedarfs erhöhen werden.
Sie beeinträchtigt letztendlich die gesamtwirtschaftliche Nachfrage
(die der Regierung, der Unternehmen, der Haushalte und die Nachfrage
Kolumbiens gegenüber der restlichen Welt)".

Die Ankündigung der erneuten Steuerreform war der Auslöser dafür, dass
Millionen Kolumbianer*innen am 28. April auf die Straßen gingen. Schon
kurz nach dem Ausbruch der Proteste sah sich die Regierung gezwungen,
die Reform zurückzunehmen. Nur einen Tag zuvor, am 1. Mai, war das
Dekret der "militärischen Unterstützung" erlassen worden, das die
verstärkte militärische Präsenz in den Städten im Sinne einer besseren
Kontrolle der Proteste vorsieht.


Repressionen als Antwort auf den landesweiten Streik

Seit Beginn des landesweiten Streiks am 28. April hat der
kolumbianische Staat sich zahlreicher Verbrechen gegen Demonstrierende
schuldig gemacht. Dazu kontrolliert die Regierung in enger Abstimmung
mit den gängigen sozialen Netzwerken die Informationen, die im
Internet verbreitet werden. So entfernen Facebook, Twitter und
Instagram die Inhalte, die mit Gewalttaten in Verbindung stehen und
die die Verfolgung und Ermordung von Menschen, die ihr legitimes Recht
auf Protest wahrnehmen, durch staatliche Kräfte zeigen. Darüber hinaus
werden Live-Übertragungen von polizeilicher Repression und das
Hochladen von Informationsmaterial in die Online-Netzwerke gezielt
verhindert. Dies galt insbesondere für die Berichte aus Cali und
später auch für Livemitschnitte aus Bogotá.

Laut der Nichtregierungsorganisation Temblores wurden zwischen dem 28.
April, als der landesweite Streik begann, und dem 10. Mai 2021
insgesamt 1956 Fälle von Polizeigewalt registriert: 40 Menschen
starben durch die Hand staatlicher Einsatzkräfte, 1003 Demonstrierende
wurden willkürlich verhaftet, 28 Menschen erlitten Verletzungen der
Augen, dazu wurden 12 Fälle von sexualisierter Gewalt registriert. 548
Personen verschwanden (Stand: 8. Mai).

Obwohl die Repressionen zunehmen, gehen die Menschen weiterhin auf die
Straße. Sie nutzen die Straßen als Räume der Begegnung, um gemeinsam
mit ihrem Nachbarn und ihrer Nachbarin ihre Empörung angesichts einer
brutalen Alltagsrealität zum Ausdruck zu bringen.


Dem Beispiel der indigenen Mingas folgen

Fast scheint es, als sei die argentinische Piquetero-Bewegung von 2001
in die Straßen Kolumbiens zurückgekehrt, um zu "Straßensperren und
Versammlungen" aufzurufen. Die Protestierenden fordern die Bevölkerung
auf, weiter auf die Straße zu gehen, sich nicht vertreiben zu lassen
und dem Beispiel der indigenen Mingas zu folgen. Von ihnen können wir
lernen, was Respekt ist und was es bedeutet, das eigene Territorium zu
verteidigen. Die Menschen setzen ihren Protest fort in dem Wissen,
dass es keinen Sinn hat, mit völkermordenden Regierungen zu
verhandeln. So groß ist deren Hass auf die Bevölkerung, dass sie über
Leichen gehen, um ihre Privilegien zu schützen.


Übersetzung: Hannah Hefter
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AUSSEN/626: Völkermord an den Herero - Bundesregierung will "Versöhnungsabkommen" schließen (Gerhard Feldbauer)


Deutsche Bundesregierung will mit Namibia "Versöhnungsabkommen"
schließen

Es geht um den Völkermord an den Herero und Entschädigungen für die
Nachkommen

von Gerhard Feldbauer, 28. Mai 2021
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Die deutsche Garnison in Windhoek unter der Belagerung der Herero während des Aufstandes von 1904

Abbildung: Le Petit Journal, Public domain, via Wikimedia Commons



Nach fast sechsjährigen Verhandlungen will die deutsche
Bundesregierung jetzt mit der Regierung von Namibia ein
"Versöhnungsabkommen" schließen, teilte der deutsche Außenminister
Heiko Maas am Freitag laut der deutschen Presse-Agentur mit. Es geht
um eine Entschuldigung und um Entschädigungen für den Völkermord an
den Herero und Nama, den die kaiserliche "Schutztruppe" zwischen 1904
und 1908 in der damaligen Kolonie Deutsch-Südwestafrika verübte. Ihm
fielen bis 1908 über 80.000 Herero und 20.000 Nama zum Opfer.

Lassen wir zunächst die historischen Fakten sprechen: Deutsch-Südwest,
das Kronjuwel der Afrika-Kolonien des deutschen Kaisers Wilhelm, wurde
einst auf besonders barbarische Weise erobert. Als sich die Herero
1904 in einem Aufstand unter der Losung "Uns gehört Herero-Land" der
Eroberung widersetzten, metzelte die deutsche Kolonialsoldateska über
80.000 Menschen in einem selbst für imperialistische Praktiken bis
dahin kaum gekannten Genozid nieder. Nachdem die Aufständischen in der
Schlacht am Waterberg im August 1904 geschlagen worden waren, trieb
der Befehlshaber der "Schutztruppe", General Lothar von Trotha, die
Herero in die wasserlose Kalahariwüste und befahl den Genozid mit
folgenden Worten: "Innerhalb der Deutschen Grenze wird jeder Herero
mit oder ohne Gewehr, mit oder ohne Vieh erschossen, ich nehme keine
Weiber und Kinder mehr auf, treibe sie zu ihrem Volke zurück oder
lasse auf sie schießen." Unterzeichnet mit "Der große General des
mächtigen deutschen Kaisers".
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Generalleutnant von Trotha (sitzend, 4.v.l.) mit seinem Stab in Keetmanshoop während des Herero-Aufstandes von 1904
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Als sich die Nama im Süden des Landes danach gegen das barbarische
deutsche Kolonialregime erhoben, erlitten sie ein ähnliches Schicksal.
Insgesamt fielen etwa 80 Prozent der Bevölkerung der Herero und die
Hälfte der Nama, insgesamt 80.000 bis 100.000 Menschen, bis 1908 dem
Völkermord zum Opfer.

Noch heute leiden die Nachkommen unter den Folgen. Die Nachfahren der
deutschen Siedler sind Farmer, die die riesigen Ländereien besitzen,
die einst den Einheimischen geraubt wurde, während die überwiegende
Mehrheit der Herero und Nama in bitterer Armut und ohne eigenes Land
leben muss. Daran hat sich auch nach der Unabhängigkeit Namibias 1990
kaum etwas geändert.

Die Vertreter der beiden Volksgruppen forderten für die Nachkommen
sowohl Reparationszahlungen als auch die Anerkennung des Völkermords
und eine entsprechenden Entschuldigung der Bundesregierung, was diese
bisher immer ablehnte. Einen Skandal leistete sich der vom Pastor zum
Bundespräsidenten hochgehievte und als fanatischer Verfolger von
DDR-Bürgern berüchtigte Joachim Gauck, als er sich weigerte, eine
Abordnung der Nachkommen des Völkermords zu empfangen.

Davon wich 2004 die damalige Entwicklungshilfeministerin Heidemarie
Wieczorek-Zeul in der Regierung von SPD-Kanzler Schröder, die bei
einer Gedenkveranstaltung in Namibia von "Greueltaten" sprach, die
"heute als Völkermord bezeichnet" werden würden, ab. Die
Bundesregierung, an deren Spitze 2005 die CDU-Vorsitzende Angela
Merkel trat, folgte diesem Bekenntnis nicht. Sie argumentierte, zu
Beginn des 20. Jahrhunderts habe es noch keinen im Völkerrecht
definierten Tatbestand des "Völkermords" gegeben. Erst 1948 beschloss
die UN-Generalversammlung als Konsequenz aus dem Holocaust die
"Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes" und
machte Genozid damit zum Straftatbestand. Die Konvention gilt aber
nicht rückwirkend, deswegen ergeben sich für die BRD aus der
Anerkennung des Völkermords auch keine rechtlichen Konsequenzen.

Die Bundesregierung rückt auch heute von dieser Auffassung nicht ab.
Sie will als politisch-moralische Verpflichtung eine Summe von
1,1 Milliarden Euro Entwicklungshilfegelder zur Verfügung stellen.
Außenminister Maas nannte es wörtlich eine "Geste der Anerkennung des
unermesslichen Leids, das den Opfern zugefügt wurde". Bekanntermaßen
verdienen an solchen Geldern vor allem die Unternehmen der
Geberländer. Obendrein soll das Geld auf einen Zeitraum von 30 Jahren
verteilt werden. Diese Rinnsale sollen in Regierungsprojekte in den
Siedlungsgebieten der Herero und Nama fließen und nur gewährt werden,
wenn Namibia akzeptiert, dass dann keine Entschädigungsforderungen
mehr gestellt werden.

In diesem Rahmen soll Bundespräsident Walter Steinmeier demnächst
während eines Besuchs in der namibischen Hauptstadt Windhoek vor dem
Parlament eine Entschuldigung abgeben und um Vergebung bitten.
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Baum in Otjinene Koviunda - wie es heißt, wurden hier viele Aufständische der Herero während des Aufstandes gehängt
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Die Unterzeichnung der Vereinbarung soll durch die Außenminister
beider Länder erfolgen. Wie beim Besuch Steinmeiers ist auch hier ein
Datum noch nicht bekannt. Danach muss das Abkommen von den Parlamenten
ratifiziert werden. In Windhoek muss es außerdem der Staatspräsident
unterzeichnen.

Eingeschränkt werden die Ergebnisse auch dadurch, dass die Gespräche
zwischen den Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und Namibias
stattfanden. Nachfahren der Opfer der Herero und Nama waren an den
Verhandlungen nur durch acht von der Regierung in Windhoek anerkannte
Vertreter der Herero beteiligt. Befremdlich wirkte auch die Benennung
der Verhandlungsführung durch Berlin. Beauftragt als Partner des
Botschafters Namibias bei der EU, Zedekia Ngavirue, wurde der
ehemalige CDU-Bundestagsabgeordnete Ruprecht Polenz, der sonst
bekanntermaßen kein Regierungsamt inne hat. Laut einem Bericht des
deutschen Online-Portals "German Foreign Policy" haben die Ovaherero
Traditional Authority und die Nama Traditional Leaders Association in
Windhoek in Erklärungen die Ergebnisse als "einen Akt des Betruges"
bezeichnet und eine "offizielle Entschuldigung für die zur
Kolonialzeit begangenen Verbrechen sowie auch eine finanzielle
Wiedergutmachung" gefordert.

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) nahm das Abkommen zum
Anlass, darauf hinzuweisen, dass die Verbrechen des deutschen
Kaiserreiches in ehemaligen Kolonialgebieten im heutigen Kamerun, in
Togo, Deutsch-Ostafrika (Tansania), im chinesischen Tsingtao und auf
den Pazifikinseln bis heute ungelöst und ungesühnt sind.

 * 
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Mexiko 

Für General Gallardo

Von Luis Hernández Navarro



Am 30. April 2021 starb der mexikanische General José Francisco
Gallardo Rodríguez. Er hatte versucht, die Armee von innen heraus zu
reformieren.

Am 30. April 2021 starb der mexikanische General José Francisco
Gallardo Rodríguez [1] an Covid-19. Für seinen 1993 veröffentlichten
Vorschlag, die Stelle eines Ombudsmann beim Militär einzurichten,
zogen ihn seine Waffenkameraden vor ein Kriegsgericht und inhaftierten
ihn mehr als acht Jahre lang. Sein Versuch, die Armee von innen heraus
zu reformieren, war damit gescheitert. In den letzten Jahren arbeitete
Gallardo als Dozent an der Autonomen Mexikanischen Nationaluniversität
(UNAM). Außerdem engagierte er sich in der heutigen Regierungspartei
Morena. Luis Hernández Navarro würdigte [2] den General in der
Tageszeitung La Jornada.

(Mexiko-Stadt, 11. Mai 2021, la jornada) - In meinem Land weckt die
Erwähnung des Militärs unrühmliche Erinnerungen: an die Unterdrückung
des Eisenbahnerstreiks 1959 und den Mord an Campesinoführer Rubén
Jaramillo 1962. Wir denken an den Massenmord an den Student*innen 1968
und an das unaufgeklärte Verschwinden sozialer Kämpfer*innen. Die
Inszenierung des schmutzigen Kriegs und die Verstrickung mit dem
Drogenhandel. Die von Soldaten ausgeführte und von der Truppe
gebilligte Vergewaltigung wie im Fall von Valentina Rosendo und Inés
Fernández im Bundesstaat Guerrero. Die Unterstützung paramilitärischer
Gruppen als Teil der Aufstandsbekämpfung im Bundesstaat Chiapas. Das
Leben und Engagement des Generals José Francisco Gallardo zeugen
dagegen von dem entschlossenen Bemühen, einen anderen Weg zu
beschreiten. Mit seinem Einsatz für den Respekt der Menschenrechte und
die Einrichtung einer militärischen Ombudsstelle in Mexiko brachte er
in den 90er Jahren das Verteidigungsministerium gegen sich auf.
Bereits zu Beginn seiner Laufbahn sollte sich ein Ereignis besonders
prägend auswirken.

Im Spätsommer 1970 wurde Gallardo eine Gruppe von Studenten der
Autonomen Universität von Guadalajara in Verwahrung gegeben, obwohl
keine einzige Regel bestimmt, dass Zivilpersonen in Kasernen
festgehalten werden können. Die 18- bis 25-Jährigen kamen aus dem
Hauptquartier der 15. Militärzone und standen unter dem Verdacht, der
Revolutionären Studentischen Front (FER) anzugehören. Die jungen Leute
wurden in die sogenannte Bartolina, ein enges und dunkles Verlies,
gepfercht. Der damalige Oberleutnant Gallardo gab den Befehl, sie dort
herauszuholen, damit sie sich duschen konnten, und sie mit Decken und
Essen zu versorgen. Den jungen Männer versicherte er: Während ich im
Dienst bin, wird euch nichts passieren. Kurz nach 2 Uhr nachts kam ein
zivil gekleideter Major in die Kaserne, um die Verhafteten
mitzunehmen. Ein schriftlicher Befehl lag nicht vor. Unter Verweis auf
die Vorschriften weigerte Gallardo sich, die Studenten zu übergeben,
obwohl der Major drohte, ihn verhaften zu lassen. Seine Ablösung
jedoch übergab die Studenten an den Kommandanten des Konvois, dessen
Mitglieder Zivilkleidung trugen und Privatfahrzeuge fuhren. Eine Woche
später erfuhr Gallardo durch den gewerblichen Radiosender von Chapala,
dass die Studenten von einem Flugzeug der Luftwaffe aus der
Militärbasis Zapopan über dem Chapala-See abgeworfen worden waren.
Offenbar hatte man sie zuvor mit einem Betäubungsmittel für Pferde
eingeschläfert und "hingerichtet".


Korruption und Säbelhiebe

Bei seinem Eintritt ins Militärkolleg 1963 erlebte Gallardo
Missbräuche am eigenen Leib. "Schon als Kadett bemerkte ich die
existierende Korruption", schrieb er später. Alles hatte seinen Preis:
Friseursalon, Verpflegung, Prüfungen, Haftbefehle. In der Truppe
erlitt er Schläge und schlechte Behandlungen, die ihn zwingen sollten,
seinen Prinzipien und seiner Moral abzuschwören. Als er sich der
Kavallerie anschloss, wurde er mit 50 Säbelhieben empfangen. Diese
brutale Erfahrung lehrte ihn, Schmerzen zu ertragen. Schon bald machte
er Bekanntschaft mit ungerechtfertigter Bevorzugung: Obwohl ihm als
Jahrgangsbestem der Posten des Ersten Feldwebels der Kadetten zustand,
erhielt der Sohn eines einflussreichen Militärs das Amt.

1980 begann Gallardo, an der Autonomen Nationaluniversität Mexikos
(UNAM) zu studieren und musste schockiert feststellen, dass seine
militärische Schulung sofort auf Kollisionskurs mit der universitären
Ausbildung geriet: Einmal bekam er 48 Stunden Arrest, weil er "Das
Kapital" von Karl Marx gelesen hatte.


Jahrelange Haft für Forderung nach militärischer
Ombudsstelle

Bei den Präsidentschaftswahlen 1988 stellte Gallardo fest, wie die
Militärführung den Wahlbetrug zugunsten von Carlos Salinas deckte. Vor
der gesamten Führungsspitze der Armee kritisierte er das Verhalten der
Militärs. Er wurde daraufhin von seinen Führungsaufgaben entbunden und
vom Dienst freigestellt. Eine erbarmungslose Hetze gegen ihn begann.
Gallardo seinerseits gelangte immer mehr zu der Überzeugung, dass es
einer Reform der Institution von innen bedurfte, um Machtmissbräuche
durch die höheren Ränge zu vermeiden. 1993 erreichte die angespannte
Situation ihren Höhepunkt. In der Zeitschrift "Forum" veröffentlichte
der General einen Auszug seiner Abschlussarbeit im Fach
Sozialwissenschaften mit dem Titel: "Die Erfordernisse eines
militärischen 'Ombudsmanns' in Mexiko" [3]. Die Reaktion war
fulminant. Auf Drängen der Militärjustiz eröffnete die
Generalbundesstaatsanwaltschaft wegen Diffamierung und Verunglimpfung
der Armee eine Untersuchung gegen den Direktor der Zeitschrift. Einen
Monat nach der Veröffentlichung des Artikels, am 9. November 1993,
wurde Gallardo inhaftiert. Gegen ihn gab es 21 - falsche -
Anklagepunkte, darunter Veruntreuung von Geldern, Aktenverbrennung,
Amtsanmaßung, Beleidigungen, Diffamierung, Verunglimpfungen des
Militärs, Körperverletzungen und unrechtmäßige Bereicherung. Der
General wehrte sich gerichtlich innerhalb und außerhalb des Landes.
Die Bundesjustiz entschied 37 einstweilige Verfügungen zu seinen
Gunsten. Die Streitkräfte hielten sich nicht an die Urteile. Zweimal
kam Gallardo vor das Kriegsgericht. Er wurde zu 28 Jahren Haft
verurteilt. Im Oktober 1996 klagte er vor der Interamerikanischen
Menschenrechtskommission. Amnesty International erklärte ihn zum
Gefangenen aus Gewissensgründen. Er blieb acht Jahre, zwei Monate und
28 Tage in Haft. Am Ende kam er am 7. Februar 2002 per
Präsidentendekret frei.

Vergeblich verlangte General Gallardo von den letzten vier amtierenden
Präsidenten die Klärung seiner Stellung innerhalb der Armee, die
Wiederherstellung seiner militärischen Würde, moralische und
materielle Wiedergutmachung und die Bestrafung der Verantwortlichen
seiner Inhaftierung. Dazu forderte er die Einführung von Maßnahmen,
die eine Wiederholung des Vorfalls ausschließen sollten. Doch die
Regierungen ignorierten den Beschluss des mexikanischen Senats,
Gallardo als Brigadegeneral zu ratifizieren und verweigerten sich den
mehr als 30 Urteilen der Justiz zugunsten Gallardos.

José Francisco Gallardo starb, ohne seine Dienstränge und Rechte
wiedererlangt zu haben. Die Rehabilitierung innerhalb der Streitkräfte
blieb ihm verwehrt [4].


Übersetzung: Gerold Schmidt
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FRIEDEN/1137: Israel - Palästina und der Staffellauf der Mächtigen ... (SB)




Heute ist Gaza vollständig von Israel abgeschottet, das
Westjordanland in einem etwas geringeren Ausmaß. Ich verstehe nicht,
auf welche Weise diese Situation, in der den Palästinensern
fortgesetzt Land, Wasser und vieles mehr weggenommen und die Ökonomie
Gazas großflächig zerstört wird, den Israelis nützen und zu ihrer
Sicherheit beitragen soll. Das ist in gewisser Weise eine rhetorische
Frage, aber es macht tatsächlich keinen Sinn. So sehr Israel auch
versucht, sich vor den Palästinensern abzuschotten, ist doch die
endgültige Trennung unmöglich. Die beiden Völker leben auf einem
kleinen Stück Land in einem Abstand nebeneinander, der sich im
Höchstfall auf wenige Meilen bemisst. Wenn es gestattet wäre, könnte
man von Tel Aviv entlang der Küste zu Fuß nach Gaza-Stadt
gehen.

Dr. Sara Roy, Senior Research Scholar am Center for Middle Eastern
Studies der Harvard University, 2014 im Gespräch mit dem
Schattenblick [1]

Grenzen bilden die zentrale Achse im Gewaltverhältnis zwischen
Israelis und PalästinenserInnen, Grenzen von blutiger und
furchteinflößender Monstrosität, aber auch kaum wahrnehmbare Grenzen
administrativer und rechtlicher Art. Im Jahr 2021, wo die
Notwendigkeit der Dekolonisierung staatlicher Verfügungsgewalt,
politischer Hegemonie, kultureller Definitionsmacht und ästhetischer
Praktiken ins Bewusstsein vieler Menschen in den Zentren des
europäischen Kolonialismus gerückt ist, gibt es weltweit wohl kaum
ein zweites Territorium, auf dem sich die Logiken sozialer Kontrolle,
technischer Surveillance, militärischer Gewalt, demographischer
Bevölkerungspolitik und ethnisch-religiöser Konfrontation auf so
kleinem Raum verdichten wie in Israel und Palästina.

100 Meter breit ist die No-Go Zone direkt vor dem Grenzzaun, der Gaza
von Israel trennt. Stacheldrahtrollen und ein drei Meter hoher,
elektronisch kontrollierter Sperrzaun, der vom israelischen Militär
bewacht wird, schließt diese Zone auf der Israel zugewandten Seite
ab. Wer sie betritt, muss damit rechnen, erschossen zu werden. 300
Meter breit ist die relative No-Go Zone, sie kann zu Fuß oder zur
Feldbestellung betreten werden, ist potentiell aber ebenso tödlich.
So wurde zwischen 2010 und 2017 bei 1.300 Anlässen mit scharfer
Munition von den Sperranlagen nach Gaza hinein geschossen. Dabei
starben 161 PalästinenserInnen und mehr als 3.000 wurden verletzt.

Dennoch gab der "Große Marsch der Rückkehr" Anlass zu zahlreichen
Demonstrationen an der Grenze zwischen Israel und Gaza. Anfangs
initiiert als zivilgesellschaftliche Kampagne wurde dieser Versuch,
die faktische Gefangenschaft von zwei Millionen Menschen in diesem 41
Kilometer langen und 6 bis 10 Kilometer breiten Streifen Landes am
Mittelmeer zu überwinden, mit dem Leben von 241 DemonstrantInnen
bezahlt. Über 8.000 trugen Schussverletzungen davon und Dutzende von
Amputationen wurden durchgeführt, ohne dass der Sicherheitszaun
jemals überwunden wurde.

Zwar wurden Steinschleudern eingesetzt, es stiegen auch einzelne
Ballons mit zündbarem Material auf, aber von einer ernstzunehmenden
Bedrohung der israelischen SoldatInnen durch die Masse der meist nur
stehenden und schauenden PalästinenserInnen konnte zu keinem
Zeitpunkt gesprochen werden. Doch auch sie wurden zu Opfern vor allem
auf den Kopf gerichteter Schüsse, wovon weder Kinder oder Behinderte
noch Journalisten und medizinisches Personal ausgespart wurden. Was
sich aus der Ferne mit Zielfernrohr und Präzisionsgewehren
ausgestatteter Scharfschützen, die ihre Abschüsse im Dialog mit ihren
Vorgesetzten vorbereiteten und vollzogen, wie eine Jagd auf friedlich
grasendes Wild ausmachte, steigerte auf Seiten der Betroffenen die
ohnmächtige Verzweiflung, mit der das ganze Elend eines unter
Armutsbedingungen in einem der dicht besiedeltesten Gebiete der Welt
eingesperrten Lebens zum Ausdruck gebracht wurde.

Die später von diversen politischen Gruppen in Gaza inklusive der
regierenden Hamas organisierten Proteste erweckten zwar den Eindruck
eines Reenactments des alttestamentarischen Kampfes zwischen David
und Goliath, doch der palästinensische David hätte, anders als in
dieser biblischen Geschichte, nicht aussichtsloser agieren können.
Der Great March of Return war eine symbolische Aktion, bei der
Menschen allen Alters und Geschlechts zur modernen Aktionsform eines
selbstorganisierten Massenprotestes griffen, anstatt sich in
lebendige Bomben zu verwandeln oder selbstgebaute Raketen auf
israelisches Gebiet abzufeuern. In dem 2019 veröffentlichten Film
"Gaza Fights For Freedom" wurden die Ereignisse an der Grenze
dokumentiert [2] - sie vermitteln einen Eindruck davon, dass es viele
Gründe gibt, vom Traum der Freiheit auch dann nicht zu lassen, wenn
mensch sprichwörtlich vor der Wand steht.

Die Berichterstattung in den mit Israel verbündeten Ländern
bezichtigte meist die Hamas, unbewaffnete Kinder und Frauen für ihre
eigenen Machtambitionen ins Feuer zu schicken. Als kollektiver
Aufschrei einer Bevölkerung, die ihr von außen aufoktroyiertes
Schicksal nicht länger hinzunehmen bereit war, sollten die
Proteste jedenfalls nicht verstanden werden. Subjektiver Zorn, der
Menschen über sich hinauswachsen und zu verzweifelten Taten
schreiten lassen kann, muss systematisch negiert werden, weil das
Gründe für ihr Tun offenlegen könnte, die nicht in das weithin
bevorzugte Narrativ eines von beiden Seiten auf Augenhöhe
ausgetragenen, wenn nicht gar von palästinensischer Seite aggressiv
verursachten Konfliktes passen.


Offene Wunde Gaza

Was die Grenze zwischen Israel und Gaza als unüberwindliche Barriere
so signifikant für den ganzen Konflikt macht, ist die Diskrepanz
zwischen Lebensbedingungen, die auf der einen Seite denen einer
Favela in Sao Paulo oder eines Slums in Mumbai entsprechen, während
auf der anderen Seite westeuropäischer Lebensstandard herrscht. Alle
sozialen Indikatoren dokumentieren ein quasi mikroskopisch auf
kleinstem Gebiet eingedampftes soziales Gewaltverhältnis, was
sich ansonsten über die langen Wege interkontinental ausgebreiteter
Kolonialbeziehungen erstreckt und an vielen Orten verteilt.

Die humanitär auf Dauer gestellte Katastrophe in Gaza ist
menschengemacht. Sie ist ein Ergebnis des seit der Staatsgründung
Israels 1948 und der anschließenden Vertreibung zahlreicher
PalästinenserInnen aus den von ihnen besiedelten Regionen
unaufgelösten, durch die Jahrzehnte fest zementierten
Gewaltverhältnisses zwischen beiden Gruppen. Fast endlos ziehen sich
kausal aufeinander bezogene Aggressionen durch die Jahre, fast
unentwirrbar erscheint das Knäuel aus gegenseitiger Bezichtigung und
dazu aufgefahrener historischer Legitimation. Im 73. Jahr des Tages
der Nakba am 15. Mai [3] bedarf es denn auch einiger Mühe, das gerne
aufgemachte Bild von einer "Spirale der Gewalt", also einander
aufschaukelnder, quasi frei im Raum hängender, fast schicksalhaft
bedingender Aggressionen zu dekonstruieren.

Dem pflegeleichten, kaum politische Konsequenzen zeitigenden Diskurs
zweier prinzipiell gleichberechtigt erscheinender Konfliktparteien
steht die materiell wie ideologisch belegbare Praxis eines
Siedlerkolonialismus gegenüber, der von allen bisherigen israelischen
Regierungen beibehalten wurde. Er geht vor allem zu Lasten der
palästinensischen Bevölkerung in den von Israel besetzten Gebieten,
aber auch in Israel selbst. Letzteres insofern, als die
prinzipielle rechtliche und staatsbürgerliche Ungleichheit zwischen
jüdischen und palästinensischen Israelis in der Geschichte des
Jüdinnen zum Verfassungssubjekt erklärenden Nationalstaates Israel
wurzelt, ersteres, weil der in den Oslo-Verträgen 1993
institutionalisierte Friedensprozess nicht nur stagniert, sondern von
der machtpolitisch über das Staatsgebiet Israels wie die
Palästinensergebiete souverän verfügenden Regierung in Jerusalem de
facto zu einem Ding der Unmöglichkeit gemacht wird.

Gaza ist auch deshalb die tiefste Wunde im schmerzerfüllten
Fleisch dieses Konflikts, weil das hermetisch nach allen Seiten, meist auch
zu Ägypten hin abgeriegelte, in seiner Versorgung fast
vollständig von Israel abhängige Gebiet mit fast 5.500 Menschen pro
Quadratkilometer eine mehr als 13-mal so hohe Bevölkerungsdichte wie
Israel hat. Seine Bevölkerung leidet nicht nur an materieller Armut,
kaum vorhandenen Jobs, unzureichender Gesundheitsversorgung, kaum
trinkbarem Wasser, einer immer wieder unterbrochenen Stromversorgung,
einer dauerhaft kriegszerstörten Infrastruktur, sondern unter in
jeder Beziehung massiv eingeschränkter Selbstbestimmung. Erschwerend
kommen die alle Jahre wieder erfolgenden Angriffe auf Gaza hinzu, die
sich nicht auf die Einrichtungen der Hamas oder anderer militanter
Gruppen beschränken, sondern die Zivilbevölkerung schwer treffen.
Darunter zu leiden hat auch Israels Bevölkerung, wenn sie Ziel der
Raketen der Hamas wird, die jedoch häufig von der israelischen
Raketenabwehr abgeschossen werden oder unwirksam auf freiem Gelände
niedergehen.

2008 waren unter den 1391 getöteten PalästinenserInnen 759
Zivilisten, während 3 Israelis getötet wurden. 2012 starben 87
Zivilisten von insgesamt 167 toten PalästinenserInnen, während 4
Israelis getötet wurden. 2014 starben 1.462 Zivilisten von insgesamt
2.104 bei den Kampfhandlungen getöteten PalästinenserInnen, während 7
Israelis getötet wurden. Zur Zeit des Waffenstillstands am 20. Mai
wurden insgesamt 243 getötete PalästinenserInnen gezählt. In Israel
starben 12 Menschen durch den Raketenbeschuss der Hamas [5]. Die
kanadische Aktivistin Judith Deutch fokussiert den Blick auf in diesen
Auseinandersetzungen getötete Kinder und fragt, wieso jüdische Kinder
etwa 350-mal wertvoller sein sollen als palästinensische Kinder. [6]

Dieses ungleiche Verhältnis wird seitens der israelischen Regierung
gerne damit begründet, dass die Hamas ihre Raketen aus der Deckung
der Zivilbevölkerung abfeuere, diese also zu "menschlichen
Schutzschilden" mache. Das lässt die islamistische Partei, selbst
wenn Gaza so dicht besiedelt ist, dass Zivilisten fast immer in
Mitleidenschaft gezogen werden, sehr schlecht aussehen. Doch auch die
Seite Israels kann sich nur bedingt mit diesem Argument aus der
Verantwortung stehlen, wie der an der Universität Tel Aviv lehrende
Rechtswissenschaftler Eliav Lieblich ausführt [7]. Für ihn endet die
Verantwortung einer Kriegspartei nicht damit, dass der Gegner
inmitten der Zivilbevölkerung agiert. Sie habe dennoch die Auflage,
diese zu schonen und im Zweifelsfall auf Angriffe zu verzichten.

Laut der von dem israelischen Architekten Eyal Weizmann geleiteten
Forschungsgruppe Forensic Architecture [8] waren die im Zentrum von
Gaza Stadt während der 11 Tage währenden Angriffe angerichteten
Schäden sogar größer als diejenigen, die in dem 7 Wochen währenden,
gut 8-mal so viele Todesopfer auf palästinensischer Seite fordernden
Krieg 2014 dort angerichtet wurden. Bis zu 80.000 Menschen sind in
Gaza beim jüngsten Waffengang obdachlos geworden, 17 Krankenhäuser
und Kliniken, darunter das einzige Covid-Testzentrum, wurden bei
israelischen Angriffen beschädigt oder zerstört, und die schon zuvor
nur sehr bedingt funktionsfähige zivile Infrastruktur ist nun noch
weniger in der Lage, die Bevölkerung mit minimalen Basisleistungen zu
versorgen. Laut der israelischen Zeitung Haaretz waren schon vor drei
Jahren 97 Prozent des verfügbaren Wassers in Gaza nicht mehr für den
menschlichen Konsum geeignet [9].


Wegweisender HRW-Report zur Besatzungspolitik Israels

Seit 2005 leben in Gaza keine jüdischen Siedler mehr. Der damalige
Premierminister Ariel Scharon entledigte sich mit dem Rückzug aus dem
besetzten Gebiet und seiner hermetischen Abriegelung nicht nur eines
aufwendigen Sicherheitsproblems, sondern verschob auch das
demographische Verhältnis in Israel wie dem besetzten Westjordanland
zugunsten der jüdischen BürgerInnen und SiedlerInnen. Gaza wurde zum
"feindlichen Gebiet" erklärt, was Israel laut internationalem Recht
zwar nicht seiner Pflichten als Besatzungsmacht enthob, aber die
Kontrolle des Gebietes durch seine militärische Abriegelung zum
Mittelmeer und zum Staatsgebiet Israels stark vereinfachte.

Damit wurde die sehr schmale Verbindung zwischen dem Gazastreifen und
dem Westjordanland fast vollends aufgehoben. Sie bestand schon zuvor
in einer Art Einwegverkehr, wurden Erlaubnisse zum Transit fast nur
in Richtung Gaza genehmigt. Zwischen 2009 und März 2017 genehmigte
die israelische Armee lediglich sechs Personen einen Umzug von Gaza
ins Westjordanland, und das nur aufgrund einer Petition an den
Obersten Gerichtshof Israels. Zwischen Januar 2011 und August 2014
wurde hingegen 58 Anträgen von EinwohnerInnen des Westjordanlandes
zum Umzug nach Gaza stattgegeben, jedoch unter der Bedingung, dass sie
niemals ins Westjordanland zurückkehren [10].

In dem am 27. April 2021 veröffentlichten, im Laufe mehrerer Jahre
erstellten und 213 Seiten starken Report "A Threshold Crossed -
Israeli Authorities and the Crimes of Apartheid and Persecution" der
Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch (HRW) wird die
administrative und demographische Logik der israelischen
Besatzungspolitik detailliert analysiert und unter Bezug auf das 2002
in Kraft getretene Römische Statut des Internationalen
Strafgerichtshofs (IStGH) wie der Anti-Apartheids-Konvention von 1973
einer rechtlichen Bewertung unterzogen. In beiden von HRW
untersuchten Rechtsbrüchen, den als "Verfolgung" und als "Apartheid"
im Römischen Statut benannten "Verbrechen gegen die Menschlichkeit",
habe Israel bereits eine Schwelle überschritten.

Prominente Stimmen haben jahrelang davor gewarnt, dass es nur ein
 kleiner Schritt hin zur Apartheid ist, wenn Israel nicht von dem
 eingeschlagenen Weg zur Vorherrschaft über die Palästinenser
 abweicht", sagte Kenneth Roth, Executive Director von Human Rights
 Watch. "Diese detaillierte Studie zeigt, dass die israelischen
 Behörden diesen Schritt bereits hinter sich haben und heute die
 Verbrechen gegen die Menschlichkeit der Apartheid und der
 Verfolgung begehen. [11]



Der HRW-Report ist in mehrerlei Hinsicht bedeutsam. Inhaltlich wird
der von Kenneth Roth erhobene Vorwurf von den israelischen
Menschenrechtsorganisationen Yesh Din und B'Tselem vollständig
geteilt. Zudem ist die renommierte, von New York City aus geleitete
Menschenrechtsorganisation aller antisemitischen Umtriebe
unverdächtig, was angesichts des undifferenzierten, Kritik an Israel
pauschal als Antisemitismus brandmarkenden Generalvorwurfs zu
erwähnen und zu belegen nicht ausbleiben darf. Dennoch wurde der
Hauptautor der Studie, der HRW-Direktor für Israel und Palästina Omar
Shakir, 2019 von der israelischen Regierung unter dem Vorwurf,
er unterstütze die BDS-Bewegung, nach Jordanien ausgewiesen [12].

HRW wurde 1978 von den jüdischen Menschenrechtsaktivisten Robert L.
Bernstein und Aryeh Neier unter dem Namen Helsinki Watch gegründet.
Der 1937 in Berlin geborene Neier floh mit seinen Eltern 1939 in die
USA und war von 1965 bis 1975 Exekutivdirektor der American Civil
Liberties Union (ACLU), die damals insbesondere für die Sache der
schwarzen Bürgerrechtsbewegung engagiert war. 1993 wurde Aryeh Neier
Vorsitzender des Open Society Institute, das er, 2010 umbenannt in
Open Society Foundations (OSF), bis 2012 leitete. Auch der Vater des
heutigen HRW-Exekutivdirektors Kenneth Roth musste als vom NS-Regime
verfolgter Jude aus Deutschland fliehen.

Größter Geldgeber der Menschenrechtsorganisation HRW sind die OSF,
deren Mittel aus dem Vermögen des Investors George Soros stammen. Die
Eltern des als György Schwartz 1930 in Ungarn geborenen Milliardärs
nahmen 1936 den Namen Soros an, um dem ungarischen Antisemitismus
weniger Angriffsfläche zu bieten. Der Deportation ins
Vernichtungslager entging die Familie durch den Erwerb von
Dokumenten, die sie als christlich ausgaben. 2017 hatte der
ungarische Premierminister Viktor Orban eine Plakatkampagne gegen den
gebürtigen Ungarn Soros wegen dessen Kritik an der restriktiven
ungarischen Flüchtlingspolitik ins Leben gerufen. Während Israels
Botschafter in Budapest gegen die Verwendung antisemitischer
Stereotypien aus der Zeit der deutschen Besatzung offiziell Protest
bei der Regierung einlegte, stärkte das israelische Außenministerium
Orban den Rücken, indem es Soros als notorischen Gegner der
Regierungen Israels darstellte. Der rechtsextreme Autokrat Orban gilt
unter den Regierungen der EU als engster Verbündeter des israelischen
Premierministers Benjamin Netanjahu, der sich 2019 persönlich bei ihm
dafür bedankte, dass Ungarn seine Botschaft in Israel von Tel Aviv
nach Jerusalem verlegt hatte.

George Soros begründet sein Eintreten für den Schutz von Minderheiten
damit, dass JüdInnen nur unter der Bedingung einer offenen
Gesellschaft, die Schutz vor Diskriminierung aller Art gewährt,
sicher sein könnten. Diese liberale und kosmopolitische Haltung hat
ihn nicht nur bei der israelischen Rechten unbeliebt, sondern
Politiker vom Schlage eines Erdogan oder Trump zu seinen erklärten
Gegnern gemacht. Dementsprechend wild wuchern Verschwörungsideologien
aller Art, die hinter seiner einflussreichen Stiftung sinistre Motive wittern,
was wiederum nicht selten in seiner jüdischen Identität verortet und
damit auf klassisch antisemitische Weise begründet wird. Das hat auch für
sich als links verortende Kreise Bedeutung, sollte eine Kritik an Soros als
wichtiger Akteur des finanzmarktgetriebenen Kapitalismus in kausale
Verbindung zu seiner jüdischen Identität gebracht werden.

Obwohl der HRW-Report zum Beleg der darin getroffenen rechtlichen
Bewertung detailliert auf die administrative und demographische Logik
der Besatzungspolitik Israels eingeht und in seiner fundierten Kritik
an deren unrechtmäßigen Charakter kaum Lücken lässt, wurde in
überregionalen Medien der Bundesrepublik kaum Bezug auf ihn genommen.
Um so erkenntnisreicher ist die Lektüre der bislang nur auf englisch
vorliegenden Studie, denn die Hintergründe der jüngsten Angriffe auf
Gaza und der überraschend breiten Solidarisierung in Israel lebender
PalästinenserInnen mit der palästinensischen Bevölkerung in den
besetzten Gebieten sind kaum zu verstehen, wenn die ihnen
zugrundeliegenden Zwangsverhältnisse nicht bekannt gemacht werden.


Der Status quo bröckelt

Die von zahlreichen liberalen und linken JüdInnen insbesondere in den
USA an der Besatzungspolitik Israels und seinem mit Parteien der
extremen Rechten koalierenden Premierminister geübte Kritik hat
insofern etwas mit jüdischer Identität zu tun, als sie in dem
ethischen Anspruch des Judentums wurzelt, gerade aufgrund der
Katastrophe der Shoah gegen rechtswidrige und unterdrückerische
Praktiken welcher Staatsgewalt auch immer Widerstand zu leisten. Wo
der universale Grundsatz menschlicher Gleichheit und Würde in
Konflikt mit einem Siedlerkolonialismus gerät, dessen ExponentInnen
kein Problem damit haben, die Vertreibung aller PalästinenserInnen
aus den besetzten Gebieten und deren Annexion zu verlangen, da
treffen politische Positionen unvereinbarer Art aufeinander.

Bis auf das Jahr 2008 wurden die Angriffe auf Gaza vom amtierenden,
seit 2009 regierenden israelischen Regierungschef Benjamin Netanjahu
angeordnet. Seine Strategie bestand seit jeher darin, den Status quo
der Besatzungspolitik nicht gemäß der Oslo-Verträge zu hinterfragen,
sondern die Unterlegenheit der palästinensischen Bevölkerungen im
Westjordanland, in Ost-Jerusalem und in Gaza als gegebene Tatsache zu
nehmen. Das galt auch für die fast vorbehaltlose Unterstützung
Israels durch die USA, wobei die Zugeständnisse Donald Trumps alle
Begünstigungen Israels früherer US-Präsidenten als auch der großen
EU-Staaten, allen voran die Bundesrepublik, in den Schatten stellten.
Mit Netanjahu waren sich große Teile des politischen Establishments
in Israel einig darin, dass die Politik administrativer
Zwangsverhältnisse und territorialer Fragmentierung die
PalästinenserInnen dauerhaft in Schach halten würde.

Die alle Jahre wiederkehrenden Angriffe auf Gaza schienen den Zweck
zu erfüllen, die Hamas als einzige größere Gruppe unter den
palästinensischen Fraktionen so kurz zu halten, dass mit dem
Sicherheitsproblem des gelegentlichen Beschusses mit improvisierten
Raketen aus Gaza heraus vermeintlich gelebt werden konnte. "Das Gras
in Gaza mähen" lautet der Titel eines Artikels auf der Webseite des
Begin-Sadat Centers for Strategic Studies, in dem dieser pragmatische
Ansatz propagiert wird.

Bis zu den jüngsten Ereignissen schienen die Voraussetzungen für
einen Modus vivendi, der die elende Situation der PalästinenserInnen
auf längere Zeit festschreibt und Israel der Notwendigkeit enthebt,
den Forderungen nach einer Zwei-Staaten-Lösung praktisch zu
entsprechen, diese Strategie zu rechtfertigen. Dazu trägt auch die in
vielen internationalen Medien übliche Sichtweise zweier
Konfliktparteien bei, die gleichermaßen Verantwortung für das blutige
Geschehen tragen, wenn die palästinensische Seite nicht ohnehin in
Gestalt der Hamas als primärer Aggressor hervortritt. Die Sache sei
kompliziert und müsse von jeweils beiden Seiten betrachtet werden,
lautet die gängige Lesart in vielen Kommentaren, deren VerfasserInnen
bei Menschenrechtsvergehen missliebiger Staaten wie etwa Russland
oder China weit weniger Verständnis für die Erfordernisse "robusten"
Regierungshandelns aufbringen.

In den Augen der Bevölkerungen Westeuropas und Nordamerikas
kann die Hamas nicht viel mehr repräsentieren als das hässliche
Gesicht, das aus äußerer Unterdrückung ersteht. Die islamistische
Partei eignet sich gut dazu, den Gegensatz zwischen einer
demokratischen und in weiten Teilen sehr liberalen Gesellschaft wie
der Israels und einer von patriarchaler Ignoranz und religiösem
Fundamentalismus in Schach gehaltenen Bevölkerung wie der Gazas
zuzuspitzen.

Problematisch daran ist, dass die palästinensische
Bevölkerung sich, wenn sie gegen die eigenen Herrschaftsstrukturen
aufsteht, in noch größere Schwierigkeiten bringt. Das Mittel der
israelischen Besatzungspolitik ist vor allem Repression, die nicht
aufhört, wenn etwa jugendliche AktivistInnen versuchten, die Hamas
respektive die Palästinensische Autonomiebehörde zu entmachten. Von
daher gilt für viele PalästinenserInnen, erst die Besatzungspolitik
zu überwinden, bevor weitere Schritte der Emanzipation ins Auge
gefasst werden können. Werden die Kolonisierten in Unmündigkeit und
Unterdrückung gehalten, um ihnen dann den Vorwurf zu machen, sie
seien nicht aufgeklärt und demokratisch genug, um nicht anders als
westliche Metropolengesellschaften selbstbestimmt und souverän zu
handeln, dann fördert das eine Seite kolonialistischer Arroganz zu
Tage, die in den weißen Bevölkerungsmehrheiten Europas und
Nordamerikas so tief verankert ist, dass sie gar nicht erst als
Problem erkannt wird.


Kolonialismus - das ignorierte Paradigma

Weitgehend ignoriert wird auch der koloniale Charakter des
Verhältnisses Israels zu den von seinen Streitkräften besetzten oder
zumindest eingeschlossenen Gebieten. Wo Menschenrechtsverletzungen an
einer ethnisch und national eindeutig markierten Bevölkerung verübt
werden, deren Bewegungsfreiheit und bürgerlichen Rechte stark
eingeschränkt sind, während die ausführende Gewalt ihrerseits eine
Staatlichkeit mit spezifischem Nationalcharakter vertritt, da werden
Fragen internationalen Rechts aufgeworfen, die in der stets von den
Unterdrückten angestoßenen Überwindung des historischen
Kolonialismus ihren Ausgangspunkt genommen haben.

Der Vorwurf, der palästinensischen Bevölkerung gegenüber
kolonialistisch zu agieren, betrifft auch die Geschichte der
Staatsgründung Israels. Sie wurde mit Gutheißung der über das
Territorium gebietenden Kolonialmacht Großbritannien vorbereitet und
im Teilungsbeschluss der Vereinten Nationen 1947 vor allem durch
Staaten mit mehrheitlich weißer Bevölkerung und kolonialistischer
Vergangenheit maßgeblich vollzogen. In immer größerem Ausmaß nahmen
die USA die Rolle der wichtigsten Schutzmacht Israels ein und tun es
weiterhin, wie die 2016 getroffene, auf 10 Jahre terminierte Zusage
von Militärhilfe an Israel in Höhe von 38 Milliarden Dollar belegt.
Bis heute summieren sich die Zahlungen an Israel für militärische und
ähnliche Zwecke aus US-Steuergeldern auf fast 150 Milliarden Dollar
[13], hinzu kommt die politische Unterstützung Israels durch die
unter US-Konservativen einflussreichen evangelikalen Kirchen.

Die arabischen Gegner Israels waren, auch wenn es anfangs anders
aussah, nicht nur militärisch unterlegen. Ihre Machthaber waren stets
untereinander zerstritten, wie am heutigen Stand weitreichend
korrumpierbarer und häufig diktatorisch agierender Regimes in den
Hauptstädten der ihrerseits aus dem europäischen Kolonialismus
hervorgegangenen Staatenwelt Westasiens abzulesen ist. Die jüngere
Geschichte der Region ist von blutigen Waffengängen zwischen ihren
Staaten, Bürgerkriegen insbesondere zwischen säkularen und religiösen
Akteuren sowie kriegerischen Interventionen von außen gezeichnet, von
denen Israel insofern profitiert hat, als das Zustandekommen einer
vielbeschworenen panarabischen Front frühzeitig kollabierte. Das
Scheitern aller säkularen Versuche panarabischer Art, staatliche
Souveränität zu regionaler Hegemonie auszubauen, brachte mit dem
politischen Islam einen Gegner Israels hervor, der auch in anderen
regionalen Konflikten eine zwielichtige Rolle spielte, so etwa im
Bündnis zwischen der Türkei und islamistischen Gruppen im Kampf gegen
die kurdische Autonomie oder die Unterstützung islamistischer Milizen
im Syrienkrieg durch westliche Staaten.

Die von patriarchaler Ambition und religiösem Fundamentalismus
bestimmte Regierungspartei Hamas entspringt als Ablegerin der
ägyptischen Muslimbruderschaft dieser Tradition. Als seit 2007 allein
in Gaza regierende Verfechterin einer Doktrin, die nach wie vor das
ganze Territorium des ehemaligen britischen Mandatsgebietes zur
Grundlage palästinensischer Eigenstaatlichkeit erklärt, bietet die
Hamas viel Angriffsfläche. Zwar sind in ihrer 2017 überarbeiteten Charta
einige Öffnungen enthalten[14], die eine gewisse
Verhandlungsbereitschaft mit Israel und den Willen zur Kooperation
mit der Regierung in Ramallah erkennen lassen, aber dafür, das Stigma
der "Terrororganisation" hinter sich zu lassen, reichen diese
Modifikationen nicht aus. Als Antagonistin zur Palästinensischen
Autonomiebehörde, die kaum minder autoritär regiert und zudem eine
gegen Basisbewegungen im Westjordanland gerichtete
Sicherheitskooperation mit israelischen Repressionsorganen unterhält,
kann sich die Hamas dennoch als konsequentere Vertreterin
palästinensischer Eigenstaatlichkeit profilieren.

Wie die erste und zweite Intifada, die Proteste an der Gaza-Grenze
und immer wieder aufflammende kleinere Erhebungen gegen das
Besatzungsregime zeigen, ist insbesondere die palästinensische Jugend
häufig entschlossener, für ihre Freiheit zu kämpfen, als es den
eigenen Funktionären und Oligarchen lieb sein könnte. So ist Israel
bei der Durchsetzung des Besatzungsregimes auf die Zusammenarbeit mit
palästinensischen Institutionen angewiesen, denn diese gewähren
selbst bei quasimilitärischen Auseinandersetzungen wie der jüngsten
Entwicklung ein gewisses, über die Jahre eingespieltes Ausmaß an
politischer Berechenbarkeit. Ein Massenaufstand hingegen will keine
Regierung in Jerusalem riskieren, also folgen alle Akteure, die dabei
etwas zu verlieren hätten, einer Art ungeschriebenem Drehbuch
kalkulierter Eskalation und Deeskalation.

Zu einer solchen Erhebung ist es während der jüngsten Angriffe auf
Gaza in Israel gekommen. Die infolge der Zwangsräumungen in
Jerusalem und dem provokativen Polizeieinsatz an der Al Aqsa-Moschee
eröffneten Raketenangriffe der Hamas und die israelischen Angriffe
auf Gaza brachten Zehntausende der in Israel lebenden
PalästinenserInnen auf die Straße, wo sie mit militanten SiedlerInnen
konfrontiert waren, die ihrerseits Jagd auf PalästinenserInnen
machten. Ein palästinensischer Generalstreik komplettierte den
zivilen Widerstand in bislang nicht gekannter Weise. Die Gefahr, dass
gut ein Sechstel der Bevölkerung Israels gegen die Besatzungspolitik
mobil macht, dürfte ein Grund dafür gewesen sein, dass die Regierung
in Jerusalem sich auf einen Waffenstillstand mit der Hamas einließ.

Auch dieses Szenario entspricht dem antikolonialen Charakter des
Widerstandes gegen Israels Politik in den besetzten Gebieten. Die
Parallelen zur antirassistischen Black Lives Matter-Bewegung und
indigenen Protesten gegen extraktivistische Landnahme in aller Welt
drängten sich vielen in diesen Kämpfen aktiven Menschen förmlich auf,
so dass es zu großen Demonstrationen wie etwa in London kam, wo am
22. Mai 180.000 Menschen ihre Solidarität mit den PalästinenserInnen
auf die Straße brachten. Damit übertraf die historisch größte
Demonstration für Palästina den bereits eine Woche zuvor von 150.000
Menschen geübten Protest gegen die Angriffe auf Gaza.


Fridays For Future im Zwiespalt

Selbst Fridays For Future zeigte sich solidarisch mit den
PalästinenserInnen. Unter der Überschrift "Warum eine
Klimagerechtigkeitsgruppe über Palästina postet" wurde auf die
Einheit aller Befreiungskämpfe verwiesen und Kolonialismus wie
Imperialismus als hauptverantwortlich für die Klimakrise benannt.
Dieser von Climate Strike Canada verfasste Post erschien auf der
Instagram-Seite von FFF, wo angesichts kritischer Einwände gegen
frühere Posts dieser Art klargestellt wurde, dass die AktivistInnen
gegen "Antisemitismus und alle Formen der Diskriminierung" Position
beziehen, aber auch "gegen alle Formen des Kolonialismus und der
systematischen Unterdrückung durch Streitkräfte und Institutionen".
Sie seien sich bewusst darüber, dass "die BDS-Bewegung in bestimmten
Ländern kooptiert und ihrem ursprünglichen Anliegen enthoben wurde".
Weil FFF jedoch in vielen Ländern überall in der Welt aktiv sei,
hörten sie vor allem auf "die kolonisierten und unterdrückten
Menschen (in diesem Fall insbesondere die PalästinenserInnen) und die
Aktionen gewaltfreien zivilen Ungehorsams, mit denen sie den Rest der
Welt aufrufen sich mit ihnen zu solidarisieren". [15]

FFF Deutschland hat diese Stellungnahme ausdrücklich nicht
unterstützt, was nicht verhinderte, dass bild.de den auf Instagram
veröffentlichten Post mit der Schlagzeile "Klima-Aktivisten
verbreiten Anti-Israel-Propaganda" [16] quittierte. Zudem wurde Greta
Thunberg unter der Überschrift "So viel Israel-Hass steckt in
'Fridays for Future'" zur Last gelegt, "Hass-Botschaften gegen
Israel" zu verbreiten [17]. Dessen schuldig gemacht hatte sie sich in
den Augen der Bild-Zeitung durch das Verbreiten eines Posts der
"kanadischen Israel-Boykotteurin Naomi Klein". Darin hatte die
Vordenkerin der Klimagerechtigkeitsbewegung dazu aufgerufen, auch
angesichts des Risikos, Ansehen und Privilegien zu gefährden, die
Stimme zum Protest gegen Israels Umgang mit den PalästinenserInnen zu
erheben.

Da Klimagerechtigkeit ein im Kern soziales Anliegen ist, kommen auch
die jungen FFF-AktivistInnen nicht umhin, das Problem der Klimakrise
in den strukturellen Voraussetzungen kapitalistischer
Vergesellschaftung und kolonialistischer Expansion zu erkennen.
Sollten sie sich in diese Richtung radikalisieren, dann wäre es
vorbei mit pflegeleichten Integrationsmanövern, mit denen ein
harmonischer Dialog zwischen Politik und Jugend simuliert werden
kann. Kurz gesagt, FFF darf nicht erwachsen werden und sich Problemen
zuwenden, die auf kurzem Wege zu grundsätzlichen Systemfragen führen,
so jedenfalls könnte die ihrerseits wenig freundliche Intervention
der Bild-Zeitung auch verstanden werden.


Widerspruchslagen der "rechtebasierten Weltordnung"

Da das hegemonial- und bündnispolitisch begründete Handeln kolonial
und imperialistisch agierender Staaten meist vor dem Universalismus
internationalen Rechts rangiert, sind Relativierungen daraus
hervorgehender Prinzipien gängige politische Praxis. So hat der
politische Antikommunismus stets mit dem Pfund der Verteidigung von
Demokratie und Menschenrechten gewuchert, was die sogenannte freie
Welt nicht daran gehindert hat, völkerrechtswidrige Kriege zu führen
und faschistische Diktaturen schlimmster Art zu unterstützen. Auch wo
Menschenwürde und Rechtsgleichheit verfassungsrechtlich verankert
sind, herrscht soziale Ungleichheit frei nach dem Motto, dass Arm und
Reich das gleiche Recht haben, unter Brücken zu schlafen. Diese
Diskrepanz zwischen normativem Anspruch und realpolitischer Praxis
wird dadurch eingeebnet, dass Regierungsmacht lediglich an
repräsentative parlamentarische Strukturen gebunden wird, anstatt
eine basisdemokratische Willensbildung zuzulassen, die an der
herrschenden Eigentumsordnung rütteln könnte, was stets im Interesse
der Machtlosen erfolgte.

Widerspruchskonstellationen dieser Art brachten den langjährigen
sicherheitspolitischen Chefstrategen der EU und Vordenker eines
"neuen liberalen Imperialismus", Robert Cooper, zu der Einsicht,
dass die vielbeklagten und dennoch hartnäckig angewendeten
doppelten Standards in einer "rechtebasierten Weltordnung" durchaus Sinn
machen können. Anstatt universale Werte nicht nur zu propagieren,
sondern auch durchzusetzen, unterzieht man die internationale
Staatenwelt ihrerseits einer wertebasierten Einteilung, mit der
darüber befunden wird, wer in den Genuss dieser Werte gelangen soll
und wer nicht.

Die neue Herausforderung für die postmoderne Welt besteht darin,
 sich an die Idee zu gewöhnen, dass Doppelmoral zum Alltag gehört.
 Innerhalb der postmodernen Welt können alle beteiligten Akteure
 auf der Basis von in gemeinsamen Beschlüssen abgesegneten
 Gesetzen und einer offenen kooperativen Sicherheit miteinander in
 Eintracht leben. Aber wenn man es mit altmodischeren Systemen
 außerhalb des postmodernen Kontinents Europa zu tun bekommt,
 müssen wir auf die rauheren Methoden einer früheren Ära
 zurückgreifen: Gewalt, Präventivschläge, Betrug und was immer
 notwendig wird, um mit denen, die noch immer im 19. Jahrhundert
 leben, zurecht zu kommen. Innerhalb der postmodernen Welt halten
 sich alle beteiligten Akteure an das Gesetz, doch wenn man den
 Operationsradius in den Dschungel verlegt, dann gelten auch die
 Gesetze des Dschungels. [18]



Zwar hat es der auch als "wohlwollender Imperialismus"
bekannt gewordene Entwurf des 2002 vom britischen Premierminister Tony
Blair nach Brüssel entsandten Cooper niemals in den Rang einer
offiziell anerkannten strategischen oder außenpolitischen Doktrin
gebracht, aber die zugrundeliegende Denkweise ist durchaus
repräsentativ für einen humanitären Interventionismus, der
Menschenrechte eher nach Maßgabe eigener Interessen als des
unteilbaren Anspruches von staatlicher Gewalt Betroffener auf Schutz
durchsetzt. Er erhellt auch die im Verhältnis von Israel und den
PalästinenserInnen höchst unterschiedliche Anwendung moralischer und
ethischer Normen, lebt im Selbstverständnis westeuropäischer
Regierungen doch die eurozentrische Sicht eines Kolonialismus fort,
der nicht weiße und patriarchalische Einstellungen favorisiert,
sondern als vermeintlich fortschrittlichste und beste aller
politischen Welten den Bevölkerungen weniger privilegierter
Kontinente vorzuschreiben vermag, wie deren gesellschaftliche und
normative Ordnung auszusehen habe.

Während der 11-tägigen Kampfhandlungen zwischen der Hamas und den
Israelischen Streitkräften kam es in der Bundesrepublik auf einigen
Demonstrationen zu antisemitischen Übergriffen, in denen JüdInnen und
ihre Einrichtungen allein deshalb attackiert wurden, weil sie als
jüdisch identifiziert wurden. In der medialen Verarbeitung kam es zu
einer Verallgemeinerung dieser Taten, die mehr oder minder alle
MigrantInnen aus mehrheitlich islamischen Staaten unter
Antisemitismusverdacht stellte. Die Verunglimpfung nicht zur
herkunftsdeutschen Mehrheit gehöriger BürgerInnen ging so weit, dass
von der AfD wie Teilen der Linkspartei ein angeblich importierter
Antisemitismus unterstellt wurde. Während mehrere Anwesende auf den
betreffenden Demonstrationen nationalistische TürkInnen als
hauptsächliche UrheberInnen antisemitischer Ausfälle identifizierten,
wurde der Vorwurf eines migrantisch erst relevant gewordenen
Antisemitismus in großen Medien tagelang breitgetreten.

Wo es tatsächlich Anlass gegeben hätte, gegen eine besonders laut
vernehmliche Form des klassischen Antisemitismus vorzugehen, blieb
die Bundesregierung allerdings untätig. So hatte der türkische
Präsident Recep Tayyip Erdogan unter anderem zu dem klassischen
antijüdischen Vorwurf des Blutsaugens gegriffen, um Stimmung gegen
israelische JüdInnen zu machen [19]. Deutsches Regierungshandeln geht
im Falle der blutigen Verfolgung von KurdInnen und türkischen
KommunistInnen mit dem Erdogan-Regime konform, was auf die immense
strategische Bedeutung der Türkei für Berlin verweist. Während die
US-Regierung Erdogans Judenhass offen kritisierte, ließ die
Bundesregierung den Worten der erklärten Freundschaft mit Israel
keine Taten folgen. Doppelte Standards sind im geostrategischen
Manövrieren gute und bewährte Praxis, mithin hat Robert Cooper nur
explizit gemacht, was ohnehin Usus ist.

Die Bundesrepublik Deutschland steht als Rechtsnachfolger des
NS-Staates in der besonderen Verantwortung dafür zu sorgen, dass der
Antisemitismus, der die Vernichtung der europäischen Juden durch das
NS-Regime begründet hat, mit allen Mitteln bekämpft wird. Die
PalästinenserInnen, die für die Etablierung eines Staates als
Zufluchtsort für die von der Shoah betroffenen JüdInnen, den auf
einem Territorium des Kriegsverlierers und Genozidtäters Deutschland
einzurichten niemals ernsthaft erwogen wurde, große Gebietsverluste
hinnehmen mussten, wurden nicht gefragt, ob sie für die historische
Schuld Deutschlands geradestehen wollten. Ihre seitdem
ununterbrochene Entrechtung kann im herrschenden Diskurs der
Bundesrepublik daher kaum etwas anderes als Ungereimtheiten und
Widersprüche produzieren.

So gab der langjährige ARD-Israel-Korrespondent Sebastian
Engelbrecht, nachdem er palästinensische Extremforderungen, das ganze
ehemalige britische Mandatsgebiet Palästina für einen eigenen Staat
zu beanspruchen, als antisemitisch verurteilt hatte, auf die Frage
nach dem strukturellen Unterschied bei entsprechenden
Verhaltensweisen unter jüdischen SiedlerInnen im Deutschlandfunk,
eine offenherzige Antwort. Es gebe "faschistische Tendenzen unter
nationalistischen jüdisch-israelischen Extremisten, und das darf auch
als Faschismus bezeichnet werden, wenn diese Leute sagen,
Palästinenser sollen in diesem Land nicht existieren, da soll es
einen Transfer geben, die sollen jenseits des Jordans nach Jordanien
gebracht werden, das muss beim Namen genannt werden, dass das auch
einen Faschismus innerhalb der israelischen Gesellschaft gibt, der
anderen Menschen das Recht auf Existenz abspricht, das will ich gar
nicht verhehlen und gar nicht negieren."[20] Die wiederholte Frage
seines Diskussionspartners Peter Lintl, Nahost-Experte der Stiftung
Wissenschaft und Politik (SWP), warum ein strukturanaloges
Verhalten unterschiedlich benannt werde, beantwortete Engelbrecht mit
der speziellen deutschen Verantwortung für Israel.

Diese Verantwortung ließe sich auch in einer entschiedenen
Unterstützung des Friedensprozesses wahrnehmen, könnte die Beendigung
der Unterdrückung der PalästinenserInnen doch die Existenz Israels
besser und dauerhafter garantieren als jede Form von Machtpolitik,
die permanent Gegenkräfte hervorruft. Dagegen spricht offensichtlich,
zwar der historischen Verantwortung Deutschlands gerecht werden zu
wollen, dem machtpolitischen Anspruch der deutschen Staatsräson aber
den Vorrang einzuräumen, was bei wachsender weltweiter Anerkennung
des kolonialen Charakters der israelischen Besatzungspolitik in immer
größeren Legitimationsdefiziten zu Buche schlagen wird.


Brandmauer Gesinnungsverdacht

Das betrifft insbesondere die Politisierung des
Antisemitismusbegriffes als Mittel zur Rechtfertigung israelischer
Besatzungspolitik trotz offenkundiger Rechtsverstöße seitens der
Regierung Israels. Allein der Zusatz "israelbezogen" wirft schon die
Frage auf, warum die für jeden Menschen leicht verständliche
Basisdefinition der Jerusalem Declaration on Antisemitism (JDA) [21],
laut der Antisemitismus die Diskriminierung, Vorurteil,
Feindseligkeit oder Gewalt gegen Jüdinnen und Juden als Jüdinnen und
Juden (oder jüdische Einrichtungen als jüdische) betrifft, durch
einen solchen Zusatz spezifiziert werden muss. Die JDA wurde im März
2021 im Namen von über 200 vor allem mit Holocaust- und
Antisemitismusforschung befassten WissenschaftlerInnen
veröffentlicht, um die zugunsten Israels besonders weit auslegbare
Arbeitsdefiniton der International Holocaust Remembrance Alliance
(IHRA) zu präzisieren. Diese wurde seit 2016 von 31 vor allem
westlichen Staaten übernommenen und stellt auch die Grundlage des
BDS-Beschlusses des Deutschen Bundestages dar.

Unter anderem motiviert durch die Debatte um den angeblichen
Antisemitismus des weltbekannten afrikanischen
Kolonialismustheoretikers Achille Mbembe in Deutschland und den
BDS-Beschluss des Deutschen Bundestages hat die Existenz dieser
beiden nicht rechtsverbindlichen Definitionen der offenen Diskussion
um die Frage, welche den Staat Israel betreffende Kritik legitim und
welche Aussagen tatsächlich antisemitisch seien, neuen Auftrieb
gegeben [22] [23]. Dies gilt auch für die internationale Wahrnehmung
des besonderen Umgangs mit dem Problem des Antisemitismus in der
Bundesrepublik [24]. Zu den in dieser Frage in Deutschland
vernehmlichen jüdischen Stimmen, die die JDA unterzeichnet haben,
gehören die Philosophin und Direktorin des Potsdamer
Einstein-Zentrums Susan Neiman [24], der israelische Historiker und
Antisemitismusforscher Moshe Zimmermann, der israelische Historiker
und Philosoph Moshe Zuckermann und der Publizist, Pädagoge und
ehemalige Leiter des Fritz-Bauer-Instituts Micha Brumlik.

Wie der HRW-Report hat auch die JDA im Vorfeld der jüngsten
Auseinandersetzungen seit langem virulente Fragen in die
Öffentlichkeit gebracht, die insbesondere linke AktivistInnen
umtreiben, da die Frage, wie mensch es mit Palästina und Israel hält,
seit vielen Jahren Anlass zu erbitterten Zerwürfnissen unter
ansonsten häufig miteinander übereinstimmenden linken Gruppen gegeben
hat. Die insbesondere unter sogenannten Antideutschen, aber auch den
AnhängerInnen der Linkenpolitikerin Sahra Wagenknecht hervortretenden
Ressentiments gegen Flüchtende und MigrantInnen aus mehrheitlich
islamischen Staaten und Regionen sind zumindest mittelbar mit einer
unbedingten Israelsolidarität verknüpft, der sich auch viele
ExponentInnen der Neuen Rechten angeschlossen haben. Wie im Falle des
Irakkrieges der USA und ihrer Verbündeten, der von den Antideutschen
als Prävention gegen eventuelle Angriffe auf Israel rundheraus
begrüßt wurde, können sich die politischen Positionen in diesem
Konflikt bis zur Unkenntlichkeit verzerren. Wenn am Ende deutsche
PolitikerInnen darüber urteilen, ab wann JüdInnen antisemitisch
eingestellt seien, zeigt der Philosemitismus sein Potential, an
seinen Antagonisten fugenlos andocken zu können.


Palästinensischer Aktivismus im Visier

Tragisch am Beziehen ideologisch überdeterminierter Maximalpositionen
sind die materiellen Folgen, die den die Selbstbestimmung der
PalästinenserInnen unterstützenden Aktivismus einseitig mit Verboten,
Nachstellungen und Diffamierungen aller Art konfrontiert. Öffentlich
verfügbare Räume werden gesperrt, AktivistInnen mit konkreten Folgen
für ihr berufliches Leben des Antisemitismus bezichtigt, ja selbst
die Solidarität in antirassistischen und antikolonialistischen
Kämpfen wird aufgekündigt. AktivistInnen der Palästinasolidarität
können sich noch so sehr gegen jeglichem Antisemitismus
positionieren, sie werden seit Jahren bei ihrer Aufklärungsarbeit
medial wie institutionell behindert und somit zu Opfern einer
Diskriminierung, die heute vor allem von rechts als Cancel Culture
besetzt wird, ohne dass bekannt geworden wäre, dass die dem
Sarrazinschen Imperativ "Man wird ja wohl noch sagen können"
verpflichteten Personen die systematische Unterdrückung
palästinensischer Stimmen in Deutschland öffentlich zum Problem
erhoben hätten.

Jüngster Vorfall dieser Art ist die Ausladung der Gruppe
Palästina-spricht-Freiburg von dem für den 7. bis 13. Juni in Freiburg
geplanten rassismuskritischen Bildungsfestival "Dear White
PeopleLet`s Break the Silence!". Wie die OrganisatorInnen während
der Angriffe auf Gaza am 19. Mai erklärten, wurden sie selbst vor die
Wahl gestellt, entweder die Gruppe auszuladen oder den Entzug von
Fördergeldern zu erleiden.

Trotz differenzierter Recherchen wurden wir im Zuge der
 Veröffentlichung unseres Programms, in dem die Kooperation mit
 "Palestine Speaks Freiburg" als auch die von "Palestine Speaks
 Freiburg" organisierte Veranstaltung "Anti-palästinensischer
 Rassismus" öffentlich gemacht wurde, von Kooperations-,
 Förderpartnerinnen und anderen gesellschaftlichen Akteurinnen
 scharf kritisiert, antisemitistischen Positionen Raum zu geben -
 bis hin zur Ankündigung, die bewilligten Fördergelder
 zurückzuziehen, wenn wir weiterhin mit "Palestine Speaks Freiburg"
 kooperieren. Wir haben die Kooperation am 17. Mai aufgelöst. [27]



Am 28. Mai reagierte die ausgeladene Gruppe in einer gemeinsam mit
Jüdische Stimme für gerechten Frieden in Nahost e.V. verfassten
Stellungnahme, deren Inhalt stellvertretend für die vielen anderen
AktivistInnen der Palästinasolidarität stehen könnte, die bereits
derartige Zurückweisungen erfahren haben.

Das progressive Kuratorium von Dear White People sollte recht gut
 wissen, dass palästinensische Aktivist*innen in Deutschland zum
 Schweigen gebracht, diffamiert und verleumdet werden und ihre
 Karrieren oft zerstört werden. Darüber hinaus sind sie in
 Palästina mit Apartheid, Verfolgung und illegaler Besatzung
 konfrontiert, wie von Human Rights Watch, B'Tselem, Yesh Din und
 verschiedenen Gremien der UN konstatiert und bereits dokumentiert
 wurde und von Palästinenser*innen selbst schon seit Dekaden
 angeprangert wird. Es ist das Recht und die Pflicht der
 Palästinenser*innen, ihre Stimme gegen die Verbrechen zu erheben,
 die in Palästina begangen werden. Darüber hinaus ist es für PS
 beleidigend, von sogenannten progressiven, antirassistischen
 und anscheinend linken Gruppen zum Schweigen gebracht zu werden.
 Gleichzeitig ist es für uns paradigmatisch, dass die bodenlose
 Verlassenheit, die wir durch sogenannte Progressive oder Linke
 in Deutschland erfahren, auch hier wieder systematisch gegen PS
 mobilisiert wird. (...)



Wir nehmen diese Veranstaltung als Beispiel, um zu diskutieren,
 was es bedeutet, strukturell aus dem öffentlichen Raum
 ausgeschlossen zu werden, besonders wenn es um
 Menschenrechts-Themen geht. Schon lange geht es nicht mehr nur um
 Palästina oder die Rechte der Palästinenser*innen, vielmehr werden
 mit solchen Einschränkungen der Meinungsfreiheit die Prinzipien
 emanzipatorischen Denkens und Handelns wieder in Frage gestellt.
 Dabei sind Themen wie der Schutz von Frauen und ethnischen
 Minderheiten, das Ende von Sklaverei, Apartheid und
 Rassentrennung, sexueller Diskriminierung und klassenbedingten
 Ausschlüssen keine "Meinungsfragen", sondern historisch erkämpft
 und kollektiv als die Ethik etabliert worden, welcher
 demokratische Gesellschaften - vorgeblich - gerecht werden wollen.
 [28]



Schließlich lehnte die israelische Autorin und Aktivistin Inna
Michaeli am 31. Mai eine Einladung zu einer für das Festival
geplanten Gesprächsrunde zur Frage Wie kann ein Sprechen zur
Situation in Israel und Palästina in Deutschland möglich werden? mit
der Begründung ab, dass

man meine Mitstreiter:innen von 'Palestine Speaks Freiburg' zum
 Schweigen gebracht und vom Festival ausgeschlossen hat, als ihre
 Teilnahme sowie ihr Workshop zu anti-palästinensischem Rassismus
 am 17. Mai abgesagt wurde. Wie könnte ich Menschen, vor allem
 BIPoC Menschen, in die Augen schauen, wenn ich selbst, als
 israelische Staatsbürgerin, zu den Kolonisierer:innen gehöre (zu
 den 'Dear White People')?



Ihr habt massiven Druck, wenn nicht sogar direkten Zwang erfahren.
 Tatsächlich habt ihr das erfahren, was Palästinenser:innen, und
 auch uns, die wir uns mit palästinensischen Menschen und ihrem
 Kampf um die Befreiung von israelischem Kolonialismus und
 israelischer Apartheid solidarisieren, jeden Tag erleben. (...)



Man könnte es fast schon als sarkastisch beschreiben, dass eine
 grassroots Organisation, die Palestine Speaks heißt, in einem
 Festival unter dem Namen Lets Break the Silence zum Schweigen
 gebracht wird wenn es nicht so beängstigend wäre und so viele
 Menschenleben kosten würde. Die Kündigung der Partnerschaft
 demonstriert präziser als jede Podiumsdiskussion, wie
 anti-palästinensischer Rassismus und das zum Schweigen bringen von
 Palästinenser:innen in Deutschland funktioniert. Man kontrolliert
 Ressourcen und Machtpositionen in öffentlichen Institutionen,
 bedroht mit individuellen und kollektiven Auswirkungen. Man macht
 absurde Antisemitismusvorwürfe mit einem Schreckgespenst namens
 BDS. [29]



Michaeli nutzte den Anlass dazu, einige grundsätzliche Forderungen
zur Ermöglichung des Sprechens über Israel und Palästina zu
artikulieren:

Erstens müssen Palästinenser:innen sprechen können, ohne zensiert
 und zum Schweigen gebracht zu werden, unter eigenen Bedingungen
 und als autonomes politisches Subjekt. Die Redefreiheit
 palästinensischer Menschen darf weder von der israelischen
 Botschaft in Deutschland noch von reaktionären jüdischen
 Institutionen, die sich mit einem Apartheids-Siedlerkolonialismus
 Staat und weißem deutschem Establishment aufreihen, bestimmt oder
 lediglich beeinflusst werden.



Zweitens braucht man Integrität und Mut. Das bedeutet, dass man
 seine eigene antirassistische Politik entwickeln muss und darauf
 vorbereitet ist, als Antisemit:in bezeichnet zu werden, solange
 man weiß, dass das nicht wahr ist. Man braucht auch den Mut, die
 Dinge bei ihrem Namen zu nennen. Israel ist nicht erst letzten
 Monat zu einem Apartheidsstaat geworden, es war schon seit der
 Gründung vor 73 Jahren einer und Human Rights Watch hat das vor
 Kurzem bestätigt. Ihr sprecht von einer Eskalation in Israel und
 Palästina, wenn ihr eigentlich auf ein Massaker an unter
 Besatzung lebenden Menschen in Gaza, ethnische Säuberung und eine
 Welle von polizeilich sanktionierter Gewalt sowie
 Massenverhaftungen in ganz Palästina verweist.



Drittens, unglücklicherweise, muss man bereit sein, einen Preis zu
 zahlen. Die israelische Botschaft könnte eure Gastgeber anrufen
 und verlangen, dass ihr ausgeladen werdet, finanzielle
 Unterstützer werden ihre Finanzierungen zurückziehen, vielleicht
 werdet ihr in Deutschland weniger anstellungsfähig. Ein hoher
 Preis für jene, die eventuell bereits im deutschen Arbeitsmarkt
 diskriminiert werdenIhr werdet vielleicht wählen müssen, ob ihr
 eine antikolonialistische palästinensische Gruppe, die nichts
 falsch gemacht hat, ausschließt, oder ein Festival, dass ihr
 monatelang kuratiert und vorbereitet habt, absagt. Ich frage mich,
 ob dies das Dilemma ist, auf das ihr gestoßen seid. Es sind eben
 solche Dilemmata, die die Grenzen unserer Solidarität austesten.
 [30]



Der Vorfall wird an dieser Stelle ausführlich dokumentiert, weil
linke emanzipatorische Anliegen durch die Empfänglichkeit ihrer
UrheberInnen für herrschaftsförmige Imperative gegenstandslos gemacht
werden können. Ob dies aus deren Undurchschaubarkeit resultiert oder
schlicht durch äußeren Zwang bedingt ist, macht im Ergebnis kaum
einen Unterschied. In beiden Fällen ist von einer Logik individueller
Relativierung auszugehen, die sich bestens dazu eignet, sozialen
Widerstand zu integrieren und gegen seine ursprüngliche Absicht zu
kehren. Indem Michaeli daran erinnert, dass es Integrität und Mutes
bedarf, Position in einem ideologisch derart aufgeladenen Konflikt zu
beziehen, und mensch nicht unbeschadet daraus hervorgehen könnte,
wenn gesellschaftlich hegemonialem Druck die Stirn geboten wird,
erinnert sie an die essentielle Erfordernis jedes politischen
Kampfes, nicht beim Auftauchen erster Probleme zurückzuweichen,
sondern standzuhalten.

Die Linke in diesem Land scheint über das Bewusstsein, dass jeder
Schritt in Richtung Befreiung zum Teil auf sehr schmerzhafte Weise
erkämpft werden musste, nur noch bedingt zu verfügen. Die zahlreichen
Karrieren etwa unter PolitikerInnen der Grünen und Linken, die einst
einen radikalen Anspruch verfochten, doch dem Angebot eines Lebens
voller Komfort und sozialer Anerkennung nicht widerstehen konnten,
belegen, wie hochgradig entwickelt die Adaptionsfähigkeit
kapitalistischer Vergesellschaftung ist. Immer wieder werden die
Erfolge emanzipatorischer Politik in den Dienst von Zielen gestellt,
die ganz andere Zwecke verfolgen, wie so mancher imperialistische
Krieg gezeigt hat, in dem es angeblich um den Schutz bedrohter
Minderheiten, die Befreiung unterdrückter Frauen oder die Einführung
der Demokratie ging. Die zahllosen dabei getöteten, verwundeten oder
verelendeten Menschen wurden nicht gefragt, ob sie sich befreien
lassen wollten, ihnen wurde nicht die Möglichkeit gegeben, aus
eigener Hand zu handeln und eine von ihnen gewollte Gesellschaft zu
erkämpfen.

Auch das Beispiel Fridays For Future zeigt, dass handzahmer Protest
von den damit Adressierten geradezu begierig aufgesogen wird, ist die
ihnen dadurch gewährte Legitimation doch den Preis vorübergehender
Aufregung um von vornherein auf Befriedung und Schadensbegrenzung
begrenzte Kontroversen allemal wert. Dabei steht nicht weniger als
die Zukunft aller Menschen auf dem Spiel, wenn die Klimakrise nicht
ernst genommen und die sie befeuernden Verbrauchsprozesse nicht
entschieden zurückgefahren werden. Den Streit zu wagen, um so etwas
wie Frieden jemals erreichen zu können, ist die Mindestforderung in
einer Welt, wo täglich Millionen Menschen in der Ohnmacht ihrer
desolaten Situation verzweifeln und Zehntausende die bitterste
Konsequenz, den durch Hunger, Armut und Gewalt bedingten vorzeitigen
Tod, erleiden.

Es ist immer unattraktiv, sich für die Sache in den Staub geworfener,
zu Ohnmacht verdammter und ihrer Stimme enthobener Menschen
einzusetzen. Politischer Aktivismus, dem es um die Sache selbst und
nicht die Attribute, die in einem Schönheitswettbewerb gefragt sind,
geht, wird in Deutschland immer eine Angelegenheit kleiner
Minderheiten sein. Dessen waren sich entschlossene KommunistInnen und
AnarchistInnen stets bewusst, nur so konnten sie die Härten
politischen Widerstandes etwa in der NS-Zeit durchstehen, in denen
das eigene Leben zur Disposition seines Gelingens stehen konnte. Was
vielen Menschen im Globalen Süden eine alltägliche Herausforderung
ist, wird dort, wo mensch es sich aussuchen kann, manchmal wie eine
Frage des persönlichen Geschmacks oder anderer konsumistischer
Interessen behandelt. Genauer betrachtet geht es jedoch auch in den
Komfortzonen der kapitalistischen Moderne um Fragen von
existenzieller Dringlichkeit, nicht zuletzt die der eigenen
Konsequenz und Integrität.

Von daher ist Palästina-spricht-Freiburg zuzustimmen, wenn sie sagen,
dass es in dieser Auseinandersetzung um weit mehr geht als Palästina.
Einer linken Bewegung, die mehrheitlich zu ignorieren scheint, dass
den meisten antikolonialistischen und antirassistischen Bewegungen in
aller Welt die Solidarität mit den PalästinenserInnen eine fast
selbstverständliche politische Position ist, droht denn auch der
weitere Absturz in die Bedeutungslosigkeit. Das wäre gerade jetzt, wo
so vieles auf dem Spiel steht, eine historische Zäsur jener Art, nach
der linke und revolutionäre Bewegungen vor den Trümmern gescheiterter
Aufbrüche stehen.
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REPRESSION/1712: Frontex - Übles gebiert Schlimmeres ... (SB)




Die Institution Frontex muss auf den Prüfstand. Die Beweise
gegen Frontex zeigen die Schwachstelle der Agentur. Die internen
Kontrollmechanismen der Agentur reichen nicht aus, um für den Schutz
der Menschenrechte an den Grenzen der EU zu garantieren. In den
wenigen Berichten, die Beamt*innen ordnungsgemäß verfassen, vertuscht
die Führungsspitze die Rechtsbrüche gezielt. Entgegen der
entsprechenden gesetzlichen Grundlage haben Menschenrechtsverstöße an
den EU Außengrenzen noch nie dazu geführt, dass die Agentur ihre
Aktivitäten eingestellt hätte.

Menschenrechtsorganisation Pro Asyl [1]



Als Kettenhund der EU wurde die Agentur Frontex in Stellung gebracht,
die Drecksarbeit an den Außengrenzen der "Festung Europa" zu erledigen
und gemeinsam mit den nationalen Grenzpolizeien für illegal erklärte
geflohene Menschen fernzuhalten. Das dafür erforderliche Vorgehen mit
harter Hand ist integraler Bestandteil des europäischen Grenzregimes,
das an vielen Fronten und mit variantenreichen Mitteln Krieg gegen
Flüchtlinge führt. Seit Jahren werden Vorwürfe wegen schwerer
Menschenrechtsverletzungen gegen Frontex erhoben, ohne dass dies
Konsequenzen gehabt hätte. Die Führung der Agentur unter ihrem
Direktor Fabrice Leggeri hat gemauert, vertuscht und geleugnet, was
das Zeug hielt, und damit im Grunde die ihr zugedachte Funktion
durchaus erfüllt. Dass Leggeri nun ins Fadenkreuz anwachsender Kritik
geraten ist, liegt nicht so sehr an Eigenmächtigkeit und Fehlverhalten
des Frontex-Chefs, als vielmehr am Aufbrechen der inneren Widersprüche
einer Flüchtlingspolitik, die jegliche Grausamkeiten verübt und dabei
die Menschenrechte im Munde führt.

Sollte Leggeri zu Fall gebracht und Frontex abermals reformiert
werden, was nicht auszuschließen ist, wird dies als angebliche
Säuberung vorgehalten und wenn irgend möglich zur Legitimation und
Stärkung der EU-Grenzschutzagentur genutzt werden. Es steht also zu
befürchten, dass Erfolge im Kampf gegen die aktuelle Führung von
Frontex einem Pyrrhussieg gleichen, der dem eigenen Anliegen einen
Bärendienst erweist. Das spricht nicht im Geringsten dagegen, Fabrice
Leggeri und die Agentur aufs Korn zu nehmen, zumal damit das
wiedererwachte mediale Interesse an den Greueltaten gegen Geflohene
genutzt werden kann. Es gilt jedoch, auch in diesem Kontext beharrlich
Ross und Reiter zu nennen und sich die Initiative nicht von jenen aus
der Hand nehmen zu lassen, die das Grenzregime samt Frontex durchaus
gutheißen, sofern es sich nur runderneuern und in präsentablem Gewand
inszenieren lässt.
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Willkommensgruß wider das innere und äußere Grenzregime
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Kriegführung gegen geflohene Menschen

Die ebenso ambitionierten wie irreführenden Prognosen der Vereinten
Nationen, Hunger, Durst, Krankheit und Armut in der Welt ließen sich
binnen weniger Jahre spürbar vermindern, sind Makulatur.
Klimakatastrophe, Kriege und Krisen als unmittelbare oder indirekte
Folgen raubgestützter Herrschaftsverhältnisse und expansiver
Wirtschaftsweisen führen dazu, dass absehbar nur eine Minderheit der
Menschheit mit einem Überleben in bislang erreichten Fristen und
Formen rechnen kann, wie sie ohnehin nur für Teile der globalen
Metropolen existieren. Wenn schon in der vergleichsweise reichen
Bundesrepublik die Lebenserwartung auf Hartz IV angewiesener Menschen
deutlich unter dem Durchschnitt der Bevölkerung liegt, nimmt diese
Kluft der Klassen im globalen Maßstab noch weit extremere Ausmaße an.

Drängt das Millionenheer fliehender Menschen in Richtung der reicheren
Weltregionen, um sich einen Bruchteil des zuvor Geraubten
zurückzuholen, wird es auf grausame Weise abermals mit der
unantastbaren Eigentumsfrage konfrontiert. Nachdem der unerklärte
Krieg ökonomischer Übermacht und humanitärer Intervention zu
massenhafter Flucht geführt hat, soll diese mit einem unerklärten
Krieg gegen die Flüchtlinge zurückgeschlagen werden. Humanität,
Ehrbarkeit und Erbarmen erschöpfen sich auch für die Regierungen
Europas insbesondere darin, die Festung abzuschotten, so dass die
Flüchtlinge zurückgedrängt werden, im Meer ertrinken oder in der Wüste
verdursten, versklavt oder getötet werden.

Um zu verschleiern und auszublenden, dass Menschen in der EU ihr
Überleben und Wohlergehen nicht zuletzt aus der Verelendung und
Vernichtung von Menschen in auswärtigen Ländern speisen, wird ein
Diskurs über humanitäre Fragen in den Kategorien des Almosens geführt,
wonach der Reiche dem Armen einigen Brosamen abgeben sollte, an deren
Größe sich heftiger Streit entzündet. Und da längst auch wachsende
Bevölkerungsteile in den Metropolen den Gürtel enger schnallen müssen,
weil sie von sozialem Abstieg bedroht oder bereits in Armut gestürzt
sind, wird ihre Suche nach Schuldigen in dieser Misere gegen geflohene
Menschen gewendet, die man als Fressfeinde zu identifizieren habe.


Afrika im neokolonialen Würgegriff

In den kommenden Jahren wird ein enormer Bevölkerungszuwachs auf dem
afrikanischen Kontinent erwartet, wo Prognosen zufolge im Jahr 2050
bis zu 2,6 Milliarden Menschen leben werden. Zugleich sind dort
gravierendste Auswirkungen des Klimawandels zu befürchten. Unterdessen
plündert die Afrikapolitik der Europäischen Union und der
Bundesrepublik insbesondere mittels der Freihandelsabkommen namens
EPAs (Economic Partnership Agreements) die afrikanischen Länder aus,
die mit einer Wirtschaft wie der deutschen nicht konkurrieren können.
Freihandel und EU-Importe gefährden bestehende Industrien und führen
dazu, dass zukünftige gar nicht erst entstehen. Die EPAs verwandeln
die einheimischen Märkte in Müllhalden für europäische Produkte,
während sich Spekulanten der Rohstoffe wie Erdöl, Metalle, Holz oder
Kakao bemächtigen.

Afrika als der "schlafende Riese der Weltwirtschaft" soll nach dem
Willen der EU nicht kampflos den Chinesen und Indern überlassen
werden, deren Handel mit afrikanischen Ländern seit Jahren an
Bedeutung gewinnt. Dem hegemonialen Anspruch der Europäischen Union
wie auch der Bundesregierung zufolge sollen künftig noch mehr
europäische Waren die afrikanischen Märkte überfluten. Dabei
entwickeln sich die Handelsbeziehungen längst schon zu Ungunsten
Afrikas. Während in den meisten afrikanischen Ländern die Importe aus
Europa und vor allem aus Deutschland leicht steigen, gehen die
afrikanischen Exporte nach Europa in den meisten Ländern in der Summe
zurück.

Dass ein unbeschränkter Handel mit Europa die Wirtschaft Afrikas
weiter schwächen wird, ist die Ratio und Stoßrichtung auf europäischer
Seite - es sei denn, man träumt den Mythos eines fairen Handels,
dessen Profite gewissermaßen dem Nirwana entspringen, da angeblich
niemand dabei über den Tisch gezogen wird. Massive Exportsubventionen
für europäische Güter sind die wirkmächtigste Waffe im Handelskrieg,
wobei insbesondere Agrarsubventionen natürlich nicht nur in Europa
gängige Praxis sind. Nordamerika, Europa, Japan und China
subventionieren ihre Landwirtschaften mit Milliardenbeträgen, doch die
höchsten staatlichen Subventionen kassieren Agrokonzerne und Bauern in
Europa.

Deren Überschüsse landen billig auf den afrikanischen Märkten und
konkurrieren die einheimischen Produzenten nieder. Dies hat dazu
geführt, dass dort inzwischen 80 Prozent des Nahrungsmittelverbrauchs
aus Importen stammt. Dazu steht nicht in Widerspruch, dass nach Erdöl
und Erdgas landwirtschaftliche Produkte die wichtigsten afrikanischen
Exportgüter nach Deutschland und Europa sind. Die Erzeugung von
Rohstoffen zur Ausfuhr und die massenhafte Vernichtung bäuerlicher
Existenzen sind Geschwister im neokolonialen Würgegriff.

Hinzu kommen nichttarifäre Handelshemmnisse, also versteckte
protektionistische Maßnahmen, die nicht durch Steuern und Subventionen
erzielt werden. So müssen afrikanische Exporteure die Gesundheits-,
Sicherheits- und technischen Standards einhalten, die auf EU-Ebene
festgelegt werden und eine hohe Hürde darstellen. Außerdem verteuern
künstlich überbewertete afrikanische Währungen, die an den US-Dollar
oder den Euro gekoppelt sind, afrikanische Exportprodukte auf dem
Weltmarkt und verhindern Auslandsinvestitionen in Afrika. Zugleich
behindert dies die einheimische Industrialisierung, da die
afrikanischen Unternehmen auf dem Weltmarkt nicht wettbewerbsfähig
werden können.

Dieser Handelskrieg ist ein wesentlicher Treibriemen der Migration,
von dem die Bundesregierung natürlich am allerwenigsten etwas hören
will, wenn sie die Bekämpfung der Fluchtursachen im Munde führt. Der
Klimawandel wird zwar erwähnt, und auch die Prognose, dass er die
Subsaharastaaten veröden und eine beispiellose Massenwanderung
verhungernder Menschen in Richtung Norden auslösen wird. Das
veranlasst Berliner Politik jedoch keineswegs dazu, als
hochindustrialisiertes Land die maßgebliche Mitverantwortung für den
Ausstoß klimawirksamer Gase zu übernehmen und beispielsweise die
Kohleverstromung sofort einzustellen.

Das vielbeschworene deutsche und europäische Wertesystem lässt ohne
Weiteres eine Zusammenarbeit mit den repressivsten Regimen und ärgsten
Despoten zu, wenn es denn der Flüchtlingsabwehr dient. De facto werden
diese Regime dafür bezahlt und aufgerüstet, dass sie Sperren errichten
und Kontrollen in ihren Ländern etablieren. Dadurch werden die
Flüchtlingsbewegungen, die früher im Falle von Ernteausfällen und
Naturkatastrophen ungehindert von einem Land ins andere und oftmals
später wieder zurück wechselten, massiv eingeschränkt. Die Europäer
bezahlen und trainieren libysche Sklavenhalter, unterstützen brutale
Machthaber, um die wichtige Fluchtroute zwischen dem Horn von Afrika
und dem Mittelmeer zu schließen, bilden Grenzschützer und Polizeien
aus, liefern technische Hilfen und Rüstungsgüter.

Die Strategie Europas, seine Außengrenzen tief in den afrikanischen
Kontinent hinein zu verschieben, erfordert geradezu eine
Zusammenarbeit mit Regimen und Milizen, die solche Abkommen aufgrund
ihrer Macht, Brutalität und blutigen Erfahrung am effektivsten
umsetzen können. Soweit es Diktatoren, Schlächter, Sklavenhändler,
Folterer oder Schlepper sind, qualifiziert sie das um so mehr für ihre
Handlangerdienste im Auftrag der Europäer. Deren Leitwerte laufen also
unter dem Strich darauf hinaus, die existenzielle Überlegenheit der
Menschen in Europa zu Lasten afrikanischer Menschen zu sichern und
auszubauen.


Abschottung, Abschiebung, Abwehrstaffel

Die Drangsalierung fliehender Menschen seitens der Europäischen Union
unter deutscher Federführung wird mit militärischen, polizeilichen und
administrativen Mitteln vorgetragen. Deutschland, das in Europa die
mit Abstand meisten Flüchtlinge aufgenommen hat, treibt zugleich das
Regime gestaffelter Abschottung, Abschiebung und vorgelagerter Abwehr
am Nachhaltigsten voran. Die systematische Abriegelung der
europäischen Außengrenzen hat zu einem beispiellosen Massensterben im
Mittelmeer und in der Wüste geführt. Obgleich sich nur ein Bruchteil
der weltweit 60 Millionen Flüchtlinge auf den Weg nach Europa macht,
ereignen sich hier zwei Drittel der weltweit dokumentierten
Todesfälle. Und da auf vielen Routen keine verlässlichen Daten
vorliegen, dürfte die tatsächliche Opferzahl noch weit höher liegen.

Nachdem das Flüchtlingsabkommen mit der türkischen Regierung
ausgehandelt war, ließ diese Mauern und Zäune an der Grenze zu Syrien
errichten und die Grenzübergänge abriegeln. Seither haben türkische
Grenzpolizisten und Soldaten zahlreiche Flüchtlinge erschossen und
viele weitere misshandelt oder abgeschoben. Die Abriegelung der
Balkanroute und der Ägäis hat die Flüchtenden auf die wesentlich
gefährlicheren Routen über Ägypten oder Libyen nach Italien oder über
Marokko nach Spanien abgedrängt. Der durch die NATO erzwungene
Regimewechsel in Libyen hat das Land ins Chaos gestürzt, so dass die
Flüchtlinge dort nur Gewalt und Misshandlung erleben. Vielerorts sind
geflohene Menschen in Internierungslagern eingepfercht, leben
Zehntausende unter katastrophalen Bedingungen.

Die von der Bundesregierung geschlossenen "Migrationspartnerschaften"
sollen nach offizieller Lesart die Fluchtursachen bekämpfen. Dabei
geht es jedoch nicht etwa darum, die ökonomische und militärische
Kriegführung europäischer Staaten und der EU in diesen Ländern zu
beenden und die Lebensverhältnisse nachhaltig zu verbessern, sondern
darum, Menschen gewaltsam an der Flucht zu hindern und massenhaft zu
deportieren. So werden autoritäre Machthaber in Afrika finanziell
erpresst, indem die Zahlung von Entwicklungshilfe an die Rücknahme von
abgeschobenen Flüchtlingen und die Schließung der Grenzen gekoppelt
wird. Zudem sollen nach den Plänen der Bundesregierung mit den
repressiven Regimen in Ägypten und Tunesien ähnliche Abkommen wie mit
der Türkei geschlossen und die Flüchtlinge in nordafrikanischen Lagern
interniert werden. Und während das Auswärtige Amt dringend vor Reisen
nach Afghanistan warnt und die Bundeswehr ihren Abzug aus dem Desaster
am Hindukusch vorbereitet, werden abgelehnte Asylbewerber zur Rückkehr
in das Kriegsgebiet gezwungen.

Etwa doppelt so hoch wie die Zahl der Abgeschobenen ist jene der
sogenannten "freiwilligen Rückkehrer". Bei diesem Verfahren wird
abgelehnten Asylbewerbern das Ultimatum gestellt, entweder das Land
mit einer geringfügigen Unterstützung selbst zu verlassen oder bei
zwangsweiser Abschiebung die Kosten oftmals selber tragen zu müssen
und ein Einreiseverbot zu bekommen. Mitunter wird auch ein Teil der
Familie abgeschoben, so dass die übrigen Familienmitglieder folgen.
Von der unterstellten Freiwilligkeit kann also keine Rede sein.

Hierzulande gibt es keine riesigen Internierungslager mit
Zehntausenden Menschen, geschweige denn zeitweise geduldete wilde
Flüchtlingslager wie die längst geräumte "Hölle von Calais". Die
deutsche Handhabung der sogenannten Flüchtlingskrise ist subtiler,
strategischer und in der Konsequenz wirkmächtiger als brachialer
anmutende Praktiken in anderen europäischen Ländern. Deutsche
Vorherrschaft in Europa, Finanzstärke und administrative Effizienz
entfalten eine unabweisliche Wucht, Probleme umzulasten und
auszulagern, Flüchtlinge weit im Vorfeld zurückzuschlagen und
hierzulande durch behördliche Mühlen zu quetschen. Die Grausamkeit hat
viele Gesichter, und wie die Geschichte lehrt, gehen die Deutschen
auch dieses Handwerk mit kaum zu überbietender Gründlichkeit an.


Hölle der libyschen Flüchtlingslager

Welchen Torturen fliehende Menschen in Libyen ausgesetzt sind, erfuhr
die hiesige Öffentlichkeit spätestens Anfang 2017, als ein interner
Lagebericht deutscher Diplomaten "KZ-ähnliche Verhältnisse" in
libyschen Flüchtlingslagern anprangerte. Laut einer diplomatischen
Korrespondenz der deutschen Botschaft in Nigers Hauptstadt Niamey
kommt es in "sogenannten Privatgefängnissen", in denen Schlepper
ausreisewillige Migranten festhalten, zu "allerschwersten,
systematischen Menschenrechtsverletzungen". Die Berichte waren durch
authentische Handy-Fotos und -Videos belegt. "Exekutionen nicht
zahlungsfähiger Migranten, Folter, Vergewaltigungen, Erpressungen
sowie Aussetzungen in der Wüste sind dort an der Tagesordnung", hieß
es in dem Schreiben der Diplomaten, das an das Bundeskanzleramt und
mehrere Ministerien ging. "Augenzeugen sprachen von exakt fünf
Erschießungen wöchentlich in einem Gefängnis - mit Ankündigung und
jeweils freitags, um Raum für Neuankömmlinge zu schaffen, d.h. den
menschlichen 'Durchsatz' und damit den Profit der Betreiber zu
erhöhen."

Wie alle durch westliche Interventionen zerschlagenen Staaten ist auch
Libyen ein in diverse Bruchstücke fragmentiertes Gebilde, in dem
rivalisierende bewaffnete Milizen um die Vorherrschaft kämpfen. Die
vordem vergleichsweise hochentwickelte Gesellschaft ist in Elend und
permanente Unsicherheit zurückgeworfen. Dass Schlepperbanden die
Flüchtlinge auf grausamste Weise ausbeuten und umbringen, ist nicht
zuletzt eine Folge des erzwungenen Regimewechsels. Wenn deutsche
Regierungspolitik Flüchtlingen zwar einen Schutzanspruch einräumt,
ihnen aber den Anspruch auf einen Ort ihrer Wahl abspricht, meint sie
solche Internierungslager etwa in Nordafrika, für die sie seit
längerem wirbt. Werden weitere Lager eingerichtet, ist mit identischen
oder ähnlich grausamen Verhältnissen zu rechnen, wie sie der Bericht
deutscher Diplomaten für Libyen beschrieb.

Wie schon das Flüchtlingsabkommen mit der Türkei gezeigt hat, ist man
in Berlin und Brüssel hinsichtlich der Partner nicht wählerisch,
sofern sie nur die Abschottung garantieren. Bekanntlich wünscht man
sich für diese und andere Zwecke in Libyen eine starke
Einheitsregierung, deren letztendliche Beschaffenheit jedoch
nachrangig ist. Auch arbeitet die Bundesrepublik mit Ägypten eng
zusammen, in dem ein Militärregime an der Macht ist, wie auch Tunesien
und Marokko einbezogen werden, um den Kordon der vorgelagerten
Abschottung zu komplettieren. Wenn davon die Rede ist, Transitländer
darin zu unterstützen, Strukturen eines Aufnahmelandes zu entwickeln
und eigene funktionsfähige Asylsysteme aufzubauen, spricht das den
realen und sattsam bekannten regionalen Verhältnissen Hohn.
Grundsätzlich gilt als umstritten, ob eine Rückführung ohne
Asylprüfung in Europa überhaupt mit dem Völkerrecht vereinbar ist.
Alle seriösen Experten dürften sich zudem darin einig sein, dass in
den nordafrikanischen Staaten eine Aufnahme unter formalen
EU-Standards in absehbarer Zeit unmöglich zu erreichen ist.
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Flüchtlinge in der griechischen Falle

In Griechenland sitzen Zehntausende Flüchtlinge fest, viele von ihnen
auf den Inseln Lesbos, Leros, Samos, Kos und Chios, von wo sie im
Rahmen des europäisch-türkischen Flüchtlingspakts zurück in die Türkei
geschickt werden sollen. Ihre Lage ist verzweifelt. Das Dublin-System
der Europäischen Union, dem zufolge ein Flüchtling einen Asylantrag in
dem EU-Land stellen muss, das er zuerst betritt, war mit der Ankunft
von Millionen Flüchtlingen im Sommer 2015 zusammengebrochen. Die
meisten der Ankommenden waren damals über Griechenland in Richtung
Deutschland und Nordeuropa weitergereist. Nach der Schließung der
Balkanroute wurde Griechenland im Rahmen des Flüchtlingsabkommens
zwischen der EU und der Türkei dazu verpflichtet, seit dem 20. März
2016 alle eingereisten Flüchtlinge im Lande unterzubringen, bis ihre
Asylansprüche geklärt sind. Abgelehnte Asylbewerber auf den Inseln
sollten zügig in die Türkei zurückgeführt werden, die EU-Staaten
wollten Griechenland zahlreiche Flüchtlinge abnehmen, es wurde
genügend Personal zugesagt, um die Asylanträge rasch zu bearbeiten.

Die Realität sah bekanntlich ganz anders aus. Nichts davon ist im
angekündigten Umfang geschehen. Die sogenannten Hotspots auf den
Inseln sind um ein Vielfaches überbelegt, die Verhältnisse absolut
menschenunwürdig und lebensbedrohlich. Die Insassen der Lager stecken
in einer erbärmlichen Falle fest. Es fehlt an Unterkünften,
Schlafplätzen, sanitären Anlagen, ausreichender ärztlichen Versorgung,
zügiger Essensausgabe, bei Regen steht alles unter Wasser, es kommt zu
sexuellen Übergriffen und die Corona-Pandemie grassiert. Es kam zu
Zusammenstößen zwischen Migranten und Rechtsextremisten, in den Lagern
wuchs die Verzweiflung, Ausschreitungen und Proteste waren die Folge.

Als das berüchtigte Lager Moria auf Lesbos im vergangenen Sommer bei
einem Großbrand zerstört wurde, waren über Nacht rund 10.000
Schutzsuchende völlig obdachlos. Daraufhin wurde das neue
Flüchtlingslager Kara Tepe errichtet, in dem die Zustände jedoch teils
noch schlimmer als in dem verrufenen Moria sind. Rund 6000 Menschen,
davon ein Drittel minderjährig, leben dort auf engem Raum, nur acht
Duschen stehen ihnen zur Verfügung. Wasserversorgung, sanitäre
Anlagen, medizinische Hilfe, Bildungsmöglichkeiten und Ausstattung für
behinderte Menschen sind völlig unzulänglich, zudem ist das Lager noch
abgeschotteter als Moira es war, so dass die Selbstorganisierung der
Gefangenen verhindert wird. Deren Perspektivlosigkeit führt dazu, dass
viele Menschen, darunter nicht wenige Kinder, versuchen, sich das
Leben zu nehmen.

Im großen Bogen des Abkommens zwischen der EU und der Türkei, mit dem
sich die Westeuropäer die Flüchtlinge an dieser Flanke gewaltsam vom
Hals halten, ist für Griechenland die Rolle einer Pufferzone
vorgesehen, in der die zwangsläufigen Unwuchten des Systems
ausschwingen und ausschlagen sollen - zu Lasten der Griechinnen und
Griechen, die nichts zu sagen, sondern nur zu tragen haben, und um so
mehr der Flüchtlinge. Sie in Lager zu stecken und in Lebensgefahr zu
bringen ist kein Versagen der EU. Es ist nicht nur ein gebilligter
Kollateralschaden, sondern gezielt eingesetzte Abschreckungs- und
Abschottungspolitik, deren Gleichgültigkeit gegenüber den Opfern sich
mit administrativer Grausamkeit paart.

Diese Strategie wurde von der Syriza-Regierung mitgetragen und wird
nun unter Führung der konservativen Nea Dimokratia in verschärfter
Form durchgesetzt. Griechenland dient sich abermals als Scherge der EU
an, indem die geflohenen Menschen auf brachialste Weise drangsaliert
werden. Das kommt in Brüssel und bei den europäischen Regierungen sehr
gut an, die Athen der Form halber milde rügen, aber zugleich lobend
dafür auf die Schulter klopfen, dass die schmutzige Arbeit so
energisch erledigt wird.


Abschottung der Fluchtrouten über das Mittelmeer

Während die mit EU-Geldern aufgerüstete libysche Küstenwache
Schiffbrüchige wieder ans Festland zurückbringt, beteiligt sich auch
die italienische Marine mit Schiffen, Flugzeugen und Drohnen an der
Abschottung zur See. Private Hilfsorganisationen wie Ärzte ohne
Grenzen, Save the Children, Moas, Sea-Eye, Sea-Watch, SOS
Méditerranée, Jugend Rettet oder Proactive Open Arms, die einen
erheblichen Anteil aller Menschen in Seenot vor dem Ertrinken retten,
werden mit administrativen Zwangsauflagen in ihrer Arbeit
eingeschränkt. Es werden Schiffe festgesetzt, Strafen angedroht und
Anklagen erhoben, Einfahrten in Häfen verwehrt, Operationsräume
beschnitten und Einsatzmöglichkeiten reduziert. Man bezichtigt die
NGOs, Flüchtlinge aufs offene Meer zu locken, Schlepper zu begünstigen
oder gar mit ihnen zusammenzuarbeiten.

Wie dieser Komplex an Anfeindungen und Diffamierungen zeigt, geht es
der italienischen Regierung natürlich nicht darum, Menschen aus Seenot
zu retten. Vielmehr genießen wie überall entlang des europäischen
Festungswalls auch hier Abschottung und Abschreckung höchste
Priorität. Dies rührt in der Kette der Teilhaberschaft insbesondere
daher, dass Länder wie Griechenland, Italien oder Spanien, in denen die
Flüchtlinge zuerst in Europa ankommen, von den anderen EU-Staaten mehr
oder minder gezielt mit dem Problem im Stich gelassen werden. Das
begünstigt wiederum den Aufstieg rechtsgerichteter Kräfte und
Regierungen, die ihrerseits die Flüchtlingspolitik massiv verschärfen.

Nachdem Italien unter dem rechtsradikalen Innenminister Matteo Salvini
eine weitgehende Abschottung durchgesetzt und selbst Schiffen von
Hilfsorganisationen mit aus Seenot geretteten Menschen das Anlegen in
italienischen Häfen bei Strafe verboten hatte, verlagerte sich die
Fluchtbewegung in Richtung Spanien. Dieser Effekt setzt zwangsläufig
immer dann ein, wenn bestimmte Fluchtrouten sehr viel schärfer
überwacht oder ganz geschlossen werden. Als immer mehr Flüchtlinge aus
Marokko die Meerenge von Gibraltar überquerten und spanischen Boden
erreichten, schloss die spanische Regierung ein Abkommen mit Marokko,
worauf die Zahlen sofort zurückgingen. In Madrid bediente man sich der
bewährten Blaupause, die Herkunfts- und Transitländer zu bestechen,
Flüchtlinge gewaltsam zurückzuhalten oder aber zurückzunehmen, soweit
sie bereits Europa erreicht haben. Im Gegenzug bekommen diese Länder
für ihre Verhältnisse viel Geld, militärisches Gerät und
Visa-Erleichterungen für ihre Staatsbürger. Derartige Abkommen
zwischen einzelnen EU-Ländern und Drittstaaten wurden in
beträchtlicher Zahl abgeschlossen, allein Spanien hat mit 16 Ländern
Rücknahmeabkommen vereinbart, wobei die EU dieses System
vereinheitlichen und verschärfen möchte.


Offizielle und klammheimliche Schergen

Als Recep Tayyip Erdogan im Frühjahr 2020 die Flüchtlingskarte
kurzfristig ausspielte und ein gewisses Kontingent an die griechische
Grenze transportieren ließ, nahm EU-Kommissionspräsidentin Ursula von
der Leyen vom Hubschrauber aus die Lage vor Ort in Augenschein. Sie
dankte dem griechischen Ministerpräsidenten Kyriakos Mitsotakis dafür,
"in diesen Zeiten unser europäisches Schild zu sein". Sie lobte die
Grenzpolizisten für ihren "unermüdlichen Einsatz" und erklärte, dass
dies "nicht nur eine griechische Grenze sei, sondern eine
europäische". Zog man in Betracht, dass vor ihren Augen gerade
griechische Grenzsoldaten Frauen und Kinder mit Tränengas beschossen,
ließ die Eindeutigkeit der Position von der Leyens nichts zu wünschen
übrig. Dass damals mit Griechenland erstmals ein europäischer Staat
das Asylrecht offiziell suspendierte und damit einen seit Jahren
vorangetriebenen Prozess per Regierungsverfügung legitimierte, wurde
von Ursula von der Leyen, EU-Ratspräsident Charles Michel und
EU-Parlamentspräsident David Sassoli ausdrücklich gebilligt.

"Alle europäischen Länder, die ihre Grenzen für Flüchtlinge
geschlossen haben und versuchen, sie durch Schläge, ein Versenken
ihrer Boote oder sogar Schüsse zurückzudrängen, treten die Allgemeine
Erklärung der Menschenrechte mit Füßen", erklärte ausgerechnet
Präsident Erdogan dazu. "Wenn die europäischen Länder das Problem
lösen wollen, müssen sie die politischen und humanitären Bemühungen
der Türkei in Syrien unterstützen", forderte er abermals Unterstützung
für seine dortigen Kriegszüge und Greueltaten ein. Indem die
Regierungen Europas unterstrichen, dass auch für sie die
Menschenrechte nichts weiter als eine Karte sind, die im Poker des
Machtkampfs je nach Bedarf gezogen oder abgeworfen wird, stellten sie
unmissverständlich klar, wie einig sich beiderseits die Eliten in der
Vernutzung oder Vernichtung der vor ihren Raubzügen fliehenden
Menschen sind.

Wie jedes repressive System hat auch dieses seine legalen und
illegalen, uniformierten oder klammheimlichen Aufseher und Kapos, die
als Grenzschützer, Polizisten, Lagerverwalter und Bürokraten oder
Schleuser, Menschenhändler, Folterer und Plünderer auf die eine oder
andere Weise daran partizipieren, geflohene Menschen einzusperren, zu
drangsalieren, auszunehmen oder umzubringen. Empörter Protest, man
verabscheue selber diese Missstände und Auswüchse zutiefst, werde aber
keinesfalls alle über einen Kamm scheren, greift zu kurz. Das
sogenannte Flüchtlingsproblem kann nicht gelöst werden, solange sich
alle maßgeblichen politischen Ansätze auf die Verschiebung,
Auslagerung und Umlastung beziehen. Die europäischen Regierungen und
Mehrheitsbevölkerungen wollen keine weiteren Flüchtlinge mehr
aufnehmen, weshalb sie auch jegliche Formen der Abschreckung und
Zurückweisung nicht nur hinnehmen oder dulden, sondern direkt
betreiben oder mittelbar gutheißen.


Hand in Hand bei den Pushbacks in der Ägäis

In Griechenland geht die Regierung Mitsotakis mit harten Bandagen
gegen Asylbewerber vor. Athen baut den Grenzzaun am Evros-Fluss aus,
stockt das dort stationierte Personal erheblich auf, stellt diesem
Hubschrauber, Drohnen und Wärmebildkameras zur Verfügung. Die Nea
Dimokratia macht geflohenen Menschen das Leben so schwer wie möglich.
Das Asylgesetz wurde verschärft und erstmals fanden dokumentierte
Pushbacks aus dem Landesinnern und sogar aus einem Flüchtlingslager
ohne jedwedes formale Abschiebeverfahren statt. Nachgewiesen wurden
auch systematische Pushbacks in der Ägäis, wo Neuankömmlinge
ausgeplündert und auf Rettungsflößen ohne Motor oder Paddel in
türkische Gewässer gezogen wurden. Dies kommt nach Berichten von
Flüchtlingen und NGOs so häufig vor, dass es von griechischen Behörden
genehmigt und der EU bekannt sein muss. Die Regierung in Athen weist
das natürlich vehement zurück und behauptet, die Vorwürfe zu
Menschenrechtsverletzungen durch griechische Sicherheitskräfte seien
falsch und böswillig erfunden.

Diese Argumentationslinie erinnert nicht von ungefähr an Fabrice
Leggeri und Frontex. Nun hat die Menschenrechtsorganisation Front-Lex
vor dem Europäischen Gerichtshof Klage gegen die EU-Grenzschutzbehörde
eingereicht, da diese in Form sogenannter Pushback-Aktionen gegen die
Rechte von Asylsuchenden und das internationale Recht verstoßen habe.
Bei den konkreten Fällen handelt es sich um eine Frau aus Burundi und
einen 15 Jahre alten Jungen aus der Demokratischen Republik Kongo, die
im vergangenen Jahr auf der griechischen Insel Lesbos Schutz gesucht
hatten. Laut den Anwälten von Front-Lex seien die beiden ausgeraubt,
festgenommen und auf dem Meer sich selbst überlassen worden. Es sei
das erste Mal im 17-jährigen Bestehen von Frontex, dass die Behörde
sich vor dem Europäischen Gerichtshof verantworten müsse. Die
Grenzschutzbehörde hat die Vorwürfe zurückgewiesen und sprach von
einer "Aktivisten-Agenda, die sich als juristischer Fall ausgibt".
Frontex-Sprecher Chris Borowski behauptete, Ziel sei es, die
Entschlossenheit der EU zum Schutz ihrer Grenzen zu untergraben. [2]

Es sind jedoch zahlreiche Fälle belegt, in denen die griechische
Küstenwache Geflüchtete aufs offene Meer zurückgetrieben hat. Meist
zerstört sie den Außenbordmotor der Flüchtlingsboote, um diese
manövrierunfähig zu machen. Dann ziehen die Grenzschützer die
Geflüchteten auf ihren Booten oder auf aufblasbaren Rettungsflößen
aufs offene Meer hinaus. Dort setzen sie die Menschen aus, die keine
Chance haben, aus eigener Kraft die rettende Küste zu erreichen. Bei
solchen Aktionen bedrohen griechische Grenzschützer die Geflüchteten
mit Waffen, nicht selten fallen Schüsse. Bisweilen schleppen sie sogar
Menschen aufs Meer, die es schon auf die griechischen Inseln geschafft
hatten.

Frontex-Einheiten stoppen immer wieder Flüchtlingsboote und übergeben
sie noch auf dem Meer an die griechische Küstenwache. Die
Frontex-Einheiten, darunter deutsche Bundespolizisten, unterstehen in
der Ägäis der griechischen Küstenwache. Sie werden so zu Gehilfen der
Griechen, die bei ihren illegalen Aktionen nicht einmal besonders
vorsichtig vorgehen. Leggeri weiß von den Rechtsbrüchen, seine Beamten
haben sie mehrmals aus der Luft beobachtet und an ihn gemeldet.
Trotzdem verteidigte und verharmloste er die Praktiken der
griechischen Küstenwache und verschwieg dem Europaparlament die
Pushbacks über Monate. [3]




[image: Rückentransparent 'Push Back Frontex' - Foto: © 2017 by Schattenblick]

Antikapitalistische Demo beim Kongress 'Selbermachen' in Berlin
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Kollaboration mit der libyschen Küstenwache

Doch das ist noch längst nicht alles. Wie aus gemeinsamen Recherchen
des ARD-Magazins Monitor mit Lighthouse-Report, dem Spiegel und der
Zeitung Libération hervorgeht, spielt Frontex auch eine entscheidende
Rolle bei den Rückführungen von Flüchtlingen nach Libyen. Für ihre
monatelange Recherche analysierten Reporterinnen und Reporter die
Flugrouten der Frontex-Flugzeuge, verglichen diese mit den
Rückführungen der libyschen Küstenwache und den Daten von
Handelsschiffen in unmittelbarer Nähe. Sie sichteten Videos, sprachen
mit Augenzeugen und auch Frontex-Beamten. Bei mindestens acht solcher
Rückführungen aus der maltesischen Such- und Rettungszone kreiste
demnach zuvor ein Frontex-Flugzeug in der Nähe der Boote.

Ein Beispiel: Am 4. März 2020 entdeckt ein Flugzeug von Frontex ein
Flüchtlingsboot mit etwa 50 Menschen an Bord in Seenot, weil der Motor
ins Wasser gefallen ist. Die Seenotleitstellen in Italien und Malta
sind informiert, doch es passiert nichts, obwohl mehrere
Handelsschiffe in der Nähe waren. Erst zehn Stunden später erscheint
ein Schiff der libyschen Küstenwache und bringt die Menschen aus der
maltesischen Such- und Rettungszone zurück ins Bürgerkriegsland
Libyen. Gegenüber dem EU-Parlament erklärte Frontex am 4. März 2021,
man habe noch nie direkt mit der libyschen Küstenwache kooperiert.
Entdecke man ein Boot in Seenot, würden sofort alle nationalen
Seenotleitstellen informiert, darunter auch jene in Libyen. Die
zuständigen Seenotleitstellen seien dann für die Koordinierung der
Rettung verantwortlich, nicht jedoch Frontex.

Laut Mateo de Bellis von Amnesty International spielt Frontex jedoch
eine wichtige Rolle bei Rückführungen im zentralen Mittelmeer:
"Frontex ist zum 'game changer' geworden. Ohne deren Informationen
könnte die libysche Küstenwache niemals so viele Flüchtlinge
abfangen." Allein in den ersten drei Monaten diesen Jahres habe die
libysche Küstenwache mehr als 4500 Menschen abgefangen und
zurückgebracht - mehr als doppelt so viele wie im gleichen Zeitraum
des vergangenen Jahres. Die Flüchtlinge, die zurückgeschleppt werden,
landen dann oftmals in Gefängnissen, wo ihnen laut den Vereinten
Nationen und der EU Folter, Misshandlungen und der Tod drohen. "Das
Ziel ist es, die Flüchtlinge zu sichten, und die Libyer erledigen dann
den dreckigen Job. Das heißt, sie bringen die Menschen zurück nach
Libyen, was für die Europäer illegal wäre." Menschen nach Libyen
zurückbringen zu lassen, sei mit dem Völkerrecht und den
europarechtlichen Vorgaben zu Frontex unvereinbar. Es sei im Grunde
Beihilfe zu schwersten Menschenrechtsverletzungen, so die
Völkerrechtlerin Nora Markard von der Universität Münster.

Auf Anfrage erklärte die EU-Kommission, man sehe in der Übermittlung
von Informationen über Boote in Seenot an die libysche Behörde keinen
Verstoß gegen EU-Recht, da diese von der Internationalen
Seeschifffahrtsorganisation als zuständige Behörde anerkannt sei. Dass
Frontex aber auch direkt mit der libyschen Küstenwache kommuniziert,
belegen die Aussagen von fünf libyschen Küstenwächtern. Gegenüber dem
Rechercheteam bestätigten sie, dass Frontex ihnen Koordinaten von
Flüchtlingsbooten geschickt habe, die im zentralen Mittelmeer
unterwegs waren. Dennoch setzt die EU weiter auf die Zusammenarbeit
von Frontex mit der libyschen Küstenwache: In einem internen Bericht
des Europäischen Auswärtigen Diensts wird die Arbeit der libyschen
Küstenwache im zweiten Halbjahr 2020 bilanziert. Darin heißt es: "Die
Effektivität der libyschen Küstenwache konnte gesteigert werden und
exzellente Ergebnisse erzielen." [4]

Dabei verstößt Frontex gleich gegen mehrere Gesetze: Gegen das
Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (Artikel 98, Paragraf
1), in dem die Pflicht zur Hilfeleistung bei Seenot formuliert ist.
Gegen europäisches Recht, dem zufolge "jeder, der vor Verfolgung oder
ernsthaftem Schaden in seinem Herkunftsland flieht", das Recht hat,
einen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen. Und gegen das
Verbot von Kollektivausweisungen, wie es in der Grundrechtecharta der
EU vermerkt ist. [5]


Frontex rüstet massiv auf

Vorgeworfen werden Frontex zudem Treffen mit Vertretern der
Rüstungsindustrie, die aus mehreren Gründen problematisch sind. Zum
ersten, weil das EU-Parlament mehrfach danach gefragt, aber Frontex
geleugnet hatte, dass solche Treffen stattfinden. Zweitens hatten
Frontex-Beamte zum Zeitpunkt der Treffen noch gar keine Befugnis,
Waffen zu tragen. Und drittens stellt sich natürlich die Frage, ob
eine EU-Grenzpolizei, die offensichtlich kaum kontrolliert wird, die
Macht haben sollte, tödliche Waffen zu tragen.

Wie massiv die Grenzschutzagentur aufrüstet, zeigt insbesondere der
Vertrag zur Beschaffung großer Drohnen, der 2019 ausgeschrieben wurde.
Den rechtlichen Rahmen bildete die 2016 erneuerte Frontex-Verordnung,
wonach die Agentur nach Beschluss des Exekutivdirektors eigene
technische Ausrüstung erwerben oder leasen darf. Die Fahrzeuge,
Schiffe, Luftfahrzeuge oder Überwachungsgeräte können anschließend
laut Artikel 38 für gemeinsame Aktionen, Pilotprojekte oder
Soforteinsätze zu Grenzsicherungszwecken eingesetzt werden. Den
Zuschlag erhielt der deutsche Ableger des Rüstungskonzerns Airbus mit
der Drohne Heron 1, die bereits vor zwei Jahren in einem Pilotprojekt
auf Kreta für Frontex geflogen wurde.

Die Heron 1 wird vom israelischen Rüstungskonzern Israel Aerospace
Industries (IAI) hergestellt und kann etwa 24 Stunden in der Luft
bleiben. Nach Angaben der Bundeswehr beträgt die Einsatzreichweite
rund 1.000 Kilometer, die typische Einsatzhöhe beträgt dabei rund
6.000 Meter. Zur Ausstattung gehören elektrooptische und
Infrarot-Sensoren und ein Synthetic Aperture Radar (SAR) zur
tageslichtunabhängigen Überwachung. Gewöhnlich verfügt die Drohne
außerdem über einen Lasermarkierer, der für Frontex etwa verdächtige
Boote für Kontrollen durch die Küstenwache beleuchten kann.

Airbus soll außerdem Bodenstationen für den Empfang der
Aufklärungsdaten bereitstellen, darüber werden sie in Echtzeit ins
Hauptquartier von Frontex nach Warschau übertragen. Der Vertrag
umfasst außerdem ein Remote Information Portal, um die Informationen
mit weiteren Küstenwachen zu teilen. Auf diese Weise können die Bilder
auch Behörden in Nordafrika zur Verfügung gestellt werden. Die Heron 1
sollen offenbar in Malta stationiert werden und können in einem Radius
von rund 500 Kilometern auch die Küsten von Tunesien, Libyen und
Ägypten überfliegen. Die Drohnen ergänzen den bemannten
Luftaufklärungsdienst, mit dem die Grenzagentur derzeit die
Luftaufklärung für die libysche Küstenwache übernimmt. Zudem will
Frontex für zwei Millionen Euro insgesamt 20 Quadrokopter für
Einsatzorte an Land- und Seeaußengrenzen der EU beschaffen. Die
Nutzlast der kleinen Geräte soll rund sieben Kilogramm betragen. [6]


Supranationale Dominanz der EU-Agentur

Die Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex) mit
Sitz in Warschau wurde 2004 gegründet und hat derzeit rund 1.000
Mitarbeitende, wovon etwa ein Viertel von den EU-Mitgliedsstaaten
entsandt ist und nach der Dienstzeit ins Heimatland zurückkehrt.
Frontex soll die Außengrenzen der EU schützen und zu diesem Zweck
unter anderem die Grenzbereiche überwachen und die verschiedenen
Grenzpolizeien sowie den Einsatz zusätzlicher Grenzschutzfachleute
koordinieren. Außerdem sammelt Frontex Daten, zum Beispiel zur
"illegalen" Migration oder zum Menschenhandel, und wertet diese aus.
Um diese Aufgaben zu erfüllen, erhält die Agentur Geld von den
EU-Staaten, in diesem Jahr beträgt das Budget rund 544 Millionen Euro.
Noch wird vorwiegend im Team gearbeitet, da Frontex-Beamte, Entsandte
aus den Mitgliedsländern und die Grenzpolizeien vor Ort
zusammenwirken. Bis zum Jahr 2027 soll Frontex jedoch 10.000 eigene
Beamte für Grenzschutz und Küstenwache haben, die dann auch über
eigene Ausrüstung wie Uniformen, Waffen und Hubschrauber verfügen
werden. Die EU hat das Budget fast jedes Jahr erhöht und plant von
2021 bis 2027 jährlich 1,3 Milliarden Euro dafür ein.

Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte 2016 auf dem Wiener Treffen als
einflussreichste Protagonistin einer konsistenten EU-Politik erwirkt,
dass einseitig verfügte nationale Grenzschließungen aufzuheben und
durch deutlich ausgeweitete Kompetenzen der Grenzschutzagentur Frontex
zu ersetzen seien. Deren Einsatz war bis dahin bei einigen EU-Staaten
auf heftige Gegenwehr gestoßen, die darin eine Besatzungstruppe sahen,
die unter Brüsseler Oberbefehl gegen die Interessen der betroffenen
Staaten handeln könnte. Die hegemonialen Ambitionen der EU unter
deutscher Führerschaft gründen jedoch nicht zuletzt auf offenen
Binnengrenzen und einem einheitlichen Management an den
Schengen-Außengrenzen. Frontex wurde in der Folge rasant ausgebaut,
das Budget wuchs enorm.

Doch die finanzielle, materielle und personelle Aufstockung war nur
eine Komponente erheblich wachsenden Einflusses. Nach der
weitreichenden Reform musste die Zentrale in Warschau die einzelnen
EU-Mitgliedsstaaten nicht mehr um Zusammenarbeit bitten, sondern kann
diese unter Androhung von Konsequenzen einfordern. Seither müssen die
Mitgliedsstaaten ein festgelegtes Kontingent an Grenzschützern für die
Agentur abstellen und sich einen sogenannten Stresstest ihrer Grenzen
gefallen lassen. Dabei wird unter anderem geprüft, ob die Regierungen
alle angeforderten Daten und Fakten zur Verfügung stellen können.


Wer kontrolliert Frontex?

Da nun angesichts wachsender Kritik die Frage aufgeworfen wird, wer
Frontex eigentlich kontrolliert, wird deutlich, dass eine Kontrolle
strukturell nur bedingt vorgesehen ist. Um supranationale Dominanz der
EU-Agentur zu gewährleisten, wurden Eingriffsmöglichkeiten der
Mitgliedsländer systematisch beschnitten. Parlamentarisch wird die
Agentur nur durch das Europaparlament kontrolliert, das sich zunehmend
von Leggeri in die Irre geführt fühlt. Deshalb wurde eine neue
Prüfgruppe eingesetzt, die sich intensiver mit Frontex beschäftigen
soll. Abgelöst werden kann Leggeri allerdings nur durch den
Verwaltungsrat, in dem neben zwei Vertretern der EU-Kommission
weitgehend unbekannte Vertreter der europäischen Grenzschutzbehörden
und Innenministerien sitzen. Der Verwaltungsrat tagt fünfmal im Jahr,
von den geheimen Sitzungen dringt kaum etwas nach außen. Das Gremium
genehmigt den Haushaltsplan, der Direktor muss dem Verwaltungsrat
gegenüber Rechenschaft ablegen. Außerdem kann ihn das EU-Parlament zur
Befragung einladen, ohne dass er jedoch verpflichtet wäre, auch
tatsächlich zu erscheinen. Im Verwaltungsrat eine Mehrheit für die
Änderung der Grenzpolitik herbeizuführen, ist sehr schwierig, da jedes
Land nur eine Stimme hat und der Vertreter jenes Landes, dem man
beispielsweise Menschenrechtsverletzungen an den Grenzen vorwirft, in
dem Gremium selbst mitentscheidet. Man könnte also verkürzt, aber
nicht unzutreffend bilanzieren, dass sich Frontex im wesentlichen
selbst kontrolliert.

Dass das dem EU-Parlament mehrheitlich nicht gefällt, liegt angesichts
der aktuellen Zuspitzung der Vorwurfslage gegen Frontex auf der Hand.
Wegen der schleppenden Aufklärung wurden wiederholt
Rücktrittsforderungen an die Adresse Leggeris laut, der
Abschlussbericht einer deswegen eingesetzten Arbeitsgruppe kam zu
keinem klaren Ergebnis. Der Bericht des Parlaments listet eine Reihe
weiterer Mängel auf. So sei Frontex schon 2019 beauftragt worden, 40
Grundrechtsbeobachter einzustellen, was bislang nicht geschah. Darüber
hinaus ermittle die EU-Betrugsbekämpfungsbehörde Olaf zu Vorwürfen im
Zusammenhang mit Mobbing und Belästigung, Fehlverhalten und
Zurückweisungen von Migranten. Das schärfste Mittel des
EU-Parlaments bliebe noch eine Budgetkürzung, und so stimmte eine
breite Mehrheit der Abgeordneten dafür, die Entlastung für das
zurückliegende Haushaltsjahr vorerst nicht zu erteilen. Auf diese
Weise soll der Druck erhöht werden und die Agentur zwingen, bis zum
Herbst für Aufklärung und Verbesserungen zu sorgen.

Frontex wurde erst 2019 durch eine neue Verordnung reformiert, doch
die nachfolgenden Ereignisse erzwingen es geradezu, die Agentur als
Ganzes schärfer unter die Lupe zu nehmen. Trotz der sich anhäufenden
Beweise soll Leggeri in einer Dringlichkeitssitzung des
Frontex-Management-Boards zu den vorgeworfenen Menschenrechtsverstößen
im November 2020 sinngemäß gesagt haben: Wo es keine Berichte gibt,
gibt es auch keine Rechtsverstöße. Zu diesem Zeitpunkt schien er sich
der Rückendeckung von höchster Ebene völlig sicher zu sein, täuschte
er doch Unkenntnis vor und stritt jegliche Vorwürfe entschieden ab,
die er als frei erfundene Angriffe von NGOs, welche den Grenzschutz zu
sabotieren trachteten, zu diffamieren versuchte. Schließlich war ihm
bewusst, dass illegale Pushbacks ungehindert vor den Augen deutscher
Marinebesatzungen erfolgten, die im Rahmen der Mission "Standing NATO
Maritime Group 2" in der Ägäis patrouillieren. Die Besatzung der
deutschen Fregatte "Berlin" wurde mehrfach Zeugin von Pushbacks, griff
jedoch nicht ein.

Nicht lange darauf belegten Berichte die Beteiligung der
Bundespolizei, die im Rahmen der Frontex-Mission in der Ägäis
eingesetzt ist. Am 10. August 2020 hielt das Schiff "Uckermark" ein
überfülltes Boot von Schutzsuchenden in griechischen Gewässern an.
Doch anstatt sie aus Seenot zu retten und nach Griechenland zu
bringen, wartete die deutschen Besatzung auf die griechische
Küstenwache, die sich des Falls annahm. Die Schutzsuchenden wurden
zwei Stunden später in türkischen Gewässern durch die dortige
Küstenwache gerettet.


Kosmetik für eine verrufene Grenzagentur

In Reaktion auf die veröffentlichten Rechercheergebnisse zu Frontex
fordert die Bundestagsfraktion der SPD eine tiefgreifende Reform der
europäischen Grenzagentur und die Ablösung ihres Direktors Fabrice
Leggeri. Dieser leite die Agentur seit 2015 und sei maßgeblich dafür
verantwortlich, dass die Rechte von Migranten und Flüchtlingen nicht
genügend beachtet würden. Ein neuer Frontex-Direktor müsse verloren
gegangenes Vertrauen wiedergewinnen. Zudem solle eines neues
parlamentarisches Kontrollgremium geschaffen werden, das aus
Mitgliedern nationaler Parlamente und Europaparlamentariern besteht.
Dieses soll dem Frontex-Chef im Zweifelsfall auch das Vertrauen
entziehen können. Der bestehende Verwaltungsrat sei intransparent und
behindere die Kontrolle durch das Europaparlament, weshalb auch er
reformiert werden sollte. Dazu müsse die Grundrechtebeauftragte der
Agentur gestärkt und eine robuste und unabhängige Beobachtungsstelle
für Grundrechte an den EU-Außengrenzen eingerichtet werden. Dass jeder
Mitgliedstaat menschenrechtlich bedenkliche Vorfälle, die im eigenen
Verantwortungsbereich liegen, selbst untersucht, reiche nicht aus,
heißt es in dem SPD-Papier.

Wenngleich Frontex auf eine Weise konzipiert ist, welche die
Grenzschutzagentur de facto unter eigene Kontrolle stellt und äußere
Einflussmöglichkeiten weitgehend reduziert, ist nicht auszuschließen,
dass wachsender Druck der Öffentlichkeit eine erneute Reform erwirkt.
Die Menschenrechtsverletzungen von Frontex wurden in letzter Zeit so
intensiv in den Medien thematisiert, dass die Agentur und ihr
politisches Umfeld unter Zugzwang geraten. Soweit Leggeri unverfroren
über die Stränge geschlagen hat, geschah dies in Ausgestaltung der
Agentur und ihrer Führung mit der ihr von der EU zuerkannten
weitreichenden Machtbefugnis und Intransparenz. Sofern er seines Amtes
enthoben werden sollte, geschähe dies nicht zuletzt deshalb, weil
unter seiner Ägide zuletzt offenkundig geworden ist, was bei der
Konstruktion der Agentur vorgesehen war, doch gerade deswegen besser
hinter den Kulissen belassen worden wäre.

Worum es beim Ruf nach einer weiteren Reform der Agentur geht, hebt
der Forderungskatalog der SPD beispielhaft hervor. Leggeris Kopf müsse
rollen, damit ein Nachfolger verloren gegangenes Vertrauen
wiedergewinnen könne. Ein personeller Neuanfang samt gewissen
einhegenden Gremien soll die Kritik zum Schweigen bringen und die
Akzeptanz in der Öffentlichkeit aufpolieren. "Eine Agentur der
Europäischen Union muss über alle Zweifel erhaben sein, was
Rechtsstaatlichkeit und Einhaltung von Menschenrechten angeht", warb
der migrationspolitische Sprecher der SPD, Lars Castellucci, für die
Fortsetzung des vorgeblichen Spagats. Grundsätzlich bekenne sich die
SPD zu einem gemeinsamen Schutz der EU-Außengrenzen. Gerade deshalb
aber brauche es eine funktionierende Grenzschutzagentur, die sich an
die Werte und Gesetze der EU halte.

Der argumentative Salto rückwärts unter vollständiger Ausblendung
fundamentaler Widersprüche im Kontext des EU-Grenzregimes soll
offensichtlich der naheliegenden Forderung nach Abschaffung der
Agentur Frontex den Boden entziehen, würde diese Stoßrichtung doch
geradezu zwangsläufig dazu führen, die gesamte Flüchtlingspolitik der
EU konsequent ins Visier zu nehmen.


Fußnoten:


[1] www.proasyl.de/news/beteiligung-von-frontex-und-deutschen-einsatzkraeften-an-pushbacks-muss-konsequenzen-haben/

[2] www.zeit.de/politik/ausland/2021-05/frontex-front-lex-seenotrettung-klage-push-back

[3] www.spiegel.de/ausland/frontex-skandal-spd-fordert-tiefgreifende-reform-der-grenzschutzagentur-a-6a951a12-9ac0-47cb-a5b2-72f

[4] www.tagesschau.de/investigativ/monitor/frontex-rueckfuehrungen-libyen-101.html

[5] www.galileo.tv/life/frontex-eu-agentur-kritik-aufgaben-kontrolle/

[6] www.netzpolitik.org/2021/erster-test-in-malta-frontex-drohnen-im-anflug/
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Zur Entscheidung zum Mietendeckel, zur Kampagne Deutsche Wohnen
& Co. Enteignen und der linken Perspektive

von Franziska Drohsel



Die Veröffentlichung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts am
15.05.2021, in der der Mietendeckel (Gesetz zur Mietenbegrenzung im
Wohnungswesen in Berlin - MietenWoG Bln) rückwirkend für nichtig
erklärt wurde,(1) hat viele in Berlin konsterniert zurückgelassen. An
dem Beschluss ist viel zu kritisieren. 2006 ist der Kompetenztitel
"Wohnungswesen", zu dem viele Jahre auch eine öffentlich-rechtliche
Mietpreisbegrenzung zählte, an die Länder gegangen.(2) Aus dem
Umstand, dass der Bund sich auf das bürgerliche Recht zur Gestaltung
der Mietverhältnisse und damit der Mietpreise gestützt habe, sei die
Kompetenz des Wohnungswesens um eben diese Mietpreisbegrenzung
"verkürzt".(3) Wie sich ein Kompetenztitel durch die "Staatspraxis"
verändert und hierfür nicht mehr eine Änderung des Grundgesetzes
erforderlich ist, bleibt das Geheimnis des Zweiten Senats.(4) Auch die
Annahme des Gerichts, dass der bundesrechtlichen Mietpreisbremse ein
abschließender Charakter zukomme und dabei zur Begründung auf die
Äußerung des Obmanns der CDU/CSU-Fraktion (Rn. 158 des Beschlusses des
BVerfG) verwiesen wird, überzeugt nicht - weder vom Ergebnis noch von
der Art und Weise der Herleitung. Und - als letzte Anmerkung -
überrascht die Kaltschnäuzigkeit, mit der am Ende festgehalten wird,
dass "kein Anlass" bestehe darüber nachzudenken, ob ein
Außerkraftsetzen mit Wirkung für die Zukunft gegenüber der
rückwirkenden Nichtigkeit in Betracht kommen könnte. Die Not vieler
Mieter*innen über die anstehenden Rückzahlungen - nicht zuletzt in
Zeiten von Corona - damit als derart unbedeutend zu bezeichnen,
verwundert.

Und die Antwort in Berlin ließ nicht lange auf sich warten: um 18.00
Uhr desselben Tages strömten nach Veranstalter-Angaben an die 20.000
durch die Straßen Berlins und protestierten mit Töpfen und Pfannen.
Vermutlich gibt der Beschluss der Dynamik für das Volksbegehren
Deutsche Wohnen & Co. Enteignen nochmals Aufwind.

Die Initiative fordert die Vergesellschaftung der Bestände aller
privatwirtschaftlichen Wohnungsbauunternehmen, die über 3.000
Wohnungen verfügen. Gegenwärtig läuft die zweite Phase des
Volksbegehrens.(5) Wenn es gelingt, bis zum 25. Juni 2021 175.000
Unterschriften wahlberechtigter Berliner*innen zusammenzubekommen,
startet die dritte Stufe und die Berliner*innen können über den
Vorschlag abstimmen. Die Initiative beruft sich bei ihrem Vorschlag
auf Art. 15 GG. Art. 15 S. 1 GG besagt, dass Grund und Boden,
Naturschätze und Produktionsmittel zum Zwecke der Vergesellschaftung
durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in
Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt
werden. Nach Art. 15 S. 2 GG gelten für die Entschädigung Art. 14 Abs.
3 S. 3 und 4 entsprechend.

Zusammen mit dem Professor für Immobilienbewertung Fabian Thiel habe
ich ein Werkstattgespräch durchgeführt und ein Thesenpapier
veröffentlicht, in dem wir uns mit der Frage der Entschädigung
auseinandergesetzt haben. Sowohl hinsichtlich des Art. 15 GG als auch
der Entschädigung im Rahmen des Art. 15 GG gibt es bisher wenig
wissenschaftliche Ausarbeitungen. Umso verwunderlicher ist es, dass es
in der öffentlichen Debatte oft so dargestellt wird, als sei eine
Entschädigung in Form einer Einmalzahlung und in Höhe des
Verkehrswertes zwingend. Dies wird von den Gegner*innen des Begehrens
dann als zu teuer und als mit dem Berliner Haushalt nicht realisierbar
dargestellt. Dem ist aber keinesfalls so. Der Wortlaut des Art. 15 GG
besagt nicht, dass die Entschädigung in Form von Einmalzahlungen
zwingend sei. In der juristischen Fachliteratur werden dann auch
verschiedene andere Varianten wie z.B. Schuldverschreibungen (6),
Ersatzland oder Wertpapiere (7) genannt. Auch die Entschädigung zum
Verkehrswert ist nicht zwingend. Selbst bei der Entschädigung im
Rahmen des Art. 14 GG hat das Bundesverfassungsgericht festgehalten,
dass eine starre und nur am Marktwert orientierte Entscheidung
hinsichtlich der Entschädigung nicht geboten sei. (8) Bei Art. 15 GG
folgt dies schon aus dem Sinn und Zweck. Die Vergesellschaftung
erfolgt gerade, um einen Wirtschaftsbereich der Marktlogik zu
entziehen. Diesen wiederum an Marktmechanismen zu koppeln und nur zum
Marktwert zu entschädigen, würde das Instrument ad absurdum führen.
Folglich kann nur gehofft werden, dass die öffentliche Diskussion
entsprechend geweitet geführt wird und kreativ darüber nachgedacht
wird, welche Form und welche Höhe der Entschädigung als angemessen
erachtet wird.

Aus linker Perspektive ist die Auseinandersetzung um einen
bundesweiten Mietendeckel und der Einsatz für ausreichend
Unterschriften für das Volksbegehren gerade dringend geboten, denn die
Explosion der Mieten, die Verdrängung ärmerer Bevölkerungsschichten
aus den Innenstadtbereichen und die Entwicklung des Wohnungsmarktes
erfordern schnelle, soziale Antworten.



Franziska Drohsel ist Vorstandssprecherin des Instituts
Solidarische Moderne, stellvertretende Kreisvorsitzende der SPD
Steglitz-Zehlendorf und Rechtsanwältin (Berlin). Sie war
Juso-Bundesvorsitzende (2007-2010).


Anmerkungen:

(1) Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 25.02.2021 zum
Aktenzeichen 2 BvF 1/20; 2 BvL 4/20; 2 BvL 5/20.

(2) Vgl. Gather, Selma; Rödl, Florian: Formlos verfassungsändernde
'Staatspraxis' und Gesetzesauslegung nach Parlamentsrede: Zum
Mietendeckel-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts, VerfBlog,
2021/4/15, https://verfassungsblog.de/formlos-verfassungsandernde-staatspraxis-und-gesetzesauslegung-nachparlamentsrede/, 
DOI: 10.17176/20210416-101326-0.

(3) Vgl. ebenda; zur Frage der Kompetenzen auch: Wihl, Tim: Zur
Nichtigkeit des Berliner Mietendeckels: Erste Anmerkungen zu einem
eklatanten Fehlurteil, VerfBlog, 2021/4/15,
https://verfassungsblog.de/zur-nichtigkeit-des-berliner-mietendeckels/, 
DOI: 10.17176/20210415-171802-0.

(4) S.a. Gather/Rödl (s.o.).

(5) Länger hierzu Drohsel/Karnetzki/Siebert, Sozialisierung und
Sozialdemokratie - am Beispiel "Deutsche Wohnen & Co. Enteignen in
Berlin", spw 4/2019, S. 81 ff.

(6) Berkemann, in: Umbach/Clemens, 2002, Art. 15, Rn. 94.

(7) Schliesky, in: Bonner Kommentar 2011, Art. 15, Rn. 56.

(8) BVerfG, Urteil vom 18.12.1968 - 1 BvR 638, 673/64 und 200, 238,
249/65.
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MELDUNG/665: Sea-Watch 3 - Ermittlungen gegen Carola Rackete eingestellt (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 21. Mai 2021

Sea-Watch 3: Ermittlungen gegen Carola Rackete eingestellt
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Carola Rackete

Bild: Paul Lovis Wagner / Sea-Watch.org, CC BY-SA 4.0 

[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Carola Rackete, die Kapitänin des Schiffes Sea-Watch 3, das im Juni
2019 nach einer vom damaligen Innenminister Matteo Salvini verhängten
17-tägigen Wartezeit auf See ein Patrouillenboot der Guardia di
Finanza touchierte, um mit 42 Migranten an Bord in den Hafen von
Lampedusa einlaufen zu können, wird nicht strafrechtlich belangt
werden. Sie hatte "die Pflicht, Menschenleben zu retten". Das
entschied die Untersuchungsrichterin von Agrigento, Alessandra Vella,
die den Antrag des Staatsanwalts Luigi Patronaggio annahm, wonach
Carola Rackete aus Nothilfe gehandelt habe.

Daher wurde die Anklage wegen Widerstand oder Gewalt gegen ein
Kriegsschiff, wegen der sie verhaftet worden war, fallen gelassen.

"Wir können den Fall, in dem gegen Carola ermittelt wurde, weil sie im
Juni 2019 in den Hafen von Lampedusa eingelaufen ist, als offiziell
abgeschlossen betrachten", sagte die Sprecherin von Sea-Watch, Giorgia
Linardi. "Es handelt sich um eine logische und notwendige
Schlussfolgerung eines Falles, zu dem sich das Kassationsgericht, das
für die Auslegung des Rechts in unserem Land zuständig ist, bereits
geäußert hatte, indem es zwei sehr wichtige Prinzipien hervorhob: Dass
die Rettung von Personen, die sich auf See in Gefahr befinden, eine
Pflichterfüllung darstellt und daher nicht kriminalisiert werden kann,
sowie der Grundsatz, dass das Schiff, das die Rettung durchführt,
nicht als sicherer Hafen angesehen werden kann und die Rettung selbst
erst als abgeschlossen betrachtet werden kann, wenn die Personen in
einem sicheren Hafen angekommen sind."

"Die Einstellung der Ermittlungen gegen Carola Rackete, Kapitänin der
Sea-Watch 3, bestätigt, was wir immer gesagt haben: Leben retten kann
kein Verbrechen sein. Wir würden uns freuen, wenn mit dieser
gerichtlichen Entscheidung nun die Zeit endet, in der im Namen der
Grenzschließung Menschenrechte mit Füßen getreten werden. Dies ist
leider nicht der Fall. Im Mittelmeer sterben weiterhin jeden Tag
Menschen", erinnert die deutsche NGO auf ihrer Facebook-Seite [1].


Übersetzung aus dem Italienischen von Pressenza München


Anmerkung:

[1] https://www.facebook.com/seawatchprojekt


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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SCHACH-SPHINX/07318: Anleihen aus dem Parthenonfries (SB)


Als im September 1849 mit den "Staunton Chess-men" ein neues
Turnierset an Figuren zum Kauf angeboten wurde, ahnte wohl noch
niemand etwas von dem Marketing-Erfolg, der bis heute anhält. Die Idee
dahinter ging auf den englischen Schachmeister Howard Staunton zurück,
einer der führenden Köpfe seines Landes auf dem karierten Brett, der
als Autor der Schachkolumne in der "Illustrated London News" und
Herausgeber des "Chess Player's Chronicle", übrigens der ersten
Schachzeitschrift in englischer Sprache, viel für die Verbreitung des
Schachspiels geleistet hatte. Das Besondere an den Chess-men war die
Betonung der Eleganz und Individualität der einzelnen Steine, die bis
dahin einiges zu wünschen übrigließ. Vor allem der Springer bekam ein
moderneres Design. Anleihen dazu entnahm Staunton von den berittenen
Pferden aus dem Parthenonfries, das heute noch im Britischen Museum zu
bewundern ist. Im heutigen Rätsel der Sphinx geht es jedoch um die
Kraft der Läufer. Bei der Junioren-Weltmeisterschaft in Skien 1979
hatte sich Barbero mit Schwarz im Mittelspiel ziemlich einfallslos und
verzagt gezeigt, so daß er sich dem dreimaligen Champion Yasser
Seirawan geschlagen geben mußte. Im Fadenkreuz zweier Läufer ging der
schwarze König schließlich rettungslos zugrunde. Nun, Wanderer: Wie
überzeugte der Sieger Seirawan mit den weißen Steinen?
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Seirawan - Barbero

Skien 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Paterson, so nah am Sieg, strauchelte, weil er die Partie ins Matt
abkürzen wollte. Doch nach 1...h7-h6? konnte sich sein Gegner
Friedmann mit 2.Dd2xh6+!! Kg7xh6 3.g4-g5+! Kh6-g7 pattsetzen lassen.

1. Juni 2021
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SCHACH-SPHINX/07317: Lücke im eigenen Denken (SB)


Für die Geschichte des deutschen Schachs war der Brand des
Schachmuseums in Ströbeck im November 2019 eine richtige Katastrophe,
weil nicht nur wertvolle Exponate vernichtet wurden, sondern auch eine
lange Tradition zu Schaden kam. Zwar konnte durch den raschen Einsatz
der Feuerwehr einiges gerettet werden, aber das alte Museumsgebäude
fiel den Flammen vollends zum Opfer und konnte nicht mehr genutzt
werden. Ans Aufgeben wird in Ströbeck jedoch nicht gedacht. Die
Verantwortlichen im Schachdorf werden das neue Museum 2023 wieder
eröffnen, und zwar im Bürgerhaus, nicht weit von der alten Stätte
entfernt. Im heutigen Rätsel der Sphinx sah sich Paterson in seiner
Partie gegen Friedmann mit einer ganz anderen Herausforderung
konfrontiert. Mit 1...Df3xa3! hätte er seine Gewinnaussichten deutlich
erhöhen können, aber angespornt vom Wunsch, den weißen König
mattzusetzen, zog er 1...h7-h6? mit der Idee 2...g6-g5+ 3.Kh4-h5
Df3xh3# Nun, zwischen Wirklichkeit und Schein tummeln sich mitunter
ganze Völkerscharen oder anders gesagt: Der schwarze Trugschluß
erlaubte es Friedmann, seinen Hals mit einer glänzenden Pointe aus der
Schlinge zu ziehen. Also Wanderer, wie entkam Weiß dem Verhängnis?
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Friedmann - Paterson

Johannisburg 1962


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schachmeister Krylow sicherte sich den Titel des Blindenschach-
Weltmeisters mit 34.Lh5-f7+! Kg8xh7 35.Tg1xg7+! Kf7-g7 36.Te3-g3+ Kg7-
f8 37.Dh4-h8+

1. Juni 2021
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SCHACH-SPHINX/07316: So sicher wie ein Maulwurf (SB)


Ein Maulwurf bewegt sich auch blind durch das Dunkel seiner Gänge mit
höchster Sicherheit, weil er sein Zuhause kennt und dieses Wissen ihm
sozusagen ins Blut übergegangen ist. Blindschach, also das Spielen
einer Partie ohne Ansicht des Brettes, ist zwar kein Maulwurfsschach,
aber auch hier muß sich der Meister in seinen gedanklichen
Projektionen so gut auskennen wie der Schrecken jedes Gartenfreunds in
seinem Bau. Allerdings gibt es eine Art von Spielern, die sich im
Dunkeln schon deshalb gut auskennen müssen, weil sie entweder blind
oder zumindest stark sehgestört sind. Der "Deutschen Blinden-
Schachbund" existiert seit 1951 und ist berechtigt, einen Vertreter
zur Deutschen Meisterschaft zu schicken. Dazu verwenden blinde
Schachspieler ein spezielles Brett in einer Art Steckschach, wobei die
schwarzen Figuren zur Unterscheidung der weißen mit Metallköpfen
versehen sind. Ihr Auge ist gewissermaßen der Tastsinn. Der
Weltverband, die International Braille Chess Association (IBCA),
veranstaltete 1982 in Hastings eine Blinden-Weltmeisterschaft mit 27
blinden bzw. sehbehinderten Schachmeistern. In Hastings sicherte sich
Krylow den Turniersieg, auch dank seines Erfolgs gegen den
Drittplazierten Wünsche, der zuletzt mit 35...Dc7-c6? einen tragischen
Fehler beging. Nun Wanderer, bist auch du im heutigen Rätsel der
Sphinx sicher im Erspähen der dunklen Siegeskombination?
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Krylow - Wünsche

Hastings 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer das Auge von Staub und Nichtigkeiten befreit, sieht klarer, und so
konnte Juvcenko mit 1.Td1-d8!! den Sieg erringen. Denn 1...Te8xd8
scheitert an 2.Lf4xc7 und 1...Dc7xd8 wird Matt 2.De6xf7#

1. Juni 2021
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/278: Olympia - ein Reglementierungsvorwandsprojekt ... (SB)




NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) und die Spitzen der
16 Bewerberstädte für Olympische und Paralympische Spiele an Rhein
und Ruhr haben sich für ein Festhalten an einer Bewerbung für
Olympische Sommerspiele ausgesprochen. "Für uns ist die Bewerbung ein
Dekadenprojekt", lautet nun die Parole, nachdem die
privatwirtschaftlich finanzierte und politisch unterstützte Bewerbung
der Initiative Rhein Ruhr City für die Sommerspiele 2032 so gut wie
gescheitert ist. Das Internationale Olympische Komitee (IOC) hatte
sich entschieden, direkte Verhandlungen mit dem Bewerber Brisbane
(Australien) aufzunehmen und somit die anderen Bewerber
für 2032 nicht weiter zu berücksichtigen. Doch es ist keineswegs
ausgemacht, dass die erweiterte, auf jahrelange Dauerbeschallung
angelegte Werbekampagne der Olympialobbyisten auch zünden wird, etwa
wenn eine Bürgerbefragung zum Ja oder Nein ansteht. In Anbetracht der
gravierenden Langzeitfolgen, die die Covid-19 Pandemie für sämtliche
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens mit sich bringt, könnte dem
Volk die Lust auf sündhaft teure Zirkusspiele und massenmedial
inszenierte Wir-Gefühle auch restlos vergangen sein.

Laut Eigenerklärung wollen die PolitikerInnen den Wir-Verstärker
Sport nutzen, "um in unserer Region und in ganz Nordrhein-Westfalen
Zukunftsaufgaben besser zu bewältigen und gemeinsame Lösungen zu
finden, für den Sport - aber auch weit darüber hinaus in Gesellschaft
und Wirtschaft. Im Fokus stehen dabei die Themen vernetzte Mobilität,
Digitalisierung und die Modernisierung unserer Infrastruktur". [1]

Beim letzten Megaevent in Deutschland, der Fußball-Weltmeisterschaft
2006, war die Berliner Republik unter dem Slogan "Die Welt zu Gast bei
Freunden" praktisch zu einem Gefahrenraum mit Spielen im
Hochsicherheitstrakt umfunktioniert worden. "Selten zuvor haben sich
Repräsentanten von Regierung und etablierten Parteien derart schamlos
und offen für die Beteiligung des Militärs an polizeilichen Aufgaben
im engeren Sinne eingesetzt. Völlig selbstverständlich schien es ihnen
auch, eine viertel Million Menschen durch den Verfassungsschutz auf
ihre Zuverlässigkeit überprüfen zu lassen. Zudem ist die WM ein
Testlauf für die diversen neuen Überwachungstechniken - vom Funkchip
auf der Eintrittskarte bis zur Videoüberwachung auf öffentlichen
Plätzen", informierten seinerzeit besorgte BürgerrechtlerInnen. [2]

Ähnliches stünde auch für Olympische und Paralympische Spiele in NRW
zu erwarten, ohne dass in den Medien bislang auch nur ein Wort
darüber verloren wurde, was sich hinter wohlfeilen Schlagworten
wie "vernetzte Mobilität", "Digitalisierung" oder "Modernisierung der
Infrastruktur" noch alles verbergen mag. Über die gesellschaftlichen
Auswirkungen sicherheitsstaatlicher Ermächtigungen, die untrennbar mit
politischen oder der Unterhaltung dienenden Großveranstaltungen
verbunden sind, wird, wenn überhaupt, immer nur sehr spärlich
berichtet. Dies trifft insbesondere in Corona-Zeiten zu, in denen bis
vor kurzem noch unvorstellbare Einschränkungen des öffentlichen
Lebens, von Grund- und Freiheitsrechten durchgesetzt wurden. Erst
kürzlich warnte Dr. Rolf Gössner, Publizist für die Internationale
Liga für Menschenrechte und einer der Mitherausgeber des
"Grundrechtereports", dass der Ausnahmezustand im modernen
Präventionsstaat, wie er sich hierzulande schon seit Längerem
entwickelt habe, dazu tendiere, auch nach erfolgter Krisenbewältigung
zum rechtlichen Normalzustand zu mutieren. "Dies kann zu einer
gefährlichen Beschleunigung des längst eingeschlagenen Kurses
in Richtung eines Sicherheits-, Kontroll- und Überwachungsstaats
führen - eines präventiv-autoritären Sicherheitsstaates, der mit der
in Corona-Zeiten beschleunigten Digitalisierung von Staat,
Gesellschaft und Wirtschaft noch zusätzlich befördert wird." [3]

Zieht man mit Blick auf die Wahrung von Bürgerrechten den aktuellen
"Normalzustand" in NRW zu Rate, dann könnte einem angst und bange
werden, sollten der Regierung im bevölkerungsreichsten Bundesland
jemals die Sommerspiele in den Schoß fallen. Während man sich auf der
Vorderbühne als "Sportland Nr. 1" zu profilieren sucht und den
"Aufbruch zum Wir" beschwört, wurden auf der Hinterbühne bereits die
Weichen für weiterreichende Einschränkungen der Bürgerrechte gestellt.
Nach der Verschärfung des Widerstandsparagrafens im Jahr 2017 und der
Ende 2018 beschlossenen Änderung des Polizeigesetzes, das die Polizei
ermächtigt, schon bei einer "drohenden Gefahr" Personen bis zu 28 Tage
einzusperren (zuvor 48 Stunden), erklimmt das neue Versammlungsgesetz
einen weiteren Gipfelpunkt präventiv-autoritärer Formation. Nach dem
Gesetzentwurf der schwarz-gelben Landesregierung soll es künftig
verboten sein, "eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel oder
eine sonstige öffentliche Veranstaltung unter freiem Himmel zu 
veranstalten, zu leiten oder an ihr teilzunehmen, wenn diese infolge
des äußeren Erscheinungsbildes 1. durch das Tragen von Uniformen,
Uniformteilen oder uniformähnlichen Kleidungsstücken, 2. durch ein
paramilitärisches Auftreten oder 3. in vergleichbarer Weise
Gewaltbereitschaft vermittelt und dadurch einschüchternd wirkt" [4].

Mit Hilfe dieses "Militanzverbotes" (§18) wäre der Willkür Tür und Tor
geöffnet. Beispielsweise könnte damit jedwede Art von Fanmärschen,
die meist uniformiert stattfinden, zu Strafverfahren gegen Fußballfans
führen. Was wunder, dass Fanhilfen in NRW und die
"Landesarbeitsgemeinschaft der Fan Projekte NRW" fordern, den
Gesetzentwurf in seiner aktuellen Form zurückzuziehen. Doch nicht nur
Fußballfans wären Leidtragende, sondern auch TeilnehmerInnen an
politischen Demonstrationen, die in einheitlicher Kleidung auftreten,
etwa der Klimagerechtigkeitsbewegung von "Ende Gelände" mit ihren
weißen Maleranzügen oder die links-autonome Szene mit ihrer schwarzen
Kleidung. Nach dem neuen Gesetz soll zudem die anlasslose
Videoüberwachung von Demonstrationen ausgebaut werden.
Behörden könnten dann sogenannte Übersichtsaufnahmen, beispielsweise
mit einer Drohne oder vom Hubschrauber aus, durchführen.

Darüber hinaus sollen Anmelder und Ordner von Protesten weitreichender
als bisher von der Polizei überprüft werden können. So ist auch eine
Verlängerung der Anmeldefrist geplant, wodurch zum Beispiel Aktionen
bei Arbeitskämpfen nicht mehr kurzfristig angemeldet werden könnten.
Laut Gesetzentwurf können DemonstrationsanmelderInnen bestraft
werden, wenn Versammlungen nicht so ablaufen, wie in der Anmeldung
geplant und mitgeteilt. Zudem kann die Polizei Namen und Adressen von
Demo-OrdnerInnen verlangen und einzelne Personen ablehnen. Auch soll
der Polizei ermöglicht werden, Kontrollstellen an Versammlungsorten
aufzubauen, TeilnehmerInnen zu identifizieren und zu durchsuchen.
Durch ein erweitertes "Störungsverbot" könnten außerdem Proteste und
Blockaden gegen Naziaufmärsche, ja selbst anlassunabhängige
Blockadetrainings, untersagt und mit bis zu zwei Jahren Haft
bestraft werden. Und das in einem Bundesland, in dem erst vor
wenigen Monaten eine Chatgruppe von 30 Polizisten aufgeflogen war,
in der u.a. Hitler-Bilder und Hakenkreuze ausgetauscht worden waren.

Des Weiteren läuft seit Anfang des Jahres bei den Polizeibehörden in
Dortmund, Düsseldorf und Gelsenkirchen ein Pilotprojekt zum Einsatz
von Elektroschockpistolen, sogenannte Taser. Über die Einführung der
Distanzelektroimpulsgeräte will die NRW-Polizei, die Dank der
Laschet-Regierung die Kennzeichnungspflicht für Polizeibeamte wieder
abgeschafft hatte, im kommenden Jahr entscheiden.
Bürgerrechtsorganisationen lehnen den Einsatz von Tasern wegen einer
Reihe von Todesfällen, die im Zusammenhang mit dem Einsatz der
gefährlichen Waffe stehen, ab.

Wenn man sich die polizeilichen und sicherheitsstaatlichen
Begehrlichkeiten vor Augen führt und dazu noch in die jovial
lächelnden Gesichter all der PolitikerInnen schaut, die mit Hilfe von
Olympischen Sommerspielen das "Wir" in der "Metropolregion
Rhein-Ruhr" stärken wollen, während sie den Bürgern gleichzeitig die
Grund- und Versammlungsrechte abzugraben versuchen, dann mag den
einen oder anderen vielleicht eine Ahnung beschleichen, welchen
unheiligen Zielen und Zwecken das "Dekadenprojekt" wirklich dient.
Wenn jetzt schon das Tragen von Uniformen oder ähnlichen
gemeinschaftlichen Merkmalen verboten werden soll, sofern sie dadurch
Gewaltbereitschaft vermitteln und somit einschüchternd wirken
können - was viel Raum für Interpretationen lässt -, dann wird in NRW
nicht bürgerlicher Gemeinsinn oder Demokratiegeist gefördert, sondern
jede gemeinschaftliche Versammlung schon dem äußeren Erscheinungsbild 
nach unter "Militanzverdacht" gestellt. Ob die Bewerbung für die 
Olympischen und Paralympischen Spiele dabei helfen wird, die
geprellte Bevölkerung trotzdem bei Spaß und guter Laune zu halten?

Fußnoten:

[1] https://www.duesseldorf.de/fileadmin/Amt13/presseanhang/2105/210511stk_Anlage.pdf

[2] https://archiv.cilip.de/Hefte/CILIP_083.pdf

Bürgerrechte & Polizei/CILIP 83 (1/2006)

[3] https://hessen.rosalux.de/news/id/43958/dokumentation-grundrechte-und-demokratie-in-zeiten-von-corona. 02.03.2021.

[4] https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-12423.pdf. Drucksache 17/12423. 21.01.2021.
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FRAGEN/028: Paraguay - Anwalt Hugo Valiente zur gescheiterten Ratifizierung des Escazú-Abkommens (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Paraguay 

"Die Agrarlobby befürchtet Folgen für die ökologische 
Straffreiheit" 

Von Gerold Schmidt



Der Anwalt Hugo Valiente erklärt im Interview die Hintergründe
für die gescheiterte Ratifizierung des Escazú-Abkommens.

(Berlin, 28. April 2021, Brot für die Welt) - Hugo Valiente arbeitet
als Anwalt für die Menschenrechtskoordination Paraguays (Codehupy).
Der Jurist ist auf internationale Schutzmechanismen für die
Menschenrechte spezialisiert. Darum verfolgt er die nationale Debatte
über das Abkommen von Escazú [1] mit besonderem Interesse. Im
Interview mit Gerold Schmidt erklärt er die Hintergründe für die
gescheiterte Ratifizierung des Abkommens.

Gerold Schmidt: Am 22. April trat das Escazú-Abkommen in Kraft.
Paraguay hat es zwar unterzeichnet, aber nicht ratifiziert. Wie ist
der Stand der öffentlichen Debatte?

Hugo Valiente: Wir haben da in Paraguay eine eigenartige Situation.
Der Staat hat das Abkommen unterzeichnet, die Regierung schickte den
Entwurf ursprünglich an die Legislative zur Ratifizierung. Doch im
Dezember 2019 zog sie die Ratifizierungsinitiative wieder aus der
Senatskammer zurück. Dabei blieb es. Das Land nimmt damit nicht am
Abkommen teil. Die Entscheidung ist einer starken Lobby gegen die
Ratifizierung geschuldet. Diese wird von mächtigen Gruppen angeführt,
die mit dem Agrobusiness sowie Teilen der extraktivistischen Industrie
verbunden sind. Sie sind es auch, die für Entwaldung und
Umweltzerstörung im Land verantwortlich sind.

In diesem Kontext darf die Unterstützung dieser Lobby durch die
katholische Kirche nicht verschwiegen werden. Die zeigt sich etwa in
der Person von Edmundo Valenzuela, dem Erzbischof von Asunción und
Vorsitzendem der paraguayischen Bischofskonferenz. Der Erzbischof
griff über eine Botschaft in den sozialen Netzwerken strategisch ein
und warnte vor den Gefahren des Escazú-Abkommens. Das Abkommen berge
eine Agenda der Vereinten Nationen, um bestimmte Globalisierungsthemen
in Paraguay durchzusetzen, zum Beispiel die Anerkennung der
gleichgeschlechtlichen Ehe und die Entkriminalisierung von
Schwangerschaftsabbrüchen. Die bischöfliche Strategie führte zu
heftiger Verwirrung. Sie lenkte vom Inhalt des Escazú-Abkommens und
seiner Bedeutung für den Umweltschutz ab, indem sie es mit Themen in
Verbindung brachte, die in einem sehr konservativen und sehr
katholischen Land wie Paraguay tabu sind. Mit dieser Unterstützung
setzten sich am Ende die Lobby-Gruppen gegen das Abkommen durch.

Es gibt nun Widerstand seitens des paraguayischen Staates, den
Ratifizierungsprozess fortzusetzen. Ja, das Für und Wider der
Ratifizierung des Escazú-Abkommens überhaupt zu diskutieren. Das ist
ein Problem, denn das Land hat eine sehr komplizierte Umweltsituation.
Es fehlt zudem an Schutz für Umweltaktivist*innen. Die
Nicht-Ratifizierung des Vertrages hinterlässt eine schwer zu füllende
Lücke, was den internationalen Rückhalt für das Recht auf
Informationszugang, die Bürger*innenbeteiligung und den Schutz
gefährdeter Bevölkerungsgruppen angeht.

Stimmt es, dass innerhalb der Regierung vor allem das
Landwirtschaftsministerium und das Umweltministerium gegen das
Abkommen sind, weil sie mit der Agrarindustrie verbündet sind? Gibt es
andere Positionen innerhalb der Regierung?

So ist es. Der Minister für Landwirtschaft und Viehzucht hat sich der
Lobby des Agrobusiness angeschlossen. Er ist eine Person, die aus der
Branche kommt. Es ist der Drehtür-Effekt, ein Interessenkonflikt. Der
Funktionär, der das Landwirtschaftsministerium leitet, ist eine
Person, die aus dem Agrarsektor kommt. Wir haben hier ein Schema, wo
der Staat vereinnahmt wird. Das Agrobusiness, im Wesentlichen der
Gensoja-Sektor, hat die Kontrolle über die staatlichen Institutionen,
die die Einhaltung der einschlägigen Umweltgesetze überwachen sollten.
Gleiches geschieht mit anderen strategischen Regierungsbehörden. Dazu
gehört das Ministerium für Umwelt und nachhaltige Entwicklung. Oder
das Nationale Institut für ländliche Entwicklung und Böden. Die
Interessenvertretung kontrolliert die öffentliche Aufsicht. Auch das
Außenministerium spielt eine Rolle in diesem System. Im Rahmen des
sogenannten EPU-Verfahrens, der Periodischen Überprüfung vor dem
UNO-Menschenrechtsrat wird nach wie vor versichert, der Staat prüfe
die Möglichkeit der Ratifizierung des Escazú-Abkommens. So steht es in
dem nationalen Bericht, den die Regierung für die EPU im Mai 2021
vorgelegt hat. Doch nach innen tut sich nichts.

Welches sind die konkreten Befürchtungen der Agrarlobby, die sie so
allergisch gegen eine Ratifizierung sein lässt?

Das Escazú-Abkommen gibt zu viele Werkzeuge an die Hand und stärkt die
betroffenen Bevölkerungsgruppen. Ich denke, dass hier die Angst liegt.
Die Angst, was die im Abkommen vorgesehenen Rechte auf den
Informationszugang angeht. Es geht um die Kontrolle der Information,
die Möglichkeit zur Desinformation bei schädlichen Umweltauswirkungen
bestimmter sozioökonomischer Aktivitäten. Es herrscht eine enorme
Furcht davor, der Staat könnte dazu verpflichtet werden, bestimmte
Informationen regelmäßig und systematisch zu erstellen. Ein Beispiel
sind die Entwaldungsindikatoren, allgemein die Indikatoren zu
offensichtlichen Umweltproblemen in den letzten Jahren. Die
Dürre-Indikatoren, die Informationen über Anomalien bei den
Niederschlagsmengen. Letztere gehören zu den negativen Auswirkungen
des Klimawandels, für den auch das Exportmodell des Landes
Verantwortung trägt. Wir hatten 2020 eine der schlimmsten
Dürreperioden. Das hat zu historischen Tiefstständen der Flüsse
geführt, die weder im vergangenen noch in diesem Jahrhundert so
niedrig verzeichnet wurden. Die Möglichkeit, die Falschinformationen
über bestimmte ökonomische Aktivitäten mit belastbaren Daten zu
bekämpfen, wird als Risiko angesehen. Die größte Befürchtung der
Agrarlobby ist meiner Meinung nach: Das Escazú-Abkommen könnte Folgen
für die ökologische Straffreiheit haben. Es böte dazu entsprechende
Hebel.

Der Artikel 9 des Escazú-Abkommens ist ein Instrument zum Schutz
von Umweltaktivist*innen. Wie sieht deren Situation in Paraguay aus?
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